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1 Anwendungsbereich

Dieser Leitfaden gilt für die Errichtung, Inbetriebnahme und den Betrieb von kommerziell genutzten Power-

to-Gas-Anlagen (PtG). Er richtet sich hauptsächlich an Betreiber solcher Anlagen mit dem Ziel, eine mög-

liche Anwendung derzeit bestehender technischer Regelwerke und rechtlicher Anforderungen, die nicht

explizit auf PtG-Anlagen angepasst sind und daher entsprechend interpretiert werden müssen, aufzuzei-

gen. Darüber hinaus werden im Leitfaden die relevanten Aufgaben und Pflichten eines Betreibers darge-

stellt, die er erfüllen muss, wenn er gleichzeitig als Hersteller der Gesamtanlage gilt.

Der Leitfaden ist intensiv mit fachkundigen Behördenvertretern, Gutachtern und Herstellern abgestimmt

und diskutiert worden. Wo es verschiedene Ansichten zu Einzelfragen gibt, sind diese dargestellt; die

Meinung der Autoren wird explizit als solche gekennzeichnet. Das Anliegen der Autoren ist es, einen ob-

jektiven und neutralen Wissensstand abzubilden. Obwohl oftmals künftige Betreiber angesprochen wer-

den, soll der vorliegende technische Leitfaden als Unterstützung für alle Menschen dienen, die von der

ersten Planung über die Herstellung bis zum Betrieb von Power-to-Gas-Anlagen einbezogen werden.

Nicht jedes der nachfolgend genannten Themen ist für Ihre geplante PtG-Anlage relevant. Die Entschei-

dung, ob bestimmte Verfahren angewandt werden (oder nicht), hängt größtenteils von technischen Para-

metern ab und obliegt letztlich der zuständigen Behörde. Die relevanten Parameter werden in diesem

Leitfaden dargestellt. Bitte stimmen Sie das anzuwendende Verfahren für das geplante Projekt frühzeitig

mit der zuständigen Behörde ab.

Trotz der Bemühungen des PORTAL GREEN Konsortiums, verschiedene Konstellationen aufzunehmen

und darzustellen, verbleiben immer Unsicherheiten. Um im Rahmen des Leitfadens möglichst viele Anla-

genszenarien abzudecken, wurde basierend auf dem zum Zeitpunkt der Erstellung des Leitfadens aktuel-

len Stand der Technik bei PtG-Anlagen eine Referenzanlage inkl. ihrer Systemgrenzen und Nutzungs-

zweige entwickelt. Von dieser Referenzanlage wurden verschiedene Referenzfälle abgeleitet, anhand de-

rer die verschiedenen zu berücksichtigenden Anforderungen und Pflichten aus Verordnungen, Gesetzen

und technischen Regelwerken für den Bau und Betrieb von PtG-Anlagen abgeleitet wurden. Alle im Fol-

genden beschriebenen Verfahren, anzuwendenden Gesetze und technischen Regelwerke basieren auf

diesen Referenzfällen. Dieser Leitfaden enthält eine Vielzahl an Gesetzes- und Literaturverweisen und

gibt Ihnen damit die Möglichkeit die Rechtslage nachzuvollziehen und sich ggf. eine eigene Meinung zu

bilden bzw. tiefergehend zu einzelnen Fragestellungen zu recherchieren.

Dieser Leitfaden ist wie folgt aufgebaut:

 In Kap. 2 wird die Referenzanlage samt Anlagengrenzen dargestellt.

 In Kap. 3 wird ein Überblick über die in diesem Leitfaden behandelten Gesetze, Verordnungen und

technischen Regelwerke sowie verschiedene Diskussionsgrundlagen und Entscheidungsbäume ge-

geben, anhand derer die Anlage eingestuft werden kann. Abschließend wird aufgezeigt, welche der

nachfolgenden Kapitel je nach Einstufung der Anlage relevant sind.

 In Kap. 4 werden die Anforderungen an Betreiber beschrieben, die maßgeblich aus dem Arbeits-

schutz resultieren. Außerdem wird auf den Bau von Leitungen außerhalb des PtG-Anlagengeländes

eingegangen.

 In Kap. 5 werden Anforderungen an Hersteller beschrieben, wobei der Fokus auf dem Fall liegt,

dass der Betreiber zum Hersteller geworden ist und entsprechende Pflichten zur Gewährleistung der

Produktsicherheit erfüllen muss.
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 In Kap. 6 und Kap. 7 werden die verschiedenen technischen Regelwerke aufgezeigt. Da je nach

Nutzungszweig und Anlagenkonstellation verschiedene Regelwerke angewandt werden, werden

diese Unterschiede beschrieben.

 In Kap. 8 werden abschließend die relevanten Informationen, Pflichten und Aufgaben für Betrei-

ber mit und ohne Herstellerpflichten zusammengefasst. Außerdem findet sich eine Liste mit rele-

vanten Ansprechpartnern bei Behörden und unabhängigen Stellen, die für verschiedene Aufgaben

einbezogen werden müssen.

Die Anhänge enthalten überdies Informationen zu:

 Anhang A | Begriffe

 Anhang B | Normen und technische Regeln zum Explosionsschutz

 Anhang C | Kennzeichnungen im Explosionsschutz und ihre Bedeutung

 Anhang D | Erläuterung zu sonstigen für die CE-Kennzeichnung relevanten EU-Richtlinien und natio-

nalen Gesetzen und Verordnungen

 Anhang E | Übersicht über Anforderungen der ProdSV an Hersteller

 Anhang F | Überblick der in EU-Richtlinien definierten Module zur Durchführung des Konformitätsbe-

wertungsverfahrens

 Anhang G | Musterbeispiel einer Konformitätserklärung nach der EMV-Richtlinie

 Anhang H | Energieaufsichts- und Marktüberwachungsbehörden der Bundesländer

 Anhang I | Übersicht über durchzuführende Prüfungen

Ergänzend zum vorliegenden technischen Leitfaden hat das PORTAL GREEN Konsortium außerdem ei-

nen „Genehmigungsrechtlichen Leitfaden für Power-to-Gas-Anlagen (Errichtung und Betrieb)“ verfasst.

Dieser dient als Anleitung, Hilfestellung, Orientierung und Handreichung, welche Verfahren und Gesetze

für die Errichtung und den Betrieb von PtG-Anlagen zu beachten sind. Der Schwerpunkt liegt dabei auf

den behördlichen Genehmigungen. Der Leitfaden kann über dieselben Kanäle wie das vorliegende Doku-

ment bezogen werden.

2 Referenzanlage

Im Folgenden wird zunächst der Aufbau der PtG-Referenzanlage beschrieben, der alle im Rahmen des

Leitfadens betrachteten Systeme und Komponenten darstellt. Die PtG-Anlage wird dabei als Arbeitsstätte

im Sinne der Arbeitsstättenverordnung und als bauliche Anlage im Sinne des Baurechts verstanden.

Anschließend wird erläutert, welche Systemgrenzen im Rahmen des Leitfadens gezogen und auf welcher

Grundlage diese Grenzen festgelegt wurden. Abschließend werden die betrachteten Nutzungszweige dar-

gestellt.

2.1 Aufbau

Der Aufbau der PtG-Referenzanlage ist in Abb. 2.1 dargestellt. Neben dem Elektrolyseur gehört auch eine

Methanisierungsanlage mit Anschluss an eine Biogasanlage zur Referenzanlage. Die wesentlichen Teil-

systeme umfassen einen Netzanschluss, eine Wasseraufbereitung, ein Stickstoffspülgassystem sowie

eine nachgeschaltete Produktgasaufbereitung und Wasserstoffverdichtung. Die im Elektrolyseur oder der

Methanisierungsanlage entstehende Abwärme wird über einen Wärmetauscher abgeführt und kann zur
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Abwärmenutzung in Wärmenetze eingespeist werden oder für den eigenen Wärmebedarf zurückgeführt

werden.

Der erzeugte Wasserstoff gelangt entweder in einen Wasserstoffspeicher oder wird in einem Methanisie-

rungsreaktor zu Methan weiterverarbeitet. Das hierfür benötigte CO2 stammt beispielsweise aus einer Bi-

ogasanlage, kann aber auch per Trailer angeliefert werden. Die erzeugte Wärme wird auch hier über einen

Wärmetauscher abgeführt und entweder für den eigenen Wärmebedarf genutzt oder in Wärmenetze ein-

gespeist. Sowohl Wasserstoff als auch Methan können schließlich ins Erdgasnetz eingespeist, oder zu H2-

bzw. SNG-Tankstellen transportiert werden. Darüber hinaus kann der im H2-Speicher gelagerte Wasser-

stoff zur Belieferung von Industrieanlagen oder wie das Methan zur direkten Rückverstromung verwendet

werden.

Bei dieser Referenzanlage handelt es sich nicht um eine reale Anlagenkonstellation, sondern um einen

maximal möglichen Aufbau aus den in diesem Leitfaden betrachteten Anlagenteilen, Systemen und Nut-

zungszweigen. Reale Anlagen bestehen derzeit in der Regel aus Teilen dieser Referenzanlage, verfügen

also beispielsweise nicht über eine Methanisierungsanlage oder nur über einen Teil der dargestellten Nut-

zungszweige.
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Abb. 2.1 – Generischer Aufbau einer PtG-Anlage mit Methanisierung und unterschiedlichen ange-

schlossenen Nutzungszweigen. Urheberin: GRS
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Zu den betrachteten Nutzungszweigen zählen

 die Einspeisung von Wasserstoff oder Methan ins Erdgasnetz oder in ein Wasserstoffnetz,

 die Nutzung von Wasserstoff für die Belieferung von Tankstellen oder Industrieanlagen (Trailer-Be-

füllung oder Versorgung über Rohrleitungen) und

 die Nutzung von Wasserstoff oder Methan zur Rückverstromung.

Bei den Elektrolyseverfahren wird aktuell zwischen drei relevanten Verfahren unterschieden: die alkalische

Elektrolyse (AEL), die Proton-Exchange-Membrane-Elektrolyse (PEMEL) sowie die Hochtemperaturelekt-

rolyse (HTEL). Die AEL wird seit über 100 Jahren kommerziell genutzt. Die PEMEL konnte sich in den

vergangenen ca. 20 Jahren in kommerziellen Anwendungen etablieren und bietet weiteres Entwicklungs-

bzw. Optimierungspotenzial. Bei der HTEL handelt es sich um eine vergleichsweise junge Technologie,

deren Sprung zur kommerziellen Anwendung noch aussteht. Zudem sind neuere Verfahren in der Entwick-

lung, die das Konzept Power-to-Gas kostengünstiger und vielseitiger einsetzbar machen sollen (Brinner,

2017), (Sterner, 2017), (Hydrogeit, 2017), (Wiedemann, 2018), (Graforce, 2019).

Die Methanisierung kann grundsätzlich auf zwei Arten erfolgen: katalytisch oder biologisch. Bei der kata-

lytischen Methanisierung wird SNG in einem Festbett-, Wirbelschicht- oder Drei-Phasen-Reaktor produ-

ziert. Die biologische Methanisierung erfolgt derzeit entweder in situ (gekoppelte Methanisierung des CO2

im Biogasprozess) oder in separaten Reaktionsbehältern (z. B. unter Nutzung spezieller Mikroorganis-

men). Während die katalytische Methanisierung lange erprobt und im großtechnischen Einsatz ist, stehen

bei der biologischen Methanisierung großserientaugliche Produktionskonzepte derzeit noch aus.

Alle genannten Konzepte für Elektrolyse und Methanisierung wurden im Rahmen der Leitfadenentwicklung

berücksichtigt.

Als Rückverstromung ist im Rahmen dieses Leitfadens die Stromerzeugung aus Gasen definiert, die voll-

ständig oder anteilig in einer PtG-Anlage auf Basis elektrischer Energie erzeugt wurden. Die in diesem

Kontext in Frage kommenden Gase sind Wasserstoff, SNG sowie Gemische aus Wasserstoff, SNG, Erd-

gas und Biogas. Die Produktgase der PtG-Anlage können entweder vor Ort bis zur Rückverstromung ge-

speichert oder in das Gasnetz eingespeist werden, wobei in dem Fall das Gas zur Rückverstromung aus

der Leitung bezogen wird. Prinzipiell kann die Rückverstromung also an einem beliebigen Ort mit Gasver-

sorgung geschehen. Etablierte Technologien zur Stromerzeugung aus Gas sind Gasturbinen, Gasmotoren

und Brennstoffzellen. Zur Nutzung von Wasserstoff eignen sich Brennstoffzellen. Zudem werden Gasmo-

toren und Gasturbinen entwickelt und getestet, die mit reinem Wasserstoff oder mit Gasgemischen mit

hohen Wasserstoffanteilen betrieben werden können. Darüber hinaus werden Gasmotoren entwickelt, wel-

che ein variables Wasserstoff-Methan-Verhältnis erlauben. Weitere Technologien zur gasbasierten Strom-

erzeugung sind der Gas-Dampfmotor und der Stirlingmotor, die sich aufgrund der externen Wärmezufuhr

für die Nutzung von Wasserstoff eignen, oder innovative Entwicklungen wie H2/O2 Kreislaufmotoren. Zu-

dem wird an der Entwicklung von reversiblen Brennstoffzellen geforscht, womit die Elektrolyse und die

Rückverstromung in einem System realisiert werden können (Töpler & Lehmann, 2017).

Brennstoffzellen werden nach Ansicht der Workshopteilnehmer und Interviewpartner als vielverspre-

chende Technologie der Wasserstoffrückverstromung angesehen. Seitens des PORTAL GREEN Konsor-

tiums sind allerdings keine PtG-Anlagen bekannt, an die bereits eine großtechnische Brennstoffzelle zur

(Wasserstoff-) Rückverstromung mit einer Leistung im Megawatt-Bereich angegliedert ist. Stattdessen

werden meist Gasmotor-BHKWs genutzt, in denen Wasserstoff dem Erdgas beigemischt wird (z. B.

(H2ORIZON)). Zudem befinden sich Gasmotoren in Entwicklung und Testung, die mit reinem Wasserstoff
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oder mit variablem Wasserstoff/Methanverhältnis betrieben werden können. Als Grund für die Zurückhal-

tung bei der Investition in Großbrennstoffzellen wird die mangelnde Projekt- und Betriebserfahrung, ins-

besondere im Hinblick auf einen dynamischen Betrieb, genannt. Aus diesem Grund scheinen wenige Er-

fahrungswerte in der Planung und in dem (dynamischen) Betrieb von großtechnischen Brennstoffzellen-

anlagen zu bestehen. Im Gegensatz dazu werden in Versuchs- und Demonstrationsanlagen (z. B.

(h2herten, 2020)) mit Wasserstoff betriebene Brennstoffzellenanlagen eingesetzt.

2.2 Anlagengrenzen

Eine Übersicht über die Anlagengrenzen der im letzten Abschnitt beschriebenen PtG-Referenzanlage gibt

Abb. 2.2. Da in der Regel verschiedene Optionen möglich sind, wurde jeweils beispielhaft eine Variante

der jeweiligen Systemgrenze eingezeichnet. Im Folgenden wird beschrieben, wo genau die jeweiligen Sys-

temgrenzen liegen und in welchen Verordnungen oder Verträgen sie festgelegt sind. Hierbei wird zwischen

den Eingangsanschlüssen (Wasser, Strom, Wärme, CO2, Biogas), den Ausgangsanschlüssen (Abwasser,

Abwärme) sowie den Anschlüssen zu den Nutzungszweigen unterschieden.
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Abb. 2.2 – Systemgrenzen einer PtG-Anlage. Urheberin: DBI
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2.2.1 Wasser

Die Systemgrenze zwischen dem Wasserverteilnetz und der Kundenanlage befindet sich hinter dem

Flansch der Absperrarmatur (Hauptabsperrarmatur) der Verbindungsleitung zwischen Verteilnetz und Kun-

denanlage. Der Hausanschluss, zu welchem auch die Messeinrichtung gehört, befindet sich im Eigentum

des Wasserversorgungsunternehmens, auch wenn dieser auf dem Grundstück des Kunden liegt.

Zwischen dem Industrieunternehmen und dem Wasserversorger werden bilateral individuelle Netzan-

schlussverträge geschlossen, deren Basis oft die AVBWasserV2 oder die Satzung des versorgenden

Zweckverbands ist. Es gibt dabei keinen Standardvertrag und Eigentumsgrenzen etc. werden individuell

vereinbart. Im ersten Schritt muss der Industrie-/ Gewerbekunde einen Antrag für die Trink-/ Schmutzwas-

ser-Ver- und -Entsorgung stellen. Der Versorger prüft dann die Voraussetzungen (z. B. Menge, Qualität,

Druck), auf dessen Grundlage dann der Vertrag geschlossen wird.

2.2.2 Strom

Die verschiedenen Netzbetreiber haben für die jeweiligen Netzebenen standardisierte Ausgestaltungen

des Anschlusses und der Eigentumsgrenze zum Anschlussnehmer erarbeitet und in ihren Technischen

Anschlussbedingungen (TAB) veröffentlicht. Diese sind in der Regel auf der Internetseite des Netzbetrei-

bers zu finden. Die endgültige Festlegung der Systemgrenze geschieht bilateral zwischen Netzbetreiber

und Anschlussnehmer im Netzanschlussvertrag. Somit kann keine allgemeingültige Aussage zu der Ei-

gentumsgrenze getroffen werden.

Die in Abb. 2.2 dargestellte Grenze ist eine beispielhafte, standardisierte Ausgestaltung eines Netzbetrei-

bers. Die Mittelspannungsebene wurde als repräsentative Spannungsebene für aktuelle Anlagen gewählt.

Die Systemgrenze zwischen dem Mittelspannungsnetz und der Kundenanlage befindet sich hier hinter den

Kabelendverschlüssen der mittelspannungsseitigen Kabelanbindung in der Kundenstation.

2.2.3 Wärme

Die Systemgrenze zwischen dem Fernwärmenetz bzw. externer Wärmequelle und der Kundenanlage be-

findet sich an der Einbindung in das Heizsystem des externen Wärmelieferanten. Der Flansch an das

Heizsystem stellt die konkrete Grenze dar.

Zwischen dem Industrieunternehmen und dem Fernwärmeversorger werden bilateral individuelle Netzan-

schlussverträge, meist basierend auf der AVBFernwärmeV3 abgeschlossen.

2.2.4 CO2

Das für die Methanisierung benötigte CO2 wird in einem CO2-Tank zwischengespeichert, welcher sich

entweder im Eigentum des Anlagenbetreibers befindet oder von dem Lieferanten angemietet wird.

Gehört der Tank zur Anlage, befindet sich die Systemgrenze zwischen der externen CO2-Quelle und der

PtG-Anlage am Flansch nach der Absperrarmatur des Lieferanten, also am Eingang des CO2-Tanks der

2 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV), Stand 11.12.2014

3 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV), Stand 25.07.2013
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PtG-Anlage. Gehört der Tank dem Lieferanten, befindet sich die Systemgrenze am Flansch nach der Ab-

sperrarmatur des Tanks, also am Ausgang des CO2-Tanks, der zur Methanisierungsanlage führt.

2.2.5 Biogas

Die Systemgrenze zwischen der Biogasanlage und der PtG-Anlage befindet sich an der verbindenden

Gasleitung zwischen Biogasanlage und PtG-Anlage bzw. Methanisierung. Der Flansch nach dem Absperr-

ventil stellt die Systemgrenze dar und kann am Ausgang der Biogasanlage, an einem beliebigen Punkt auf

der Gasleitung oder am Eingang der PtG-Anlage liegen.

In der Regel gehört die von der Biogasanlage abgehende Gasleitung bereits zur PtG-Anlage, die genaue

Festlegung der Systemgrenze und der Eigentumsverhältnisse geschieht jedoch, unter Berücksichtigung

der Investitionskosten und Grundstücksgrenzen, bilateral zwischen PtG-Anlagenbetreiber und Biogasan-

lagenbetreiber.

2.2.6 Abwasser

Die Systemgrenze zwischen privatem Entwässerungsbereich und öffentlicher Abwasseranlage befindet

sich in der Regel an der ersten zugänglichen Stelle des privaten Grundstücks. Diese ist meist ein Revisi-

onsschacht oder eine Revisionsöffnung, wie in der Grafik abgebildet. Ist dies nicht vorhanden, kann auch

die Grundstücksgrenze die Schnittstelle zwischen privater und öffentlicher Abwasseranlage sein. Meist

werden Systemgrenze und Eigentumsverhältnisse von der Kommune in der Entwässerungssatzung fest-

gelegt oder im Falle von Industrieunternehmen bilateral ausgehandelt.

Gängige praktikable Systemgrenzen sind der Revisionsschacht auf dem Grundstück oder an der Grund-

stücksgrenze, die Revisionsöffnung im Gebäude, die Grundstücksgrenze, der Stutzen oder Abzweig am

öffentlichen Kanal, oder die Gebäudeaußenkante.

2.2.7 Abwärme

Die Systemgrenze zwischen der PtG-Anlage und dem Fernwärmenetz bzw. dem externen Wärmeabneh-

mer, befindet sich am Übergang in das Heizsystem des Abnehmers. Der Flansch nach der Absperrarmatur

des versorgenden Heizsystems, stellt die konkrete Grenze dar. Die nachfolgende Leitung, durch die die

Wärme transportiert wird, gehört folglich dem Abnehmer.

Die endgültige Festlegung der Systemgrenze und Eigentumsverhältnisse, wird individuell per Vertrag ge-

regelt und geschieht, unter Berücksichtigung der lokalen Begebenheiten und Grundstücksgrenzen, bilate-

ral zwischen Wärmeerzeuger und Fernwärmenetzbetreiber bzw. Wärmeabnehmer.

2.2.8 Anschlüsse der Nutzungszweige

Die Systemgrenze zwischen der Wasserstoff-Erzeugungsanlage und dem jeweiligen Nutzungszweig

(Wasserstoff-Tankstelle / Industriegebiet / Rückverstromung / Erdgasnetz) befindet sich hinter dem

Flansch der Absperrarmatur der Verbindungsleitung zwischen der Erzeugungsanlage und dem Speicher /

Puffertank des jeweiligen Nutzungszweiges (H2-Tankstelle, Industriegebiet und Rückverstromung) bzw.

der Einspeiseanlage des öffentlichen Erdgasnetzes. Sollte kein Zwischenspeicher vorhanden sein, wird

die Systemgrenze an der Verbindungsleitung nach der Absperrarmatur des Produzenten bzw. vor der Ab-

sperrarmatur des Abnehmers gezogen.
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Für jeden Nutzungszweig gilt: die genaue Festlegung der Systemgrenze und der Eigentumsverhältnisse

sowie der Investitionskosten für den Anschluss geschieht, unter Berücksichtigung der Grundstücksgren-

zen, bilateral zwischen Anlagenbetreiber und Wasserstoffabnehmer. Die Schnittstelle gestaltet sich für die

Produkte Wasserstoff und Methan identisch.

Im Fall, dass die Methanisierungsanlage nicht mehr Teil der zu genehmigenden PtG-Anlage ist, sondern

zum Gasnetz oder einem anderen Betreiber gehört, befindet sich die Systemgrenze am Flansch der Ab-

sperrarmatur der Verbindungsleitung zwischen Wasserstofferzeugungsanlage und Methanisierung.

3 Anzuwendende Gesetze, Verordnungen und technische Regelwerke

3.1 Überblick

Es gibt eine Vielzahl von europäischen (EU) Richtlinien und Verordnungen, nationalen Gesetzen und Ver-

ordnungen sowie technischen Regelwerken, die bei Errichtung, Inbetriebnahme und Betrieb von PtG-An-

lagen berücksichtigt werden müssen. Die wesentlichen Vorschriften sind in Abb. 3.1 dargestellt.

Abb. 3.1 – Hierarchischer Überblick über relevante Gesetze, Verordnungen und Regelwerke.

Urheberin: GRS

EU-Richtlinien gelten im Gegensatz zu EU-Verordnungen nicht unmittelbar, sondern müssen in jeweils

nationales Recht umgesetzt werden. Viele der in Abb. 3.1 gezeigten EU-Richtlinien werden durch das
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Produktsicherheitsgesetz4 (ProdSG) und das Arbeitsschutzgesetz5 (ArbSchG) sowie die jeweils unterla-

gerten Verordnungen umgesetzt. Da nationale Rechtsvorschriften oftmals auf die Inhalte der jeweils um-

gesetzten EU-Richt-linien verweisen oder auch wortgleiche Texte beinhalten, wird in diesem Leitfaden je

nach Relevanz die nationale oder die europäische Rechtsvorschrift herangezogen. Die Zusammenhänge

werden in Kap. 4.1 und Kap. 5 beschrieben.

Nationale Gesetze und Verordnungen werden in diesem Leitfaden nur betrachtet, wenn sie sich explizit

mit technischen Fragestellungen beschäftigen, die den Anwendungsbereich dieses Leitfadens betreffen.

Es sind vor allem beim Arbeitsschutz einige Verordnungen zu beachten, die sich beispielsweise mit der

Einrichtung von Bildschirmarbeits-plätzen oder dem sozialen Arbeitsschutz (z. B. Mutterschutz, Arbeits-

zeit, Behindertengleichstellung) beschäftigen. Solche Themen gehen über den Umfang des Leitfadens

hinaus. Gleiches gilt für das Thema IT-Sicherheit.

Welche technischen Regeln und Normen anzuwenden sind, hängt von den anzuwendenden Gesetzen und

Verordnungen ab. Eine PtG-Anlage kann eine Energieanlage im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes6

(EnWG) sein. Darin können auch überwachungsbedürftige Anlage im Sinne des ProdSG und der Betriebs-

sicherheitsverordnung7 (BetrSichV) enthalten sein. Für diese in Anhang 2 der BetrSichV festgelegten über-

wachungsbedürftigen Anlagen gelten die Anforderungen der BetrSichV und hinsichtlich des Explosions-

schutzes auch der GefStoffV, für PtG-Anlagen mit biologischer Methanisierung gilt darüber hinaus die

BioStoffV (siehe Kap. 3.2.1). Dabei ist sowohl nach EnWG als auch nach BetrSichV, GefStoffV (und ggf.

BioStoffV) der Stand der Technik einzuhalten (siehe Kap. 6).

Beim Betrieb von PtG-Anlagen sind zunächst unabhängig von der Einstufung der Anlage als Energiean-

lage oder überwachungsbedürftige Anlage die folgenden technischen Regeln, die von technischen Minis-

teriumsausschüssen vorgeschlagen und vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröffentlicht wer-

den, zu berücksichtigen, die den Stand der Technik beschreiben:

 für biologische Arbeitsstoffe (TRBA),

 der Betriebssicherheit (TRBS),

 für Gefahrstoffe (TRGS),

 für Arbeitsstätten (ASR) und

 zur Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung (TRLV).

Bei Energieanlagen kann der Stand der Technik nach § 49 Abs. 2 EnWG angenommen werden, wenn die

Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Gas nach dem Regelwerk des Deutschen Verbands

für Gas und Wasser (DVGW) und die Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität nach

4 Gesetz über die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz – ProdSG), Stand 28.04.2020

5 Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-

zes der Beschäftigten bei der Arbeit (ArbSchG), Stand 23.10.2013

6 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – EnWG), Stand 19.06.2020

7 Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung – Be-

trSichV), Stand 30.04.2019
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dem Regelwerk des Verbandes der Elektrotechnik, Elektronik und Informationstechnik (VDE) errichtet wur-

den.

Darüber hinaus sind Normen von weiteren privatwirtschaftlichen Verbänden wie dem Deutsche Institut für

Normung (DIN) einzuhalten. Eine Auflistung all dieser technischen Normen und Regeln würde bei weitem

den Rahmen eines Leitfadens sprengen. Es werden daher in diesem Leitfaden hauptsächlich übergeord-

nete Normen und Regeln oder Regelreihen genannt, anhand derer bei Bedarf eine vertiefte Recherche

durchgeführt werden kann.

Eine Besonderheit sind harmonisierte Normen. Hierbei handelt es sich um europäische Normen, die von

CEN, CENELEC oder ETSI erarbeitet werden. Sie beziehen sich in der Regel auf Produkte und sollen

dazu beitragen, Handelshemmnisse, die durch unterschiedliche technische Anforderungen in verschiede-

nen Ländern entstehen, zu reduzieren. Eine Liste von harmonisierten Normen als Ergänzung von EU-

Richtlinien sind beispielsweise zu finden unter

 https://ec.europa.eu/docsroom/documents/40782 für die Maschinenrichtlinie

 https://ec.europa.eu/docsroom/documents/40841 für die Druckgeräterichtlinie

Handelshemmnisse aufgrund unterschiedlicher technischer Anforderungen können ausschließlich Herstel-

ler von Produkten treffen, die ihr Produkt in verschiedenen Ländern vermarkten wollen. Dies betrifft vor

allem unterschiedliche Beschaffenheitsanforderungen, kann aber auch die Verwendung spezieller Gutach-

ter, Zulassungen von Lieferanten oder spezielle Produktkennzeichnungen umfassen. Es gilt jedoch nicht

für Anforderungen, die an Betreiber gestellt werden. Wie beispielsweise eine PtG-Anlage sicher zu betrei-

ben ist, kann jedes Land unterschiedlich festlegen. Hier sind also nationale Anforderungen möglich.

Es hängt von verschiedenen Kriterien ab, welche der Gesetze, Verordnungen und technischen Regelwerke

für die jeweilige PtG-Anlage tatsächlich anzuwenden sind. Die nachfolgenden Abschnitte unterstützen da-

bei, herauszufinden, welche Kriterien gelten und welche Kapitel entsprechend relevant sein können.

3.2 Einstufung der PtG-Anlage zur Auswahl der relevanten Gesetze, Verordnungen und techni-

schen Regelwerke

Um zu bestimmen, welche Gesetze, Verordnungen und technischen Regelwerke zur Anwendung kommen,

müssen zunächst die folgenden Fragen geklärt werden

 Ist die PtG-Anlage als Energieanlage eingestuft und welche überwachungsbedürftigen Anlagen bein-

halten diese?

 Sind Produktanforderungen zu erfüllen?

 Ist der Betreiber der PtG-Anlage gleichzeitig ihr Hersteller?

Für diese Fragestellungen geben die nächsten beiden Abschnitte eine Entscheidungshilfe. Basierend da-

rauf zeigt Kap. 3.3 dann auf, welche der nachfolgenden Kapitel und Abschnitte relevant sein und welche

übersprungen werden können.

3.2.1 Energieanlage, überwachungsbedürftige bzw. erlaubnispflichtige Anlage

In diesem Kapitel wird zunächst auf die verschiedenen Anlagentypen eingegangen und abschließend in

einem Entscheidungsbaum dargelegt, anhand welcher Kriterien entschieden werden kann, ob die geplante

PtG-Anlage eine Energieanlage oder eine überwachungsbedürftige bzw. erlaubnispflichtige Anlage ist.
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Wie im letzten Abschnitt erläu-tert, hat diese Festlegung Einfluss auf die anzuwendenden Regelwerke und

an die Anlage gestellte Anforderungen. Zudem entscheiden sich damit auch die Zuständigkeitsbereiche

der Energieaufsicht, die nach § 49 Nr. 5 und 6 EnWG Befugnisse für Energieanlagen hat, sowie der für

überwachungsbedürftige Anlagen zuständigen Gewerbeaufsicht. Darüber hinaus sind bestimmte Energie-

anlagen von der Überwachungsbedürftigkeit bzw. Erlaubnispflicht ausgenommen.

Energieanlage

In § 3 Nr. 15 des EnWG werden ‚Energieanlagen‘ als Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung

oder Abgabe von Energie definiert, soweit sie nicht lediglich der Übertragung von Signalen dienen. In

diesem Sinne bezieht sich der Begriff ‚Energie‘ nach § 3 Nr. 14 des EnWG auf Strom und Gas, allerdings

nur, wenn sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung der Allgemeinheit verwendet werden.

Unter die Definition ‚Gas‘ fallen nach § 3 Nr. 19a EnWG

 Erdgas,

 Flüssiggas,

 Biogas,

 Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist und in ein Gasversorgungsnetz einge-

speist wird und

 Synthetisch erzeugtes Methan, das durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschlie-

ßende Methanisierung hergestellt worden ist und in ein Gasversorgungsnetz eingespeist wird.

Unter den Begriff ‚Biogas‘ fällt darüber hinaus Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden

ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur Elektrolyse eingesetzte Strom und das zur Methani-

sierung eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid jeweils nachweislich weit überwiegend aus erneu-

erbaren Energiequellen stammen, § 3 Nr. 10c EnWG.

Folgt man den momentanen gesetzlichen Definitionen (Stand 2020), kann eine PtG-Anlage nach Ansicht

des PORTAL GREEN Konsortiums als Energieanlage eingestuft werden, wenn sie Gas in ein ‚Gasversor-

gungsnetz‘ im Sinne des EnWG einspeist. Dazu zählen nach EnWG § 3 Nr. 16, 20 u. a.

 Fernleitungsnetze (einschließlich Untergrundspeicher)

 Verteilnetze (einschließlich Stichleitungen)

 Geschlossene Verteilnetze, z. B. Inselnetze nach § 110 EnWG

Es entfallen nach § 3 Nr. 16 EnWG die PtG-Anlagen, die

 in sogenannte Kundenanlagen nach § 3 Nr. 24a und 24b EnWG (Kundennetze) einspeisen; dies

kann in Industriegebieten zutreffen

 über eine Direktleitung, die nach § 3 Nr. 12 EnWG einen einzelnen Produktionsstandort mit einem

einzelnen Kunden verbindet oder zur Versorgung einzelner Kun-den zusätzlich zum Verbundnetz

errichtet wird, eine eigene Betriebsstätte des Betreibers, ein Tochterunternehmen oder einen Kun-

den versorgen,

 das produzierte Gas per Straße (Schiene oder Wasser) an Kunden abgeben (Stichwort: Trailerbefül-

lung)
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Die letztgenannten Anlagen gelten nicht als Energieanlagen, weil sie vom (wörtlichen) Anwendungsbereich

des EnWG nicht erfasst werden, § 3 Nr. 16 EnWG.

Der beschriebenen, aktuellen Definition von Energieanlagen im EnWG folgend kommt es letztlich darauf

an, wie die PtG-Anlage das produzierte Gas an Kunden abgibt. Nach Ansicht des Portal Green Konsorti-

ums stellt sich die Frage, ob diese Differenzierung sachgerecht ist. Ggf. braucht es eine gesetzgeberische

Entscheidung, ob PtG-Anlagen Energieanlagen sind, so wie dies auch für LNG-Anlagen in § 3 Nr. 20

EnWG geschehen ist. Oder es bedarf alternativ eine Entscheidung der zuständigen Behörden, so wie dies

bspw. für Biogasanlagen erfolgte. Bei Biogasanlagen, in denen ebenfalls Gas produziert und in das Gas-

netz eingespeist wird, wird beispielsweise unterschieden zwischen Fermenter etc. und Einspeise- und

Aufbereitungsanlage. Fermenter etc. gelten als überwachungsbedürftige Anlage und die Einspeise- samt

Aufbereitungsanlage als Energieanlage. Auf diese Weise ist die eigentliche Erzeugungsanlage keine Ener-

gieanlage, sondern eine überwachungsbedürftige Anlage und damit von der Art, wie das erzeugte Gas

abgegeben wird, entkoppelt.

Überwachungsbedürftige Anlage

Zum Ende der Erstellung dieses Leitfadens wurde bekannt, dass ein Gesetzesentwurf zur Änderung des

ProdSG und zur Neuordnung des Rechts für überwachungsbedürftige Anlagen im Umlauf ist. Im Rahmen

dessen ist auch ein neues Gesetz für überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) in der Entstehung. Das

Thema der überwachungs-bedürftigen Anlagen wird damit vermutlich sowohl aus dem ProdSG als auch

aus der BetrSichV ausgegliedert. Da dieses Gesetz zum Ende der Leitfadenentwicklung noch nicht in Kraft

getreten ist, baut dieser Leitfaden noch auf dem 2020 geltendem Recht auf.

Nachfolgend erhalten Sie einen detaillierten Überblick über die Rechtsgrundlagen für die – sehr differen-

zierte – Einordnung als überwachungsbedürftige und/oder erlaubnispflichtige Anlage. Die Materie er-

scheint zunächst unübersichtlich. Am Ende dieses Kapitels finden Sie in Abb. 3.2 einen Entscheidungs-

baum und in Tab. 1 Vorschläge für die Einordung der PtG-Anlage in die abstrakten gesetzlichen Katego-

rien.

Überwachungsbedürftige Anlagen werden aktuell im ProdSG und detaillierter in der BetrSichV definiert.

Zu diesen zählen nach § 2 Nr. 30 ProdSG u. a.8

a) Dampfkesselanlagen mit Ausnahme von Dampfkesselanlagen auf Seeschiffen,

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesseln,

c) Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, verflüssigten oder unter Druck gelösten Gasen,

d) Leitungen unter innerem Überdruck für brennbare, ätzende oder giftige Gase, Dämpfe oder Flüssig-

keiten,

f) Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen.

Anlagen, die unter a) - d) gelistet sind, sind Anlagen mit Druckgefährdungen und finden sich in BetrSichV

Anhang 2, Abschnitt 4, Nr. 2.1 wieder. Anlagen, die unter f) fallen, sind Anlagen mit Explosionsgefährdun-

gen, für welche in BetrSichV Anhang 2, Abschnitt 3, Nr. 1 Anforderungen definiert sind (siehe Kap. 4.7).

8 Die übrigen hierzu aufgeführten Anlagentypen beziehen sich auf Flüssigkeiten, die im Rahmen dieses Leitfadens nicht behandelt

werden.
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Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen, die dem sicheren Betrieb von überwachungs-bedürftigen Anlagen

dienen, gehören zur überwachungsbedürftigen Anlage dazu. Ausgenommen von überwachungsbedürfti-

gen Anlagen werden in § 2 Nr. 30 ProdSG explizit Energieanlagen nach EnWG, die unter die Buchstaben

b, c oder d fallen, also Anlagen mit Druckgefährdungen (siehe hierzu den vorherigen Abschnitt zu Ener-

gieanlagen). Dies gilt auch für Gasfüllanlagen, die auf dem Gelände eines Unternehmens der öffentlichen

Gasversorgung errichtet und betrieben werden.

Nach BetrSichV sind Anlagen überwachungsbedürftig, wenn sie in Anhang 2 der BetrSichV genannt oder

nach § 18 Abs. 1 BetrSichV erlaubnispflichtig sind. In Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 2.1 der BetrSichV werden

Druckanlagen in Anlehnung an die Definition des ProdSG u. a.8 definiert als

a) Dampfkesselanlagen, die beheizte überhitzungsgefährdete Druckgeräte zur Erzeugung von Dampf

oder Heißwasser mit einer Temperatur von >110°C beinhalten,

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesselanlagen,

c) Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, verflüssigten oder unter Druck gelösten Gasen einschließlich

der Lager- und Vorratsbehälter (Füllanlagen), die dazu bestimmt sind, dass in ihnen folgende Behälter,

Geräte oder Fahrzeuge befüllt werden

1. Druckbehälter zum Lagern von Gasen aus ortsbeweglichen Druckgeräten,

2. ortsbewegliche Druckgeräte,

3. Land-, Wasser- oder Luftfahrzeuge mit Gasen zur Verwendung als Treib- oder Brennstoff,

d) Rohrleitungsanlagen unter innerem Überdruck für Gase, die nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr.

1272/20089 zu kennzeichnen sind als

1. entzündbare Gase mit den Gefahrenhinweisen H220 oder H221,

2. akut toxisch mit den Gefahrenhinweisen H300, H310 oder H330,

3. ätzend mit dem Gefahrenhinweis H314.

Druckanlagen müssen zugleich sein oder enthalten

a) Druckgeräte im Sinne der Druckgeräterichtlinie10, mit Ausnahme der Druckgeräte und Baugruppen,

die höchstens die Grenzwerte nach Abs. 1 a, b und c und Abs. 2 dieser Richtlinie erreichen,

b) ortsbewegliche Druckgeräte im Sinne der Richtlinie 2010/35/EU11 über ortsbewegliche Druckgeräte

oder

c) einfache Druckbehälter im Sinne der Richtlinie 2014/29/EU12 über die Bereitstellung einfacher Druck-

behälter auf dem Markt mit einem Druckinhaltsprodukt von mehr als 50 bar*Liter.

9 Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen

10 Richtlinie 2014/68/EU zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Bereitstellung von Druckgeräten

auf dem Markt

11 Richtlinie 2010/35/EU über ortsbewegliche Druckgeräte

12 Richtlinie 2014/29/EU zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Bereitstellung einfacher Druckbe-

hälter auf dem Markt
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Neben der Einstufung als überwachungsbedürftige Anlage wird in der BetrSichV zwischen erlaubnispflich-

tigen und nicht erlaubnispflichtigen Anlagen unterschieden. Eine Erlaubnis der zuständigen Behörde ist

nach § 18 BetrSichV bei Errichtung, Betrieb und Änderung u. a. folgender Anlagentypen8 einzuholen:

 Dampfkesselanlagen nach BetrSichV, Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 2.1a, die beheizte überhitzungsge-

fährdete Druckgeräte zur Erzeugung von Dampf oder Heißwasser mit einer Temperatur von >110°C

beinhalten und in die Kategorie IV nach Anhang II, Diagramm 5 der Druckgeräterichtlinie einge-

ordnet werden (BetrSichV, § 18 (1), Nr. 1),

 Anlagen mit Druckgeräten nach BetrSichV, Anhang 2 Abschn. 4 Nr. 2.1c (Füllanlagen), in denen

mit einer Füllkapazität von > 10 kg/h ortsbewegliche Druckgeräte im Sinne der BetrSichV, An-

hang 2, Abschn. 4 Nr. 2.1b) mit Druckgasen zur Abgabe an andere befüllt werden (BetrSichV, §18,

Nr. 2),

 Anlagen einschließlich Lager- und Vorratsbehälter zum Befüllen von Land-, Wasser- und Luft-

fahrzeugen mit entzündbaren Gasen zur Verwendung als Treibstoff oder Brennstoff (Gasfüllanlagen,

BetrSichV, §18, Nr. 3).

Um zu entscheiden, ob es sich bei der Anlage um ein Arbeitsmittel, eine überwachungs-bedürftige Anlage

und darüber hinaus um eine erlaubnispflichtige Anlage handelt, ist in Abb. 3.2 ein Entscheidungsbaum

dargestellt, der durch die relevanten Fragen leitet. Im Anschluss zeigt Tab. 3.1 Vorschläge des PORTAL

GREEN Konsortiums, was das konkret für PtG-Anlagen bedeuten kann. Dies dient jedoch nur als Orien-

tierungshilfe. Die endgültige Entscheidung über die Einstufung sollte im Gespräch mit der zuständigen

Behörde erfolgen. Darüber hinaus werden aktuell Diskussionen intern bei Herstellern und teilweise mit den

zuständigen notifizierten Stellen dazu geführt, ob der Stack eines Elektrolyseurs tatsächlich als Druckan-

lage einzustufen ist oder ob das nur für periphere Anlagenteile (z. B. Gasseparator, Rohrleitungen, Trock-

nungsanlage) gilt (Farkas, 2020). Dies wäre der Fall, wenn der Stack mindestens unter die Kategorie I

nach Druckgeräte-richtlinie fallen würde. U. a. wird von Elektrolyseurherstellern das Argument vorge-

bracht, dass das Produkt p*V des Stacks eigentlich zu klein ist, um in die Kategorie der überwachungsbe-

dürftigen Anlage zu fallen. Wird jedoch der Elektrolyseur als Ganzes, d. h. mit all seinen Anlagenteilen als

Baugruppe angesehen (und nicht in Unterbaugruppen zerlegt, so dass der Stack eine Unterbaugruppe

darstellt), würde sich auch eine Einstufung als überwachungsbedürftige Anlage ergeben. Bei dieser Dis-

kussion spielt unter anderem die Größe des Elektrolyseurs eine Rolle. Bei kleinen Elektrolyseuren ist eine

Einteilung in Unterbaugruppen möglicherweise nicht sinnvoll, bei größer werdenden Elektrolyseuren

könnte diese Unterteilung jedoch relevant werden, da man dann den Elektrolyseur sicherheitstechnisch in

einzelne Bereiche trennen und somit auch den Stack isolieren kann. Eine Entscheidung hierüber kann die

zukünftige Einstufung von Elektrolyseuren nach BetrSichV daher verändern.
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Abb. 3.2 – Einstufung von PtG-Anlagen als Arbeitsmittel und überwachungsbedürftige oder er-

laubnispflichtige Anlage nach BetrSichV. Urheberin: GRS
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Tab. 3.1 – Beispiele für die Einstufung als überwachungsbedürftige bzw. erlaubnis-pflichtige An-

lage nach Einschätzung des PORTAL GREEN Konsortiums

Einstufung Beispiel13

a) Dampfkesselanlage mit beheizten überhitzungsge-
fährdeten Druckgeräten zur Erzeugung von Dampf/
Heißwasser mit T> 110° C

Erlaubnispflichtig, wenn in Kat. IV nach Diagramm 5 der
Richtlinie 2014/68/EU einzustufen

 Katalytische Methanisierungsan-
lage

 Dampfkessel eines Kraftwerks
mit Dampfkreisläufen

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesselanlagen  Alkali-/ PEM-Elektrolyse, sofern
druckbehaftet

 Biologische Methanisierung

c) Füllanlagen, die dazu bestimmt sind, dass in ihnen
folgendes befüllt wird:

 Druckbehälter zum Lagern von Gasen aus orts-
beweglichen Druckgeräten,

 ortsbewegliche Druckgeräte,

 Land-, Wasser- oder Luftfahrzeuge mit Gasen zur
Verwendung als Treib- oder Brennstoff

Erlaubnispflichtig, wenn mit Füllkapazität > 10 kg/h orts-
bewegliche Druckgeräte mit Druckgasen zur Abgabe an
andere befüllt werden.

Erlaubnispflichtig: wenn Anlagen einschließlich der La-
ger- und Vorratsbehälter zum Befüllen von Land-, Wasser-
und Luftfahrzeugen mit entzündbaren Gasen zur Verwen-
dung als Treib- oder Brennstoff (Gasfüllanlagen) vorgese-
hen sind,

 Speichertanks

 Trailerabfüllstation

 Gasflaschenfüllanlagen

 H2-Gasfüllanlage

d) Rohrleitungsanlagen unter innerem Überdruck für
Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten, die nach Anhang I
der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 u. a. zu kenn-
zeichnen sind als

 entzündbare Gase (H220 oder H221),
 entzündbare Flüssigkeiten mit Flammpunkt ≤ 

55°C (H224, H225 oder H226),
 pyrophore Flüssigkeiten (H250),
 akut toxisch (H300, H310, H330) oder

 ätzend (H314).

 Leitungen mit H2, O2, CO2, CH4,
Lauge

f) Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen  Elektrolyseur

13 Bei den genannten Beispielen ist zu prüfen, ob sie in die in den EU-Verordnungen (vor allem Druckgeräteverordnung) genannten

Grenzen fallen. Nur wenn dies der Fall ist, trifft auch die hier getroffene Zuordnung zu.
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3.2.1.1 Nutzungszweige

Wie im letzten Abschnitt bereits erläutert, ist die Einstufung der PtG-Anlage als Energie-anlage und/oder

überwachungsbedürftige Anlage auch davon abhängig, wie die Anlage genutzt werden soll. In diesem

Leitfaden werden die folgenden Nutzungszweige behandelt:

 Einspeisung ins Gasnetz der öffentlichen Versorgung (Erdgas oder Wasserstoff)

 Einspeisung in privates Wasserstoffnetz,

 Versorgung von Gasfüllanlagen mit Wasserstoff,

 Versorgung von Industrieanlagen mit Wasserstoff,

 Rückverstromung.

PtG-Anlagen, die ausschließlich für die Versorgung einer Industrieanlage eingesetzt werden oder die in

ein privates Wasserstoffnetz einspeisen, sind nach Auffassung des Portal Green Konsortiums keine Ener-

gieanlage, da sie nicht der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas dienen, § 1 Abs. 1, § 3 Nr. 19a EnWG.

Wie im letzten Abschnitt diskutiert, besteht jedoch für PtG-Anlagen, die in ein Gasnetz zur Versorgung der

Allgemeinheit einspeisen, die grundsätzliche Möglichkeit, als Energieanlagen eingestuft zu werden. Bisher

erfolgte eine solche Einstufung jedoch nur im Einzelfall und ist aktuell keine gängige Praxis.

Flächendeckende Wasserstoffleitungen, die für die öffentliche Versorgung mit Wasserstoff genutzt werden

könnten, existieren in Deutschland derzeit nicht. Gemäß der nationalen Wasserstoffstrategie (BMWi, 2020)

ist der Aufbau einer solchen Wasserstoffinfrastruktur jedoch geplant. Sowohl Gasfernleitungsnetzbetreiber

als auch die Bundesnetzagentur haben sich mit diesem Thema befasst. In dem aktuellen Netzentwick-

lungsplan (FNBGas, 2019) werden Wasserstoffprojekte bereits berücksichtigt und der Um- und Ausbau

des bestehenden Gasnetzes zum Aufbau einer Wasserstoffinfrastruktur diskutiert. Die Bundesnetzagentur

hat in Hinblick auf eine mögliche Betrachtung von Wasserstoffnetzen im EnWG den aktuellen Sachstand

ermittelt und eine Einschätzung abgegeben (BNetzA, 2020).

Sie diskutieren zwei Arten von Wasserstoff im Sinne des EnWG - „Gas“ und „Biogas“:

1. Gas - Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist

2. Biogas - Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, wenn der zur Elektrolyse ein-

gesetzte Strom nachweislich weit überwiegend aus erneuerbaren Energiequellen stammen

Im 1. Fall „Gas“ muss Wasserstoff durch Wasserelektrolyse erzeugt und in ein Gasversorgungsnetz ein-

gespeist werden, § 3 Nr. 19a EnWG. Für die Wasserelektrolyse ist dabei unerheblich, ob Grün- oder

Graustrom oder ein Mix verwendet wird. Auch die Herstellung von Wasserstoff mit konventionellem Strom

fällt damit unter die Begriffsdefinition „Gas“. Im Sinne des EnWG dienen Fernleitungen zum Transport von

Erdgas, vgl. § 3 Nr. 19 EnWG, eine Einspeisung von Wasserstoff ist dennoch in den zulässigen Grenzen

der DVGW G 260, 262 möglich, § 36 Abs. 1 GasNZV. Ob reiner Wasserstoff (100 %) nach EnWG in

Fernleitungsnetzen transportiert werden darf, wird diskutiert und die BNetzA steht dem momentan ableh-

nend gegenüber14 (BNetzA, 2020, S. 25). Bei Verteilnetzen wird im Rahmen der Definition des Begriffs

14 Das PORTAL GREEN Konsortium steht dieser Aussage kritisch gegenüber, da die Begründung der BNetzA, warum reine Biogas-

netze unter das EnWG fallen, genauso für Wasserstoffnetze herangezogen werden könnten (BNetzA, 2020, S. 27 (1. Absatz)).
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„Verteilung“ keine Einschränkung auf Erdgas gemacht, sie dienen dem Transport von „Gas“, vgl. § 3 Nr. 7

EnWG. Gas ist legaldefiniert in § 3 Nr. 19a EnWG und umfasst auch elektrolytisch hergestellten Was-

serstoff. Daher ist nach Auffassung des Portal Green Konsortiums sowohl die Beimischung von Wasser-

stoff in Verteilnetzen möglich als auch der Transport von reinem Wasserstoff, wenn der Wasserstoff aus

Wasserelektrolyse hergestellt ist15.

Im 2. Fall – Biogas – werden Wasserstoff und Methan betrachtet, bei denen der Strom für die Wasser-

elektrolyse bzw. das eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid aus überwiegend erneuerbaren Quel-

len (> 80 %16) stammen, § 3 Nr. 10c EnWG. Auch hier ist eine Einspeisung in Fernleitungsnetze bei rest-

riktiver Auslegung des Begriffs „Erdgas“ nicht möglich. Nach (BNetzA, 2020, S. 27) „unterfallen „Biogas-

Fernleitungsnetze“ rein definitorisch nicht dem EnWG, da sich der Begriff der Fernleitung ausschließlich

auf den Transport von Erdgas beschränkt. Ein „Biogas-Fernleitungsnetz“ ist damit begrifflich vom EnWG

nicht erfasst, weshalb auch ein „Biogas-Wasserstofffernleitungsnetz“ nicht vom EnWG erfasst ist.“

Die BNetzA argumentiert jedoch an selbiger Stelle: „die Ausweitung des Gasbegriffs hat auch Auswirkun-

gen auf den Begriff Gasversorgungsnetze in § 3 Nr. 20 EnWG, da die Gasversorgungsnetze nicht nur

Erdgas-, sondern auch reine Biogasnetze umfassen. Somit finden auch auf Biogas die Regelungen für

Erdgas entsprechend Anwendung.“ Reine Biogasverteilnetze und damit auch reine Wasserstoffverteil-

netze sind denkbar, sofern der für die Erzeugung genutzte Strom zu > 80 % aus erneuerbaren Energien

stammt. „Der ausschließliche Transport von Biogas kann auch gegeben sein, wenn wasserelektrolytisch

hergestellter Wasserstoff transportiert wird, zu dessen Herstellung Strom eingesetzt wurde, der weit über-

wiegend aus erneuerbaren Energiequellen stammte. Nach den dargestellten Definitionen des EnWG und

dem systematischen Zusammenhang wären diese „Biogas-Wasserstoffverteilernetze“ Gasversorgungs-

netze i. S. d. § 3 Nr. 20 EnWG und würden somit der Regulierung unterfallen.“ (BNetzA, 2020, S. 27)

Die BNetzA kommt durch die Betrachtung aktueller Definitionen im EnWG zu dem Schluss, dass unter

bestimmten Randbedingungen die Einstufung von reinen Wasser-stoffnetzen als Energieanlage möglich

sein kann (siehe hierzu Kap. 7.1). Die Voraussetzungen, unter denen nach § 3 Nr. 16 EnWG PtG-Anlagen

als Energieanlagen eingestuft werden können sind in Kap. 3.2.1 beschrieben.

Je nach Anlagenkonstellation kann es vorkommen, dass die PtG-Anlage weder als Energieanlage noch

als überwachungsbedürftige Anlage eingestuft wird. Auch ist es umgekehrt unter bestimmten Bedingungen

möglich, sowohl als Energieanlage als auch als überwachungsbedürftige Anlage eingestuft zu werden.

15 Einschränkend (BNetzA, 2020, S. 25-27, 34) mit nach eigenen Angaben einer engen Auslegung. Laut BNetzA dürfen Verteilnetze

nur mit reinem Wasserstoff betrieben werden, der unter die Biogasdefinition nach § 3 Nr. 10c EnWG fällt. Elektrolytisch hergestell-

ter Wasserstoff fällt zwar unter die Legaldefinition ‚Gas‘ und Verteilnetze dienen dem Transport von ‚Gas‘ § 3 Nr. 19a und Nr. 7

EnWG. Die BNetzA lehnt den Betrieb von Wasserstoffverteilnetzen ab und begründet dies mit der Begriffsdefinition ‚einspeisen‘.

Einspeisen erfordert bei enger Auslegung, dass „ein Stoff in das Netz eines anderen Stoffes eingebracht wird, mithin Wasserstoff

zum in der Leitung vorhandenen Erdgas beigemischt wird.“ (BNetzA, 2020, S. 25). Mit Verweis auf § 34 Abs. 1 GasNZV. § 34 Gas-

NZV erfordert netzkompatible Gase. Warum Wasserstoffnetzen nicht netzkompatibel wäre, wird nicht geschildert. Der Verweis auf

die DVGW G 260, 262 überzeugt nach Auffassung des Portal Green Konsortiums an der Stelle nicht, da G 260, 262 konkretisieren,

welche Gaszusammensetzung für Methan-/Erdgasnetze erforderlich ist. Sie gelten nicht für Wasserstoffnetze.

16 So die Gesetzesbegründung BT-Drs. 17/6072, S. 50
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Eine Zuordnung der Nutzungszweige ist also nicht pauschal zu treffen. In jedem Fall bedarf es einer Be-

trachtung des Einzelfalls und der Abstimmung mit der zuständigen Behörde.

Eine mögliche Unterscheidung der in diesem Leitfaden betrachteten Nutzungszweige nach Energieanlage

oder überwachungsbedürftige Anlage sowie die daraus resultierenden anzuwendenden technischen Re-

gelwerke könnte im Rahmen vorangegangenen Diskussionen wie in Abb. 3.3 dargestellt aussehen. Eine

solch klare Unterteilung gibt es aktuell jedoch nicht. Auch ist nicht klar, welche Teile der Anlage bei dem

jeweiligen Nutzungszweig als Energieanlage anzusehen ist (siehe hierzu die Diskussionen in Kap. 3.2.1

zu Biogasanlagen). Abb. 3.3 zeigt demnach lediglich auf, welche Nutzungszweige nach aktueller Rechts-

lage nicht als Energieanlage eingestuft werden können und für welche es grundsätzlich möglich wäre.

Abb. 3.3 – Zuordnung der Nutzungszweige zu den anzuwendenden technischen Regelwerken.

Urheberin: GRS

Bisherige PtG-Anlagen wurden überwiegend als überwachungsbedürftige Anlagen eingestuft. Dies kann

u. a. daran liegen, dass die bisherigen Anlagen oftmals Forschungs- oder Demonstrationsanlagen waren,

die noch nicht für die kommerzielle Versorgung der Öffentlichkeit mit Gas vorgesehen waren, sondern

lediglich der Erprobung dienten. Der Fall, dass eine PtG-Anlage sowohl als Energieanlage als auch als

überwachungsbedürftige Anlage eingestuft wurde, ist prinzipiell möglich (siehe Kap. 3.2.1), bisher jedoch

noch nicht aufgetreten.

Inwieweit eine Differenzierung je nach Nutzungszweig sachgerecht ist, ist aus Sicht des PORTAL GREEN

Konsortiums zu hinterfragen, da u. a. für beide Anlagentypen jeweils unterschiedliche Behörden zuständig

sind. Für Energieanlagen ist die Energieaufsicht, für überwachungsbedürftige Anlagen die Gewerbeauf-

sicht zuständig (siehe hierzu Kap. 8.4). Durch die unterschiedliche Einstufung kann es also vorkommen,

dass verschiedene Behörden für unterschiedliche Anlagenkonstellationen zuständig sind. Darüber, welche

Behörde federführend zuständig ist, wenn die PtG-Anlage als Energieanlage und als überwachungsbe-

dürftige Anlage eingestuft wird, besteht aktuell noch keine Erfahrung, da dieser Fall zwar prinzipiell mög-

lich, jedoch nach Kenntnis des PORTAL GREEN Konsortiums in PtG-Anlagen bisher noch nicht aufgetre-

ten ist. Erfahrungen mit dieser Situation bestehen beispielsweise bei Gas- und Dampfkraftwerken (GuD),

wo oftmals sowohl Gewerbeaufsicht (im Zuständigkeitsbereich Explosionsgefährdung) als auch Energie-

aufsicht (im Zuständigkeitsbereich Energieanlage) zuständig sind (Farkas, 2020).
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3.2.2 Hersteller von Produkten

Herstellerpflichten und Produktanforderungen werden im Zusammenhang mit PtG-Anlagen gestellt bzw.

formuliert, wenn diese in den Anwendungsbereich des ProdSG und den Verordnungen zum ProdSG

(ProdSVen – Verordnungen nach § 8 Abs. 1 ProdSG) fallen. Das ProdSG gilt,

 „wenn im Rahmen einer Geschäftstätigkeit Produkte auf dem Markt bereitgestellt, ausgestellt oder

erstmals verwendet werden“ (§ 1 Abs. 1 ProdSG) sowie

 „für die Errichtung und den Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen, die gewerbli-chen oder wirt-

schaftlichen Zwecken dienen oder durch die Beschäftigte gefährdet werden können“ (§ 1 Abs. 2

ProdSG).

Im ProdSG und den zur Umsetzung der EU-Verordnungen und EU-Richtlinien erlassenen Gesetzen und

Verordnungen werden also zum einen Voraussetzungen für die Bereitstellung von Produkten auf dem

Markt, wie z. B. die Durchführung eines Konformitätsbewertungsverfahrens und das Anbringen einer CE-

Kennzeichnung, festgelegt. Zum anderen enthält der 9. Abschnitt des ProdSG die Rechtsgrundlage für die

Anforderungen an die Errichtungen und den Betrieb von überwachungsbedürftigen Anlagen. Dabei ist zu

beachten, dass die Aspekte der Konformitätsbewertung und die Anforderungen an überwachungsbedürf-

tige Anlagen in unterschiedlichen, voneinander getrennt zu betrachtenden Abschnitten des ProdSG be-

handelt werden (Bereitstellung von Produkten: Abschnitt 2, überwachungsbedürftige Anlagen: Abschnitt

9). Aspekte der Beschaffenheit sind damit einhergehend von Anforderungen in EU-Richtlinien (z. B. Druck-

geräte, Aufzüge) abgedeckt, während die sichere Verwendung in der BetrSichV geregelt wird.

Die Einstufung als überwachungsbedürftige Anlage wird in Kap. 3.2.1 dieses Leitfadens behandelt, die

daraus resultierenden Pflichten für Betreiber in Kap. 5.1.

Für die Entscheidung, ob und durch wen das ProdSG in Hinblick auf die erstmalige Verwendung oder

Bereitstellung eines Produktes auf dem Markt anzuwenden ist, stellen sich zwei Fragen, die im Folgenden

diskutiert werden:

 Handelt es sich bei der PtG-Anlage um ein Produkt im Sinne des ProdSG?

 Wer gilt als Hersteller im Sinne des ProdSG?

3.2.2.1 Handelt es sich bei der PtG-Anlage um ein Produkt im Sinne des ProdSG?

Grundsätzlich kann die Frage, inwiefern die Gesamtheit aller Komponenten oder einzelne Teile einer PtG-

Anlage in den Anwendungsbereich des ProdSG und der ProdSVen fallen und damit als Produkt im Sinne

des ProdSG und der ProdSVen gelten, nicht pauschal beantwortet werden und ist aus den folgenden

Gründen im Einzelfall für die entsprechende PtG-Anlage zu entscheiden:

 Der Begriff der „Anlage“ wird in den Verordnungen nicht verwendet, es muss vielmehr geprüft wer-

den, ob die gesamte Anlage oder Teile der Anlage von einem oder mehreren der dort verwendeten

Begriffe (z. B. Druckgeräte, Baugruppe, Maschinen) erfasst werden.

 Die Grenzen der EU-Harmonisierungsrechtsvorschriften sind fließend, so dass verschiedene

Hersteller den Anwendungsbereich der EU-Richtlinien und Verordnungen unterschiedlich weit ausle-

gen können.
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 PtG-Anlagen existieren in einer Vielzahl technischer Varianten, die in unterschiedlicher Weise in

die Anwendungsbereiche der Verordnungen fallen.

 Es sind verschiedenste Konstellationen der Rollen von Betreiber, Hersteller und Errichter mög-

lich, welche unterschiedliche Verantwortlichkeiten nach sich ziehen:

- Betreiber baut auf seinem Gelände unter eigener Verantwortung oder beauftragt Generalunter-

nehmer mit der Errichtung

- Betreiber kauft schlüsselfertige Anlage und lässt diese anliefern

Für auf dem Betriebsgelände zusammengebaute Anlagen sind im Vorfeld die Verantwortlichkeiten

zwischen den Beteiligten abzustimmen und festzulegen. Insbesondere die Übernahme der Gesamt-

verantwortung muss feststehen (Drews, D., 2020).

Nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums kommt dieser Abstimmung derzeit eine besondere

Bedeutung zu, da bei den beteiligten Parteien (Behörden, benannte Stellen, Hersteller bzw. Betreiber)

oft noch keine oder wenige Erfahrungswerte in Bezug auf das Inverkehrbringen von PtG-Anlagen nach

Produktsicherheitsrecht vorhanden sind. Es ist zu erwarten, dass sich diese in den kommenden Jahren

herausbilden werden. Erfahrungswerte in der Anwendung der Regelwerke können auch (nicht rechts-

verbindlich) von Fachverbänden zusammengefasst werden. Auch wenn PtG-Anlagen nicht explizit

aufgegriffen werden, kann an dieser Stelle der FDBR-Leitfaden Anlagensicherheitsrecht (FDBR, 2014)

genannt werden.

Das ProdSG gilt darüber hinaus allgemein für Produkte und unterscheidet sich damit von den ProdSVen

bzw. spezifischen EU-Richtlinien, auf die vor allem bei der Einstufung als überwachungsbedürftige Anlage

Bezug genommen wird. Es kann also durchaus vorkommen, dass ein Produkt/ Arbeitsmittel nicht in den

Anwendungsbereich einer ProdSV bzw. spezifischen EU-Richtlinie fällt, aber dennoch im Sinne des

ProdSG sicher sein muss. In diesen Fällen kann das ProdSG als Dach- und Auffangvorschrift angesehen

werden, um die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten, die mit den Produkten/ Arbeitsmitteln arbei-

ten sollen, zu gewährleisten, auch wenn keine EU-Harmonisierungsrechtsvorschriften greifen.

Die Problematik wird im Folgenden anhand des ProdSG, der Druckgeräteverordnung (14. ProdSV) und

der Maschinenverordnung (9. ProdSV) dargestellt und diskutiert.

Als Produkte sind allgemein „Waren, Stoffe oder Zubereitungen, die durch einen Fertigungsprozess her-

gestellt worden sind“ (§ 2 Nr. 22 ProdSG), definiert. Dazu können unter Umständen auch vor Ort zusam-

mengebaute großtechnische PtG-Anlagen zählen. Nach § 2 Nr. 30 sind darüber hinaus auch überwa-

chungsbedürftige Anlagen einem Produkt im Sinne des ProdSG gleichgestellt. Damit lässt sich also

schon mal feststellen, dass auch überwachungsbedürftige Anlagen die produktsicherheitsrechtlichen An-

forderungen erfüllen müssen. Dies kann auch auf PtG-Anlagen oder Teile der Anlage zutreffen (Umfang

der PtG-Anlage muss nicht mit dem Umfang einer überwachungsbedürftigen Anlage übereinstimmen), so-

fern sie als solches eingestuft sind.

Nach § 3 Abs. 1 des ProdSG darf ein Produkt, das einer oder mehreren Rechtsverordnungen nach § 8

Abs. 1, ProdSG, unterliegt, nur auf dem Markt bereitgestellt werden, wenn es die dort enthaltenen Anfor-

derungen erfüllt. Um herauszufinden, ob die PtG-Anlage als Produkt im Sinne des ProdSG gilt, ist demnach
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zu prüfen, ob die PtG-Anlage als Ganzes oder Teile der Anlage in Anwendungsbereiche der ProdSVen17

fallen. Diese Frage ist nicht pauschal zu beantworten, da es von den Eigenschaften der Anlage abhängt,

welche ProdSVen gelten und welche nicht und wie der Hersteller beabsichtigt, die Anlage auf dem Markt

bereitzustellen (vgl. Art. 4 II 2b, Druckgeräterichtlinie). Im Folgenden werden die für diese Frage relevanten

Aspekte anhand der Druckgeräteverordnung und der Maschinenverordnung diskutiert, da diese Verord-

nungen aus Sicht des PORTAL GREEN Konsortiums immer relevant sein werden.

Beispiel Druckgeräteverordnung

Nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums wird eine atmosphärische Elektrolyseanlage sicherlich

nicht in den Anwendungsbereich der Druckgeräteverordnung fallen, eine druckbetriebene Elektrolysean-

lage aber schon. Wird der Wasserstoff aus der atmosphärischen Elektrolyseanlage verdichtet, um ihn bei-

spielsweise ins Gasnetz einzuspeisen oder für Gasfüllanlagen bereitzustellen, können zumindest Teile der

Anlage dennoch in den Anwendungsbereich der Druckgeräteverordnung fallen. Darüber hinaus bieten die

Anwendungsbereiche einen breiten Interpretationsspielraum, so dass er durch verschiedene Leser und

Anwender auch unterschiedlich ausgelegt wird.

Um zu entscheiden, ob die PtG-Anlage oder Anlagenteile beispielsweise in den Anwendungsbereich der

Druckgeräteverordnung (14. ProdSV) fallen, sind folgende Begriffsdefinitionen zu betrachten (siehe hierzu

weiterführend auch Kap. 5.2.1):

 Druckgerät: Behälter, Rohrleitungen, Ausrüstungsteile mit Sicherheitsfunktion und druckhaltende

Ausrüstungsteile, ggf. einschließlich an drucktragenden Teilen ange-brachte Elemente wie Flansche,

Stutzen, Kupplungen, Trageelemente, Hebeösen (§ 2 Nr. 3, 14. ProdSV)

 Baugruppe: mehrere Druckgeräte, die von einem Hersteller zu einer zusammenhängenden funktio-

nalen Einheit verbunden werden (§ 2 Nr. 1, 14. ProdSV)

Es stellt sich bei der Druckgeräteverordnung also die Frage, welche Teile der PtG-Anlage als Druckgerät

bzw. Druckgeräte-Baugruppe angesehen werden. Grundsätzlich sind Baugruppen frei wählbar, auch in

der Größe. Besteht beispielsweise die geplante PtG-Anlage aus einem unter Druck betriebenen Elektroly-

seur, einer Einspeiseanlage zur Einspeisung von Wasserstoff ins Gasnetz, einem Verdichter und Rohrlei-

tungen, die all diese Druckgeräte und Baugruppen verbinden, kann auch die PtG-Anlage als Baugruppe

17 Das ProdSG und die ProdSVen setzen EU-Richtlinien und EU-Verordnungen in nationales Recht um. Konkrete Anforderungen sind

oftmals direkt in den EU-Richtlinien oder EU-Verordnungen definiert und die nationalen Verordnungen verweisen lediglich dorthin

(z. B. verweist die Druckgeräteverordnung (14. ProdSV) auf die Druckgeräterichtlinie 2014/68/EU). Bei der Prüfung des Anwen-

dungsbereichs sind also beide Rechtsgrundlagen zu berücksichtigen. Auch im Rahmen dieses Leitfadens wurden immer beide

Rechtsgrundlagen herangezogen
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verstanden werden, die sich aus mehreren Druckgeräten und Baugruppen zusammensetzt (siehe Abb.

3.4).

Abb. 3.4 – Beispielhafter Aufbau einer PtG-Anlage im Sinne der Druckgeräteverordnung.

Urheberin: GRS

Diese Einordnung ist anlagenspezifisch für die einzelne PtG-Anlage zu bewerten. Damit die Anforderungen

gemäß einer ProdSV, wie z. B. das Erfordernis einer CE-Konformitätserklärung, für die gesamte PtG-

Anlage gelten, muss die Gesamtheit der Anlage in den Anwendungsbereich fallen und z. B. nach Druck-

geräterichtlinie der Definition einer Baugruppe bzw. einem Druckgerät entsprechen.

Beispiel Maschinenverordnung

Zur Interpretation des Anwendungsbereichs der Maschinenverordnung (9. ProdSV) sind dagegen die fol-

genden Begriffsdefinitionen relevant:

 Maschine: eine mit einem Antriebssystem ausgestattete Gesamtheit miteinander verbundener Teile

oder Vorrichtungen, von denen mindestens eines beweglich ist und die für eine bestimmte Anwen-

dung zusammengefügt werden.

 Gesamtheit von Maschinen: Mehrere Maschinen oder unvollständige Maschinen, die zusammenwir-

ken und so angeordnet sind oder betätigt werden, dass sie als Gesamtheit von Maschinen funktio-

nieren.

Äquivalent zur Baugruppe nach Druckgeräteverordnung spielt hier also der Begriff der Gesamtheit mehre-

rer Maschinen eine Rolle. Lässt sich die PtG-Anlage im Sinne der Maschinenverordnung aus mehreren

Maschinen zusammenbauen, kann sie auch als Gesamtanlage in den Anwendungsbereich dieser Verord-

nung fallen (z. B. bei druckloser PtG-Anlage). Soll beispielsweise ein Elektrolyseur zusammen mit anderen

Anlagenteilen (Methanisierungsanlage, Tanks) auf einem Gelände zusammengebaut werden, die mit einer

gemeinsamen Kühlung und Steuerung betrieben werden, handelt es sich beim Elektrolyseur um eine un-

vollständige Maschine, da sie ohne Kühlung und Steuerung nicht betrieben werden könnte. Soll der Elekt-

rolyseur jedoch über eine eigene Kühlung und Steuerung verfügen, die unabhängig von den anderen An-

lagenteilen sind, handelt es sich um eine vollständige Maschine, da sie autark betrieben werden kann. Bei

gleicher Elektrolyseanlage vom selben Hersteller kann es also zu unterschiedlicher Einstufung kommen,

je nach Wunsch des Betreibers der Anlage.

Zur genaueren Klärung, ob eine Gesamtheit von Maschinen vorliegt, kann das Interpretationspapier des

BMAS (BMAS, 2011) oder der durch die Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und

KMU der Europäischen Kommission herausgegebene Leitfaden für die Anwendung der Maschinenrichtlinie

(EU-KOMM, 2019, S. 41) hinzugezogen werden.
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Bei der Prüfung der Anwendungsbereiche ist also genau zu untersuchen, welche Begrifflichkeiten in der

jeweiligen Verordnung relevant sind und inwieweit sich Anlagenteile oder auch die gesamte Anlage durch

diese Begriffsdefinitionen darstellen lassen.

3.2.2.2 Wer gilt als Hersteller?

Grundsätzlich ist der Hersteller eines Produktes verantwortlich, die Anforderungen an die erstmalige Ver-

wendung oder Bereitstellung eines Produktes auf dem Markt zu erfüllen. Es muss jedoch die Frage geklärt

werden, wer als Hersteller des Endprodukts, also der PtG-Anlage gilt. Wie im Folgenden erläutert wird,

kann dies unter bestimmten Voraussetzungen auch der Betreiber der Anlage sein. Da eine solche Zuord-

nung nicht immer eindeutig ist, sollten sich Hersteller und Betreiber im Vorfeld (in jedem Fall vor dem

Zusammenbau) darüber einigen, wer schlussendlich der Hersteller welcher Anlagen(teile) ist und dies

auch vertraglich festhalten, damit es später nicht zu Missverständnissen (und daraus resultierendem Mehr-

aufwand) kommt.

Bei PtG-Anlagen, die verwendungsfertig, beispielsweise in einem Container oder als Haustechnikanlage,

zu erstehen sind, ist davon auszugehen, dass sie als Produkt im Sinne des ProdSG auf dem Markt bereit-

gestellt werden und damit den einschlägigen Vorgaben des ProdSG bzw. der relevanten ProdSVen ent-

sprechen. Typischerweise ist in diesem Fall der Hersteller der PtG-Anlage für die Einhaltung der Produkt-

anforderungen verantwortlich. Der Betreiber erwirbt ein mit den zu erfüllenden Anforderungen konformes

Produkt, was durch den Hersteller mit einer entsprechenden Konformitätserklärung und einer CE-Kenn-

zeichnung nachgewiesen wird.

Komplexer ist die Beurteilung, wenn eine PtG-Anlage aus Komponenten vor Ort auf dem späteren Be-

triebsgelände zusammengebaut wird. In diesem Fall ist zunächst die Frage zu klären, wer als Hersteller

im Sinne des ProdSG und der unterlagerten ProdSV gilt. Nach § 1 Abs. 1 und § 2 Nr. 14 ProdSG gilt:

 dieses Gesetz, wenn im Rahmen einer Geschäftstätigkeit Produkte auf dem Markt bereitgestellt,

ausgestellt oder erstmals verwendet werden.

 als Hersteller jede natürliche oder juristische Person, die ein Produkt herstellt oder entwickeln oder

herstellen lässt und dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen o-der ihrer eigenen Marke vermark-

tet; als Hersteller gilt auch jeder, der

a) geschäftsmäßig seinen Namen, seine Marke oder ein anderes unterscheidungskräftiges Kennzei-

chen an einem Produkt anbringt und sich dadurch als Hersteller ausgibt oder

b) ein Produkt wiederaufarbeitet oder die Sicherheitseigenschaften eines Verbraucherprodukts be-

einflusst und es anschließend auf dem Markt bereitstellt.

Die unterlagerten ProdSV definieren den Begriff des Herstellers ebenfalls, aber nicht einheitlich im glei-

chen Wortlaut (siehe Tab. 3.2).

Die Druckgeräte-, Maschinen- und Explosionsschutzprodukteverordnung (6., 11., 14. ProdSV) enthalten

in der Definition des Herstellers den Zusatz „für eigene Zwecke verwendet“ (Eigenherstellung), der in glei-

chem Wortlaut aus den jeweils von ihnen in nationales Recht umgesetzten EU-Richtlinien übernommen

wurde. Andere Produktsicherheitsverordnungen und EU-Richtlinien bzw. EU-Verordnungen enthalten die-

sen Zusatz nicht.
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Tab. 3.2 – Definition des Begriffs „Hersteller“ in verschiedenen EU-Richtlinien

Gesetz/ EU-Richtlinie Definition „Hersteller“

14. ProdSV, § 2 Nr. 6

Druckgeräterichtlinie
2014/68/EU, Art. 2 Nr. 18

jede natürliche oder juristische Person, die ein Druckgerät oder eine
Baugruppe herstellt bzw. entwickeln oder herstellen lässt und die-
ses Druckgerät oder diese Baugruppe unter ihrem eigenen Namen
oder ihrer eigenen Handelsmarke vermarktet oder für eigene Zwe-
cke verwendet.

3. ProdSV, § 2 Nr. 10

Maschinenrichtlinie
2006/42/EG, Art. 2 Nr. i)

jede natürliche oder juristische Person, die eine von dieser Verord-
nung/ Richtlinie erfasste Maschine oder eine unvollständige Ma-
schine konstruiert und/oder baut und für die Übereinstimmung der
Maschine oder unvollständigen Maschine mit dieser Richtlinie im
Hinblick auf ihr Inverkehrbringen unter ihrem eigenen Namen oder
Warenzeichen oder für den Eigengebrauch verantwortlich ist.
Wenn kein Hersteller im Sinne der vorstehenden Begriffsbestim-
mung existiert, wird jede natürliche oder juristische Person, die
eine von dieser Richtlinie erfasste Maschine oder unvollstän-
dige Maschine in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, als Her-
steller betrachtet.

6. ProdSV, § 2 Nr. 5

RL für einfache Druckbehäl-
ter 2014/29/EU, Art. 2, Nr. 3

jede natürliche oder juristische Person, die einen einfachen Druck-
behälter herstellt bzw. entwickeln oder herstellen lässt und diesen
Behälter unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Handels-
marke vermarktet.

11. ProdSV, § 2 Nr. 10

ATEX-Produkt-RL
2014/34/EU, Art. 2, Nr. 12

jede natürliche oder juristische Person, die ein Produkt herstellt
bzw. entwickeln oder herstellen lässt und dieses Produkt unter ih-
rem eigenen Namen oder ihrer eigenen Handelsmarke vermarktet
oder es für seine eigenen Zwecke verwendet.

1. ProdSV, § 2 Nr. 3

Niederspannungs-RL
2014/35/EU, Art. 2, Nr. 3

jede natürliche oder juristische Person, die ein elektrisches Be-
triebsmittel herstellt oder entwickeln oder herstellen lässt und die-
ses elektrische Betriebsmittel unter ihrem eigenen Namen oder ih-
rer eigenen Handelsmarke vermarktet.

EMV-RL 2014/30/EU, Art. 3
Nr. 11

jede natürliche oder juristische Person, die ein Gerät herstellt bzw.
entwickeln oder herstellen lässt und dieses Gerät unter ihrem eige-
nen Namen oder ihrer eigenen Handelsmarke vermarktet.

Im Rahmen dieses Leitfadens geht das PORTAL GREEN Konsortium davon aus, dass der Betreiber einer

PtG-Anlage die Anlage typischerweise für „eigene Zwecke“ im Sinne dieser Formulierung verwenden

möchte. Damit kann er also grundsätzlich zum Hersteller der Anlage werden. Dies gilt aber nur, wenn die

PtG-Anlage auch in den Anwendungsbereich der ProdSVen fällt, die diesen Zusatz „für eigene Zwecke

verwendet“ enthalten. Es ist also als nächstes zu ermitteln, welche Anlagenteile und Teilsysteme funktional

und sicherheitstechnisch abgegrenzt werden können und inwieweit diese in den Anwendungsbereich der

ProdSVen bzw. der zugehörigen EU-Richtlinie mit Anforderungen an die Herstellung für eigene Zwecke

fallen. Hier ist neben der bereits beschriebenen Beschaffenheit der Vorprodukte (Baugruppe, Druckgerät

oder Maschine?) die Verantwortlichkeit bei der Herstellung bzw. den Zusammenbauarbeiten wichtig. Abb.

3.5 verdeutlicht die Zusammenhänge am Beispiel der Druckgeräteverordnung.
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Abb. 3.5 – Grundsätzlicher Aufbau einer Anlage. Urheberin: GRS

Auf jeder Ebene der Pyramide muss geprüft werden, ob es sich um eine Baugruppe oder ein Druckgerät

im Sinne der Druckgeräteverordnung handelt. Ist dies der Fall, sind die Anforderungen der Druckgeräte-

verordnung zu erfüllen und mit einer CE-Kennzeichnung zu bestätigen. Dies gilt für alle Ebenen des Anla-

genbaus, begonnen bei der Komponente/ dem einzelnen Druckgerät bis hin zur gesamten Anlage/ der

finalen Baugruppe. Der Betreiber einer PtG-Anlage kauft typischerweise Druckgeräte und ggf. Teilsys-

teme, Systeme oder Teilanlagen bei Herstellern ein. Die jeweiligen Hersteller sind für die Einhaltung der

Produktanforderungen – und damit auch für die CE-Kennzeichnung – verantwortlich. Dies gilt grundsätz-

lich auch für den letzten Schritt, also dem Zusammenbau der gesamten Anlage. Hier gibt es für den Be-

treiber der Anlage nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums zwei Möglichkeiten:

 Baut der Betreiber aus verschiedenen Komponenten, Systemen und Teilanlagen zusammen und

entsteht dadurch eine Baugruppe im Sinne der Druckgeräteverordnung, hat er die entsprechenden

Herstellerpflichten zu erfüllen und damit auch die Konformitätsbewertung durchzuführen. Auch bei

diesen Anlagen ist eine Prüfung vor Inbetriebnahme nach § 15 BetrSichV erforderlich. Dabei müssen

Prüfinhalte von Konformitätsbewertungsverfahren nicht wiederholt werden.

 Baut der Betreiber Baugruppen oder Druckgeräte, die bereits über eine CE-Konformität verfügen, zu

einem neuen Bauteil zusammen, und entstehen durch diesen Zusammenbau keine zusätzlichen Ri-

siken bzw. sicherheitstechnischen Verknüpfungen/Beeinflussungen, ist der Betreiber nicht zur

Durchführung eines Konformitätsbewertungsverfahrens verpflichtet. In diesem Fall wird bei der Prü-

fung vor Inbetriebnahme nach § 15 BetrSichV auch die Montage, Installation sowie Eignung und

Funktionsfähigkeit von Schutzmaßnahmen durch eine zugelassene Überwachungsstelle geprüft.

Unter bestimmten Voraussetzungen ist der Betreiber der PtG-Anlage also nicht zur Durchführung einer

Konformitätsbewertung verpflichtet. Dies bedeutet sicherlich auf den ersten Blick eine Aufwandsersparnis.

Die Anlage muss jedoch trotz allem nach BetrSichV sicher sein. Stellt die zugelassene Überwachungsstelle

bei der Prüfung vor Inbetriebnahme fest, dass durch den Betrieb Risiken auftreten könnten, die bisher

nicht berücksichtigt wurden, kann dies zur Folge haben, dass Änderungsmaßnahmen durchzuführen sind,

bevor die Anlage tatsächlich in Betrieb genommen werden darf. Dieser Fall wäre beim Konformitätsbewer-

tungsverfahren für den anlagentechnischen Teil bereits abgedeckt, so dass sich durch dieses Verfahren

ein vermindertes Risiko ergibt, dass anlagentechnische Gefahren der gesamten PtG-Anlage nicht im Vor-

feld erkannt (und behoben) wurden. Darüber hinaus gilt nach BetrSichV § 14 (1), dass Prüfinhalte, die im

Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens geprüft und dokumentiert wurden, nicht erneut geprüft

werden müssen. Dies kann demnach zu einer Vereinfachung der Prüfung vor Inbetriebnahme (hier werden
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neben anlagentechnischen Aspekten auch Aufstellungsbedingungen geprüft) bedeuten. Um nachzuwei-

sen, dass die Anlage sicher ist, müssen – wie im Konformitätsverfahren auch – Prüfgrundlagen erstellt

werden. Diese selbst zu erarbeiten und nicht auf die Anforderungen einer EU-Richtlinie aufzusetzen, kann

zu einem Mehraufwand führen. Auch wäre ggf. die zugelassene Überwachungs-stelle früher einzubinden.

Im Endeffekt kann es also tatsächlich aufwendiger sein, kein CE-Konformitätsverfahren durchlaufen zu

haben (Farkas, 2020).

Nichtsdestotrotz hat der Betreiber einer PtG-Anlage unter den oben genannten Randbedingungen die

Wahl, sich für eine der beiden Möglichkeiten zu entscheiden, wenn er bereits CE-konforme Baugruppen

oder Druckgeräte zu einer neuen Einheit zusammenbaut. Kauft er jedoch Komponenten, Systeme oder

Teilanlagen, die für sich genommen noch über keine Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung ver-

fügen, gilt er in jedem Fall als Hersteller einer Baugruppe oder eines Druckgeräts und muss die Konformität

der gesamten PtG-Anlage nachweisen.

Die Erfüllung der „CE-Kriterien“ und die Durchführung des Konformitätsbewertungsverfahrens kann dem-

nach von Anlagenbetreibern durchaus als Vorteil betrachtet werden, da hiermit eine hohe Anlagensicher-

heit erreicht und zudem durch die Erfüllung der Anforderungen des Gesetzgebers Rechtssicherheit ge-

schaffen (Responsibility Management) werden. Insbesondere mit Blick auf den möglichen Export von An-

lagen innerhalb des europäischen Binnenmarkts ist die CE-Kennzeichnung als „Reisepass“ für Geräte und

Anlagen von Vorteil bzw. in den meisten Fällen verpflichtend (Farkas, 2020).

In der Vergangenheit wurde dies teilweise anders gehandhabt. Leitlinien zur Druckgeräterichtlinie der eu-

ropäischen Kommission (EU Kommission, 2015) behandeln dieses Thema, beziehen sich in dieser Frage

jedoch auf die Vorgängerversion der aktuell gültigen Druckgeräterichtlinie18 . Diese Leitlinien wurden mitt-

lerweile zurückgezogen. Mit der Neufassung der Druckgeräterichtlinie hat sich der Anwendungsbereich

auch auf die Eigenherstellung von Baugruppen erweitert, woraus sich auch eine unterschiedliche Interpre-

tation bei der Frage, wer Herstellerpflichten erfüllen muss, ergibt.

Nach den zurückgezogenen Leitlinien der EU zur Druckgeräterichtlinie (DGRL) von 1997 wurde zwi-

schen dem Zusammenbau unter Verantwortung des Betreibers und des Herstellers unterschieden.

Demnach galt: Werden einzelne Druckgeräte zu einer Anlage unter Verantwortung des Betreibers auf sei-

nem Betriebsgelände zusammengebaut, fällt sie nicht in den Anwendungsbereich der Druckgeräterichtli-

nie. Erfolgt der Zusammenbau von einzelnen Druckgeräten zu einer Baugruppe hingegen unter Verant-

wortung des Herstellers (z. B. durch einen Generalunternehmer für den Betreiber), fällt dies in den An-

wendungsbereich der DGRL, wodurch der Hersteller die Herstellerpflichten gemäß ProdSG bzw. ProdS-

Ven zu erfüllen hat. Dabei gilt nach Anmerkung (1) Leitlinie 3/2 (EU Kommission, 2015):

„Die Definition einer Baugruppe in Artikel 1 Abs. 2.1.5 ist auf Baugruppen beschränkt, die von ei-

nem Hersteller zusammengebaut werden. Wenn Druckgeräte oder Baugruppen vom Betreiber zu-

sammengebaut werden, wird der Begriff ‚Anlage‘ verwendet, um Verwechslungen zu vermeiden.“

Der Zusammenbau von Bauteilen (nicht Druckgeräten oder Baugruppen) zum Druckgerät fiel bereits in

dieser Fassung in den Anwendungsbereich Druckgeräterichtlinie.

18 Die genannten Leitlinien beziehen sich auf die DGRL von 1997, die Neufassung ist seit 2014 in Kraft.
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Mit der Neufassung der DGRL von 2014 entfiel diese Unterscheidung der Verantwortung für den Zusam-

menbau von Baugruppen zu einer neuen Baugruppe (Hersteller) oder einer Anlage (Betreiber). In Art. 3

Abs. 1 der DGRL hat die EU-Kommission folgendes festgelegt:

„Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, damit Druckgeräte und Baugruppen

nur dann auf dem Markt bereitgestellt und in Betrieb genommen werden dürfen, wenn sie bei an-

gemessener Anbringung und Wartung und bestimmungsgemäßem Betrieb die Anforderungen die-

ser Richtlinie erfüllen.“

Die Erfüllung der Anforderungen der DGRL ist damit nicht nur Bedingung für die Bereitstellung auf dem

Markt, sondern auch für die Inbetriebnahme von Druckgeräten und Baugruppen. Dieser Argumentation

folgend kann ein Betreiber, der eine oder mehrere Baugruppen nach DGRL für die eigene Verwendung

zusammenbaut und sie erstmalig in Betrieb nimmt, dafür verantwortlich sein, deren Konformität mit den

Anforderungen der DGRL mit der Durchführung eines Konformitätsbewertungsverfahrens sicherzustellen.

Die Auslegung dieser Textstelle wird innerhalb der EU noch diskutiert. In einer überarbeiteten Version des

durch die EU-Kommission herausgegebenen „Blue Guide“ und den Leitlinien zur Druckgeräterichtlinie (EU-

KOMM, 2018) wird auf den Begriff der Inbetriebnahme eingegangen.

Bei der Maschinenrichtlinie spielen die Begriffe „Gesamtheit von Maschinen“ und „Wesentliche Änderung“

eine Rolle, um zu entscheiden, ob der Betreiber zum Hersteller wird. Für beide Begriffe bestehen Interpre-

tationspapiere des BMAS (BMAS, 2011), (BMAS, 2015). Nach (Europäische Kommission, 2016) gilt:

„Ein Produkt, an dem erhebliche Veränderungen oder Überarbeitungen vorgenommen wurden, um

die ursprüngliche Leistung, Verwendung oder Bauart zu verändern, kann als neues Produkt ange-

sehen werden. Die Person, die die Veränderungen vornimmt, wird dann zum Hersteller mit den

entsprechenden Verpflichtungen.“

Die Pflicht zur Erstellung einer CE-Kennzeichnung kann damit auf den Betreiber übergehen. Dies gilt nach

(Veritas, 2020) auch bei bedarfsgerechten Umbauten von Maschinen. In diesem Fall wird der Betreiber

zum Hersteller einer Sonderanfertigung für den individuellen Bedarf, unabhängig davon, ob er die Ma-

schine selbst umbaut oder unter seiner Verantwortung umbauen lässt. Gleiches gilt nach (Erbs, Stein, &

Schäfer, 2015) auch dann, wenn der Betreiber eine Maschine kauft, die bis dahin noch nicht in der

EU in Verkehr gebracht worden ist19 . In diesem Fall wird der Betreiber zum Importeur und hat daraus

resultierende Pflichten zu erfüllen.

Die Frage, wann eine wesentliche Veränderung vorliegt, lässt sich nach (Altner, 2019) und (BMAS, 2015)

anhand der Beeinträchtigung der Sicherheit durch die Veränderung bestimmen. Die Bewertung erfolgt im

Rahmen der Gefährdungsbeurteilung. Demnach lassen sich drei Fälle unterscheiden (BMAS, 2015):

 Es liegt keine neue Gefährdung respektive keine Erhöhung eines vorhandenen Risikos vor, so-

dass die Maschine nach wie vor als sicher betrachtet werden kann

 Es besteht zwar eine neue Gefährdung beziehungsweise eine Erhöhung eines existierenden Risi-

kos, die schon vor der Veränderung bestehenden Schutzmaßnahmen der Maschine sind aber hierfür

weiterhin ausreichend, weshalb die Maschine noch immer als sicher eingestuft werden kann.

19 Handelt es sich nicht um eine Maschine im Sinne der Maschinenrichtlinie, gilt die Änderung als Änderung eines Arbeitsmittels, die

von der BetrSichV abgedeckt ist.
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 Es liegt eine neue Gefährdung respektive eine Erhöhung eines vorhandenen Risikos vor, was die

existierenden Schutzmaßnahmen nicht mehr abdecken oder für deren Abwendung sie sich nicht eig-

nen.

Nach (Altner, 2019) sind in den ersten beiden Fällen keine zusätzlichen Schutzmaßnahmen erforderlich.

Im 3. Fall muss im Rahmen einer Risikobeurteilung systematisch geklärt werden, ob eine wesentliche

Veränderung gegeben ist.

Neben der wesentlichen Veränderung einer bestehenden Maschine kann darüber hinaus durch die Ver-

kettung mehrerer Maschinen eine neue Gesamtheit von Maschinen entstehen. Diese ist nach (Wirautoma-

tisierer, 2016) mit dem Inverkehrbringen einer neuen Gesamtheit von Maschinen gleichzusetzen, wodurch

der Betreiber wiederum rechtlich gesehen zum Hersteller wird und für diese neue Maschine ein Konformi-

tätsverfahren durchführen muss. Eine Gesamtheit von Maschinen im Sinne der Maschinenrichtlinie ist

nach (BMAS, 2011) immer dann gegeben, wenn die verschiedenen Einzel-maschinen produktions- und

sicherheitstechnisch zusammenwirken. (BMAS, 2011) liefert einen Leitfaden zur Entscheidung darüber,

wann eine Verkettung von Maschinen als Gesamtheit einzustufen ist.

Wie bereits eingangs erwähnt, zeigen diese Diskussionen zur Druckgeräterichtlinie und zur Maschinen-

richtlinie, dass immer im Einzelfall entschieden werden muss, ob die PtG-Anlage oder Teile der Anlage in

den Anwendungsbereich von ProdSVen fallen und sich Herstellerpflichten für den Betreiber ergeben. Um

abschließend einen Überblick zu geben, wie die Konformitätsbewertung bzw. CE-Kennzeichnung von PtG-

Anlagen bzw. deren Anlagenbereichen derzeit gehandhabt wird, wurden im Rahmen des PORTAL GREEN

Vorhabens verschiedene Betreiber dazu befragt, ob und wenn ja, nach welcher ProdSV bzw. EU-Richtlinie

ihre Anlage konformitätsbewertet wurde und eine CE-Kennzeichnung bekommen hat. Der Großteil der

befragten Betreiber hat hierzu angegeben, ein Konformitätsbewertungsverfahren für die Gesamtheit der

zur PtG-Anlage zählenden Anlagenbestandteile durchlaufen zu haben. Acht von zwölf Teilnehmern haben

dies nach Druckgeräterichtlinie, zwei nach anderen Richtlinien (ATEX-Richtlinie, Maschinenrichtlinie)

durchgeführt. Bei den Anlagen handelte es sich primär um Forschungs- und Demonstrationsanlagen in

verhältnismäßig kleinem Maßstab mit einer elektrischen Bezugsleistung von meist deutlich unter 1 MW

und mit unterschiedlichen technischen Ausgestaltungen (z. B. Vorhandensein einer Methanisierungsan-

lage, Betriebsdruck). In den meisten Fällen lag der finalen Entscheidung der beschriebene Diskussions-

und Abstimmungsprozess zugrunde.

3.3 Auswahl der relevanten Kapitel

Anhand der in den letzten Abschnitten diskutierten Möglichkeiten zur Einstufung der PtG-Anlage als über-

wachungsbedürftige Anlage, erlaubnispflichtige Anlage oder Energieanlage konnten Sie entscheiden, um

welchen Typ es sich bei ihrer Anlage handelt.

Zusätzlich müssen weitere Aspekte der Anlage berücksichtigt werden, für die bestimmte Gesetze und

Verordnungen zu erfüllen sind, wenn sie zutreffen. Hierzu gehören:

 Kommen in der Anlage biologische Gefahrstoffe (z. B. Archaeen) zum Einsatz?

 Haben sie als Betreiber der Anlage gleichzeitig Herstellerpflichten zu erfüllen?

 Planen Sie als Betreiber der PtG-Anlage zusätzliche Rohrleitungen außerhalb des Betriebsgeländes

zu verlegen?

 Welche Nutzungszweige planen Sie für ihre Anlage?
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Darüber hinaus sind Behörden, Sachverständige und Gutachter einzubinden. Auch dies unterscheidet sich

je nach Anlagen-Situation.

In Abb. 3.6 ist dargestellt, in welchem Kapitel die hierzu relevanten Beschreibungen folgen. Treffen eine

oder mehrere der genannten Fragestellungen auf Sie und ihre Anlage NICHT zu, können Sie diese Kapitel

überspringen.

Abb. 3.6 – Relevante Kapitel für verschiedene Nutzungszweige und Kriterien. Urheberin: GRS
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4 Anforderungen für Betreiber aus Sicht des Arbeitsschutzes und der Be-

triebssicherheit

In diesem Kapitel werden Anforderungen behandelt, die sich aus dem Arbeitsschutz und der Betriebssi-

cherheit ergeben. Die in Kap. 4.2 genannten Aufgaben und Pflichten sind von jedem Arbeitgeber zu er-

füllen, unabhängig davon, ob die Anlage als Energieanlage oder überwachungsbedürftige Anlage einge-

stuft wurde oder ob unterschiedliche Nutzungszweige eine Rolle spielen. Im Rahmen dieses Leitfadens

wird davon ausgegangen, dass die PtG-Anlage als Arbeitsstätte zu behandeln ist und der Betreiber über

Mitarbeiter verfügt, welche an der PtG-Anlage arbeiten.

Auf die Einhaltung des Standes der Technik wird in Kap. 6 und Kap. 7 eingegangen. Da je nach Nutzungs-

zweig unterschiedliche technische Regeln relevant sein können, wird zwischen allgemein einzuhaltenden

technischen Regeln (Kap. 6) und nutzungszweigspezifischen Aspekten (Kap. 7) unterschieden. Sind für

die betrachtete PtG-Anlage mehrere Nutzungszweige vorgesehen, sind die entsprechenden Kapitel aus-

zuwählen. Insgesamt wird mit allen technischen Regeln unabhängig vom Nutzungszweig dasselbe Ziel

verfolgt, nämlich eine sichere Anlage hinsichtlich des Arbeitsschutzes sowie der Errichtung und des Be-

triebs zu erreichen.

Ist der Bau der PtG-Anlage mit dem Bau zusätzlicher Rohrleitungen verbunden, die außerhalb des Anla-

gengeländes liegen und bestimmte Voraussetzungen an Länge und Durchmesser erfüllen, sind zusätzlich

die Gashochdruckleitungsverordnung oder die Rohrfernleitungsverordnung zu berücksichtigen. Auf diese

wird im Kap. 6.6 eingegangen.

Alle Aufgaben und Pflichten, sich daraus ergebene Prüfungen und einzubindende Ansprechpartner wer-

den in Kap. 8 zusammenfassend dargestellt.

Wesentliches Ziel des Arbeitsschutzes ist es, die Sicherheit und die Gesundheit von Beschäftigten und

hinsichtlich überwachungsbedürftiger Anlagen und Explosionsschutz auch von anderen Personen zu ge-

währleisten. Dabei wird auf gesetzgeberischer Seite zwischen technischem, sozialem und medizinischem

Arbeitsschutz unterschieden (Kreizberg, 2020). Im Rahmen dieses Leitfadens wird ausschließlich auf den

technischen Arbeitsschutz eingegangen und hier auch nur auf die Themen, die für die Ausführungen die-

ses Leitfadens relevant sind. Themen wie etwa die Einrichtung von Bildschirmarbeitsplätzen oder von

Baustellen sowie der soziale Arbeitsschutz (z. B. Mutterschutz, Arbeitszeit, Behindertengleichstellung)

werden in diesem Leitfaden nicht behandelt.

4.1 Überblick über Gesetze, Verordnungen und technische Regeln

Grundlage für den technischen Arbeitsschutz ist das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), welches die EU-

Richtlinie 89/391/EWG20 in deutsches Recht umsetzt. Das ArbSchG fordert, dass der Arbeitgeber Gefähr-

dungen, die im Zusammenhang mit der Arbeit auftreten können, im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung

ermittelt. Basierend darauf sind entsprechende Schutzmaßnahmen zur Verhütung von Unfällen und ar-

beitsbedingten Gesundheitsgefahren abzuleiten und umzusetzen, um die Gefahren für die Beschäftigten

auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Bei den Maßnahmen sind nach § 4 ArbSchG der Stand der Technik,

20 89/391/EWG: Europäische Richtlinie über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesund-

heitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit vom 12.06.1989, in Kraft getreten am 11.12.2008.
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der Arbeitsmedizin und der Hygiene sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu

berücksichtigen.

Nach § 5 Abs. 3 ArbSchG gehören zu den Gefährdungen, die der Arbeitgeber zu untersuchen hat,

 die Gestaltung und Einrichtung der Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes,

 physikalische, chemische und biologische Einwirkungen,

 die Gestaltung, die Auswahl und der Einsatz von Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen,

Maschinen, Geräten und Anlagen sowie den Umgang damit,

 die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren Zu-

sammenwirken,

 unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten,

 psychische Belastungen bei der Arbeit.

Die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung, die festgelegten Maßnahmen und das Ergebnis ihrer Über-

prüfung müssen nach § 6 ArbSchG in entsprechenden Unterlagen dokumentiert sein. Darüber hinaus sind

Unfälle mit daraus resultierender (teilweisen) Arbeitsunfähigkeit für mehr als 3 Tage oder mit Todesfolge

zu erfassen. Die Beschäftigten sind nach § 12 ArbSchG über Sicherheit und Gesundheitsschutz zu unter-

weisen. Diese Unterweisung muss bei Bedarf regelmäßig wiederholt werden. Sie muss darüber hinaus bei

veränderten Gefahrensituationen aktualisiert werden.

Nach § 18 und § 19 ArbSchG ist die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnungen vorzuschrei-

ben, welche Maßnahmen zu treffen sind, um die Pflichten des ArbSchG zu erfüllen. In diesen Rechtsver-

ordnungen kann bestimmt werden, dass Ausschüsse zu bilden sind, in denen u. a. dem Stand der Technik

entsprechende Regeln ermittelt werden, die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales amtlich be-

kannt gemacht werden können. Eine Übersicht über bestehende Verordnungen zum ArbSchG findet sich

beispielsweise in (BAuA, 2020). Dieser Leitfaden beschäftigt sich vor allem mit den Aufgaben und Pflich-

ten, die in den folgenden Verordnungen zum ArbSchG gefordert werden:

 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)

 Gefahrstoffverordnung21 (GefStoffV)

 Biostoffverordnung22 (BioStoffV)

21 Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung – GefStoffV), Stand 29.03.2017

22 Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (Biostoffverordnung –

BioStoffV), Stand 29.03.2017
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 Arbeitsstättenverordnung23 (ArbStättV)

 Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung24 (LärmVibrationsArbSchV)

 Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch elektromagnetische Felder

(EMFV)

Durch diese Verordnungen werden einige EU-Richtlinien in nationales Recht umgesetzt. Zu jeder dieser

Verordnungen bestehen darüber hinaus eine Reihe von technischen Regeln, die typischerweise dazu die-

nen, die ihr vorgelagerte Verordnung zu präzisieren, indem sie beispielsweise Ergänzungen, Erläuterun-

gen und Beispiele zu den Anforderungen der jeweiligen Verordnungen geben (siehe Abb. 4.1). Im Gegen-

satz zum ArbSchG und den nachgelagerten Verordnungen handelt es sich hierbei nicht um Rechtsnormen.

Sie haben damit auch nicht zwangsläufig den Charakter von gesetzlichen Vorschriften. Es besteht jederzeit

die Möglichkeit, den Stand der Technik auf andere Weise zu erfüllen. Dies muss dann aber gesondert

nachgewiesen werden.

Abb. 4.1 – Arbeitsschutzgesetz, unterlagerte Verordnungen, technische Regeln sowie in deut-

sches Recht umgesetzte EU-Richtlinien. Urheberin: GRS

23 Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung - ArbStättV), Stand: 19.06.2020

Der Schwerpunkt liegt bei dieser Verordnung auf den Anforderungen an den Brandschutz. Allgemeine Anforderungen zur Einrich-

tung und zum Betrieb einer Arbeitsstätte werden in diesem Leitfaden nicht behandelt.

24 Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Lärm und Vibrationen (Lärm- und Vibrationsarbeitsschutzver-

ordnung - LärmVibrationsArbSchV), Stand: 18.10.2017
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PtG-Anlagenbetreiber als Arbeitgeber

Das ArbSchG und seine unterlagerten Verordnungen richten sich an Arbeitgeber. In diesem Zusammen-

hang muss also die Frage geklärt werden, wann der PtG-Anlagenbetreiber gleichzeitig Arbeitgeber ist.

Nach § 2 Abs. 2 ArbSchG sind Arbeitgeber natürliche und juristische Personen sowie rechtsfähige Perso-

nengesellschaften, die u. a. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und Auszubildende beschäftigen. Dar-

über hinaus stehen nach § 2 BetrSichV Personen dem Arbeitgeber gleich, die – ohne Arbeitgeber zu sein

– zu gewerblichen oder wirtschaftlichen Zwecken eine überwachungsbedürftige Anlage verwenden. (LASI,

2017) präzisiert diese Definition wie folgt:

„Arbeitgeber im Sinne von § 2 Abs. 3 BetrSichV ist für überwachungsbedürftige Anlagen, wer die

tatsächliche oder rechtliche Möglichkeit hat, die notwendigen Entscheidungen in Hinblick auf die

Sicherheit der Anlage zu treffen (z. B. im Tankstellenbereich in der Regel der Mineralölkonzern).

Der Arbeitgeber kann einzelne Pflichten in einem zivilrechtlichen Vertrag auf eine andere Person

übertragen (z. B. auf den Tankstellenpächter). Die Aufsichtspflicht bleibt beim Arbeitgeber.“

Grundsätzlich fällt also nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums jeder PtG-Anlagenbetreiber in

diese Definition, der Mitarbeiter beschäftigt. Darüber hinaus ist auch jeder Betreiber einer PtG-Anlage, die

als überwachungsbedürftige Anlage eingestuft ist und ggf. über keine eigenen Mitarbeiter verfügt, einem

Arbeitgeber gleichgestellt und muss die entsprechenden Anforderungen für den Betrieb der Anlage erfül-

len.

Verfügt der PtG-Anlagenbetreiber über keinen eigenen Beschäftigten, aber beauftragt er eine Fremdfirma

beispielsweise mit der Ausführung von Wartungs- und Prüfaufgaben, hat er nach (LASI, 2018) trotzdem

die Pflicht, für die sichere Verwendung seines Arbeitsmittels nach Stand der Technik zu sorgen. Hierzu

zählt auch der Schutz seiner Beschäftigten und anderer Personen im Gefahrenbereich. Der Arbeitgeber

der Fremdfirma hat ebenfalls für die Sicherheit und Gesundheit seiner Beschäftigten zu sorgen, wenn sie

Aufgaben an der PtG-Anlage ausführen sollen. Da der Arbeitgeber der Fremdfirma in der Regel keine

Möglichkeit haben wird, Maßnahmen an der PtG-Anlage zu ergreifen, um den Schutz seiner Beschäftigten

zu gewährleisten, müssen solche Maßnahmen durch den PtG-Anlagenbetreiber vorgenommen werden. In

einem solchen Fall müssen sich also PtG-Anlagenbetreiber und Arbeitgeber der Fremdfirma im Rahmen

ihrer jeweiligen Gefährdungsbeurteilungen über notwendige Schutzmaßnahmen verständigen.

Nachfolgend werden die Aufgaben und Pflichten, die sich aus den genannten Verordnungen ergeben,

dargestellt.

4.2 Resultierende Aufgaben und Pflichten für Betreiber

Die bereits beschriebenen Anforderungen des ArbSchG werden vor allem durch die BetrSichV weiter prä-

zisiert. Die Anforderungen der BetrSichV lassen sich in zwei Gruppen unterteilen, die Anforderungen an

Arbeitsmittel und die Anforderungen an überwachungsbedürftige Anlagen. Letztere beziehen sich im We-

sentlichen auf die Durchführung von Prüfungen und werden daher in Kap. 7 behandelt. In diesem Kapitel

liegt der Schwerpunkt auf den allgemeinen Anforderungen an Arbeitsmittel, die grundsätzlich von jedem

Arbeitgeber zu erfüllen sind (also auch unabhängig davon, ob die Anlage eine Energieanlage oder eine

überwachungsbedürftige Anlage ist).

Als Arbeitsmittel werden nach § 2 BetrSichV Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die

Arbeit verwendet werden, verstanden. Im Sinne des ArbSchG und der BetrSichV ist jeder Arbeitgeber

verpflichtet, für die Sicherheit seiner Mitarbeiter beim Umgang mit den eingesetzten Arbeitsmitteln zu sor-

gen. Zu Arbeitsmitteln in diesem Sinne gehören auch PtG-Anlagen.
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Alle im letzten Kapitel genannten Verordnungen stellen Anforderungen an die Durchführung der Gefähr-

dungsbeurteilung. Auf die Gefährdungsbeurteilung wird in Kap. 4.5 detailliert eingegangen, die verschie-

denen zu adressierenden Themen werden beispielsweise in Tab. 4.3 dargestellt. Im Folgenden werden

daher nur darüberhinausgehende Anforderungen der verschiedenen Verordnungen aufgeführt.

Neben der Festlegung von Maßnahmen zur sicheren Verwendung, die dem Stand der Technik entsprechen

müssen, und der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung fordert die BetrSichV nach § 3 Abs. 6 vom

Arbeitgeber die Ermittlung und Festlegung von Art und Umfang erforderlicher Prüfungen der Arbeitsmittel

sowie von Fristen für wiederkehrende Prüfungen. Dabei dürfen die in der BetrSichV genannten Fristen

nicht überschritten werden, sofern welche genannt werden. Fristen für wiederkehrende Prüfungen sind so

festzulegen, dass die Arbeitsmittel bis zur nächsten festgelegten Prüfung sicher verwendet werden kön-

nen. Folgende Prüfungen werden explizit in § 14 BetrSichV verlangt, die von einer zur Prüfung befähigten

Person durchgeführt werden müssen:

 Prüfung des Arbeitsmittels vor erstmaliger Verwendung: umfasst die Kontrolle der vorschriftsmäßi-

gen Montage oder Installation und der sicheren Funktion, die rechtzeitige Feststellung von Schäden

und die Feststellung, ob die getroffenen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig sind.

 Wiederkehrende Prüfung von Arbeitsmitteln, die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt

sind oder zu Gefährdungen der Beschäftigten führen können,

 Prüfung nach prüfpflichtigen Änderungen vor der nächsten Verwendung des Arbeitsmittels

 Prüfung des Arbeitsmittels nach außergewöhnlichen Ereignissen mit möglicherweise schädigenden

Auswirkungen auf die Sicherheit

Ergebnisse dieser Prüfungen sind aufzuzeichnen und mindestens bis zur nächsten Prüfung aufzubewah-

ren. Eine detaillierte Darstellung der durchzuführenden Prüfungen ist in Kap. 8.3 dargestellt.

Der Arbeitgeber hat seine Beschäftigten vor erstmaliger Verwendung des Arbeitsmittels und danach min-

destens jährlich zu unterweisen. Das Datum ist schriftlich festzuhalten. Darüber hinaus muss er eine

schriftliche Betriebsanweisung erstellen und sie den Beschäftigten ebenfalls vor erstmaliger Verwendung

des Arbeitsmittels zur Verfügung stellen.

Die GefStoffV definiert Gefahrenklassen, in die der Arbeitgeber nach § 6 Abs. 3 Stoffe und Gemische, die

beispielsweise innerbetrieblich hergestellt wurden und nicht bereits eingestuft sind, selbst einzustufen hat

(siehe Kap. 4.3). Die BioStoffV fordert darüber hinaus die Einstufung von Biostoffen in Risikogruppen.

Nach § 4 Abs. 9 GefStoffV hat der Lieferant eines Gemisches oder Stoffs25 einem Anwender auf Anfrage

alle Informationen zur Verfügung zu stellen, damit dieser eine ordnungsgemäße Einstufung neuer Gemi-

sche durchführen kann. Anforderungen an die Erstellung eines Sicherheitsdatenblatts beim Inverkehrbrin-

gen von Stoffen und Gemischen ergeben sich aus Anhang II der Verordnung 1907/2006/EG26.

25 Nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums also auch ein PtG-Anlagenbetreiber, der Wasserstoff oder Methan erzeugt und an

einen Kunden weitergibt.

26 1907/2006/EG: Verordnung zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) vom

18.12.2006
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Über Schutzmaßnahmen und Klassifizierung von Gefahrstoffen hinaus hat der Arbeitgeber nach § 6 Abs.

4 GefStoffV festzustellen, ob die verwendeten Stoffe oder Gemische bei Tätigkeiten und im Rahmen mög-

licher Wechselwirkungen zu Brand- oder Explosionsgefährdungen führen können. Gefährdungen durch

explosionsfähige gefährliche Gemische sind gesondert in einem Explosionsschutzdokument auszuweisen

(siehe Kap. 4.7). Anhang I der GefStoffV geht auf Schutzmaßnahmen bei Brand- und Explosionsgefähr-

dungen ein und definiert Zonen, in die explosionsgefährdete Bereiche eingeteilt werden können (siehe

Kap. 4.7.2).

Die ArbStättV schreibt neben allgemeinen Maßnahmen bei der Einrichtung der Arbeitsstätte (Verkehrs-

wege, Fenster, Türen, Tore, Raumabmessungen, Lüftung, Raumtemperatur, Sanitärräume, etc.) auch

Maßnahmen zum Brandschutz vor. Insbesondere müssen brandschutztechnische Ausrüstungen gekenn-

zeichnet sein (§ 2 Abs. 8 ArbStättV) und es dürfen von Energieverteilungsanlagen keine Brand- oder Ex-

plosionsgefahren ausgehen (Anhang, Kap. 1.4, ArbStättV). Außerdem hat der Arbeitgeber die Sicherheits-

einrichtungen, zu denen neben Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen auch Sicherheitsbeleuchtung,

Signalanlagen, Notaggregate und Notschalter zählen, in regelmäßigen Abständen auf ihre Funktionsfähig-

keit prüfen zu lassen (§ 4 ArbStättV).

Nach der LärmVibrationsArbSchV hat der Arbeitgeber die auftretenden Expositionen bzgl. Lärm und Vib-

rationen am Arbeitsplatz zu ermitteln (ggf. durch eigene Messungen), zu bewerten und ggf. Schutzmaß-

nahmen abzuleiten. Werden die in § 7 genannten Grenzwerte für Tages-Lärmexpositionspegel und Spit-

zenschalldruckpegel überschritten, ist dem Beschäftigten nach § 8 ein Gehörschutz bereitzustellen.

Grenzwerte für Vibrationen werden in § 9 genannt.

Zusammenfassend ergeben sich damit die folgenden Aufgaben und Pflichten für Betreiber einer PtG-An-

lage:

 Beschaffung und Beachtung der geltenden Regelwerke für Errichtung und Betrieb

 Beschaffung von relevanten Informationen zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung (z. B. Ge-

brauchs- und Betriebsanleitungen, Sicherheitsdatenblätter, von Ministerien bekannt gegebene Re-

geln und Erkenntnisse)

 Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung, in der Gefährdungen ermittelt und beurteilt werden und

auf deren Basis Schutzmaßnahmen abgeleitet und umgesetzt werden

- Hierzu zählt auch die Festlegung von Maßnahmen bei Notfällen (z. B. für Rettungseinsätze rele-

vante Informationen den Rettungsdiensten zur Verfügung stellen, zusätzlich nach GefStoffV Be-

reitstellung von angemessenen Erste-Hilfe-Einrichtungen und Durchführung von regelmäßigen

Sicherheitsübungen) und für die sichere Durchführung der Instandhaltungsmaßnahmen

 Einstufung von Gefahr- und Biostoffen

 Festlegung von Art und Umfang von Prüfungen und Fristen für wiederkehrende Prüfungen

 Erstellung verschiedener Dokumente, u. a.:

- Erstellung einer Dokumentation zu Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung und abgeleiteten

Sicherheitsmaßnahmen (Detailforderungen in allen Verordnungen enthalten)

- Verzeichnis über die im Betrieb verwendeten Gefahrstoffe

- Explosionsschutz-Dokument zur gesonderten Darstellung der Gefährdungen durch explosionsfä-

hige Gemische
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- Betriebsanweisung für Beschäftigte

- Sicherheitsdatenblatt für selbst erzeugte und vertriebene Gase und Gemische

 Bei erlaubnispflichtigen PtG-Anlagen: Schriftliche oder elektronische Beantragung der Erlaubnis

 Schriftliche Bestellung eines Koordinators bei Beauftragung von Fremdfirmen und erhöhter Gefähr-

dung, um auch für Fremdbeschäftigte zu gewährleisten, dass Informationen über Maßnahmen bei

Instandhaltungsmaßnahmen verfügbar sind und Maßnahmen eingehalten werden

 Unterweisung der Beschäftigten vor erstmaliger Aufnahme von Arbeiten an der Anlage, speziell im

Umgang mit Gefahr- und Biostoffen sowie mit Brand- und Explosionsgefährdungen und dann wieder-

holt in regelmäßigen Abständen

 Regelmäßige (mind. alle 2 Jahre bei Anwendung der BiostoffV) Überprüfung der Gefährdungsbeur-

teilung in Hinblick auf ihre Aktualität, Wirksamkeit der Maßnahmen prüfen und ggf. die Maßnahmen

anpassen, wenn die Wirksamkeit nicht mehr in ausreichendem Maße gegeben ist, sofortige Aktuali-

sierung bei in Verordnung genannten Voraussetzungen

Auf die verschiedenen Aufgaben wird in den nachfolgenden Kapiteln eingegangen.

4.3 Einstufung von Stoffen und Gemischen in Gefahrenklassen

Ziel der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) ist gemäß § 1 Abs. 1 GefStoffV der Schutz von Menschen und

Umwelt vor stoffbedingten Schädigungen durch

1. Regelungen zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung gefährlicher Stoffe und Gemische,

2. Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten und anderer Personen bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen

und

3. Beschränkungen für das Herstellen und Verwenden bestimmter gefährlicher Stoffe, Gemische und

Erzeugnisse.

Gefahrstoffe im Sinne der GefStoffV sind nach § 2 GefStoffV gefährliche Stoffe und Gemische die in Ge-

fahrstoffklassen nach § 3 GefStoffV eingestuft wurden, explosionsfähig sind oder aufgrund anderer physi-

kalisch-chemischer, chemischer oder toxischer Eigenschaften bzw. Art der Verwendung am Arbeitsplatz

die Gesundheit und Sicherheit von Beschäftigten gefährden können. Darüber hinaus zählen Stoffe, Gemi-

sche und Erzeugnisse zu Gefahrstoffen, aus denen bei der Herstellung oder Verwendung solche Stoffe

entstehen oder freigesetzt werden, sowie alle Stoffe, denen ein Arbeitsplatzgrenzwert zugewiesen worden

ist. Explizit ausgenommen von der GefStoffV sind Biostoffe im Sinne der BiostoffV (siehe hierzu Kap. 4.4).

Kriterien, wann ein Stoff als gefährlich im Sinne der GefStoffV einzustufen ist, werden im Anhang der

GefStoffV bzw. in der europäischen Verordnung Nr. 1272/2008 dargestellt, § 3 Abs. 1 GefStoffV.

Darüber hinaus werden in § 3 GefStoffV Gefahrenklassen wie in Tab. 4.1 dargestellt definiert, in der die

gefährlichen Stoffe im Sinne der GefStoffV eingestuft werden.

Die TRGS 201 „Einstufung und Kennzeichnung bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen“ konkretisiert die Anfor-

derungen der GefStoffV dahingehend, dass sie die Vorgehensweise zur Einstufung und Kennzeichnung

von Gefahrstoffen beschreibt. Sie enthält darüber hinaus für bestimmte Fälle vereinfachte Vorgehenswei-

sen und Erleichterungen gegenüber den Bestimmungen der Verordnung EG Nr. 1272/2008 bei der inner-

betrieblichen Einstufung und Kennzeichnung.
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Tab. 4.1 – Gefahrenklassen nach GefStoffV

Klasse Gefahrenart

1 Physikalische Gefahren a) Explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Ex-
plosivstoff

b) Entzündbare Gase
d) Oxidierende Gase
e) Gase und Druck
p) Korrosiv ggü. Metallen

…

2 Gesundheitsgefahren a) Akute Toxizität
b) Ätz-/Reizwirkung auf die Haut
c) Schwere Augenschädigung/-reizung
d) Sensibilisierung der Atemwege oder der Haut
e) …

3 Umweltgefahren Gewässergefährdend (akut und langfristig)

4 Weitere Gefahren Die Ozonschicht schädigend

In PtG-Anlagen mit Elektrolyseur können als Stoffe Wasserstoff (H2) und Sauerstoff (O2) auftreten, bei

PtG-Anlagen mit Methanisierung können zusätzlich Kohlendioxid (CO2) und Methan (CH4) auftreten. Dar-

über hinaus können verschiedene Stoffe entstehen oder in den Anlagen für unterschiedliche Zwecke zu-

geführt werden. Für diese Stoffe und Gemische gelten folgende Kennzeichen:

 Wasserstoff: H220 (extrem entzündbares Gas), H280 (Gase unter Druck, kann bei Erwärmung ex-

plodieren)

 Sauerstoff: H270 (Entzündend (oxidierend) wirkendes Gas)

 CH4: H220, H280

 CO2: kein gefährliches Gas im Sinne der GefStoffV

 CO: H220, H331 (akute Toxizität), H360D (Kann Kind im Mutterleib schädigen), H372 (Schädigt die

Organe bei längerer oder wiederholter Exposition)

 Stickstoff: H280

 Monoethlyenglykol27: H302 (Gesundheitsschädlich beim Verschlucken), H373 (Kann die Organe

schädigen bei längerer oder wiederholter Exposition)

 Nickel: H317 (kann allergische Hautreaktionen verursachen), H351 (Kann vermutlich Krebs erzeu-

gen), H372 (Schädigt die Organe bei längerer oder wiederholter Exposition)

 Dibenzyltoluol28: H413 (Kann für Wasserorganismen schädlich sein, mit langfristiger Wirkung)

 Kaliumhydroxid29: H290 (Kann gegenüber Metallen korrosiv sein), H302, H314 (Verursacht schwere

Verätzungen der Haut und schwere Augenschädigungen)

27 Kommt als Frostschutzmittel zum Einsatz.

28 Kommt in LOHC-Anlagen zum Einsatz, um Wasserstoff in organischen Verbindungen durch chemische Reaktion zu speichern.

29 Auch oft bezeichnet als Kalilauge, kommt bei alkalischer Elektrolyse zum Einsatz
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Zusätzlich können Thermalöle zum Einsatz kommen, die ebenfalls über entsprechende Kennzeichnungen

verfügen. Für die typischen Stoffe, die in einer PtG-Anlage auftreten können, ergeben sich damit die in

Tab. 4.2 dargestellte Kategorisierung.

Tab. 4.2 – Kategorisierung in PtG-Anlagen vorkommender Stoffe nach GefStoffV

Stoff(gruppe) Kategorie nach
GefStoffV

Erläuterung

Wasserstoff, Methan 1b) bzw. 1e) Entzündbares Gas, ggf. Gase unter Druck

Sauerstoff 1d) Oxidierendes Gas

Kohlenmonoxid 1b) und

2a)

Entzündbares Gas

Akut Toxisches Gas

Kohlendioxid, Stickstoff 1e) Gase unter Druck

Monoethylenglykol 2

Nickel 2

Dibenzyltoluol 3 Gewässergefährdend

Kaliumhydroxid 1b, c, p Ätzend, führt zu schwerer Augenschädigung,
Korrosiv ggü. Metallen

4.4 Einstufung von Biostoffen in Risikogruppen

Die BioStoffV ist eine Verordnung zum Schutz von Beschäftigten bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeits-

stoffen (Biostoffen). Biostoffe sind gemäß § 2 BioStoffV

1. Mikroorganismen, Zellkulturen und Endoparasiten einschließlich ihrer gentechnisch veränderten

Formen,

2. mit Transmissibler Spongiformer Enzephalopathie (TSE) assoziierte Agenzien

die den Menschen durch Infektionen, übertragbare Krankheiten, Toxinbildung, sensibilisierende oder sons-

tige, die Gesundheit schädigende Wirkungen gefährden können.

Die BioStoffV fordert konkrete Schutzmaßnahmen für Biostoffe, die davon abhängig sind, in welche Risi-

kogruppe der Stoff eingeordnet wurde. Gemäß § 3 Abs. 1 BioStoffV sind Biostoffe in die folgenden Risiko-

gruppen einzustufen:

1. Risikogruppe 1: Biostoffe, bei denen es unwahrscheinlich ist, dass sie beim Menschen eine Krankheit

hervorrufen,

2. Risikogruppe 2: Biostoffe, die eine Krankheit beim Menschen hervorrufen können und eine Gefahr für

Beschäftigte darstellen könnten; eine Verbreitung in der Bevölkerung ist unwahrscheinlich; eine wirk-

same Vorbeugung oder Behandlung ist normalerweise möglich,

3. Risikogruppe 3: Biostoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen hervorrufen und eine ernste

Gefahr für Beschäftigte darstellen können; die Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung kann be-

stehen, doch ist normalerweise eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung möglich,

4. Risikogruppe 4: Biostoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen hervorrufen und eine ernste

Gefahr für Beschäftigte darstellen; die Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung ist unter Umstän-

den groß; normalerweise ist eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung nicht möglich.

51DVGW-Information Gas  Nr. 27       



52 DVGW-Information Gas Nr. 27

Um zu prüfen, in welche Risikogruppe die verwendeten Archaeen eingestuft werden, kann die TRBA 466

(ABAS, 2020) herangezogen werden. In (BGRCI, 2015) wird darüber hinaus die Einstufung von biologi-

schen Arbeitsstoffen im Sinne der BioStoffV beschrieben. Demnach sind Archaeen der Risikogruppe 1

zugeordnet. Lediglich eine Spezies mit Namen „Methanobrevibacter oralis“ wird der Risikogruppe 2 zuge-

ordnet, da sie Krankheiten beim Menschen (u. a. in der menschlichen Mundhöhle) verursachen kann. Sie

gehört zu den methanbildenden Archaeen, der Einsatz für die biologische Methanisierung ist jedoch nicht

bekannt (Bieringer, 2020). Sein Einsatz wäre aufgrund der höheren Risikogruppe mit höheren Sicherheits-

anforderungen verbunden.

Entsprechend dieser Risikogruppen werden vier Schutzstufen definiert, in denen ggf. zusätzliche Schutz-

maßnahmen gefordert werden. Eine Gefährdungsbeurteilung ist in jedem Fall gefordert. Weitergehende

Anforderungen gelten vielfach aber erst ab Risikogruppe 2 und sind damit für PtG-Anlagen mit biologischer

Methanisierung nur dann relevant, wenn die oben genannte Archaeen-Spezies zum Einsatz kommt.

4.5 Gefährdungsbeurteilung

Wie in Kap. 4.1 beschrieben, legen sowohl das ArbSchG als auch die verschiedenen nachgelagerten Ver-

ordnungen Anforderungen an eine Gefährdungsbeurteilung fest. Für die Erstellung der Gefährdungsbeur-

teilung ist immer der Arbeitgeber von Beschäftigten zuständig, die mit einem Arbeitsmittel oder einer über-

wachungsbedürftigen Anlage arbeiten. Im Rahmen dieses Leitfadens wird angenommen, dass dies auf

den Betreiber der PtG-Anlage zutrifft.

In Abgrenzung zur Gefährdungsbeurteilung erstellt der Hersteller von Komponenten, Systemen oder An-

lagen eine Risikobeurteilung (siehe hierzu Kap. 5.3). Diese muss er bei Übergabe der Anlage dem Betrei-

ber nicht mitgeben. Der Hersteller ist jedoch verpflichtet, in seiner Betriebsanleitung auf Restrisiken hin-

zuweisen. Es wird empfohlen, den Hersteller nach der Gefährdungsbeurteilung zu fragen und die Heraus-

gabe zu erbitten. Diese Analysen zeigen Risiken auf, die ggf. auch bei der Erstellung der Gefährdungsbe-

urteilung berücksichtigt werden müssen. Darüber hinaus kann die Risikoanalyse ggf. den Aufwand für die

Gefährdungsbeurteilung reduzieren. Werden beispielsweise Maßnahmen zur Risikominimierung benannt,

die auch Gefährdungen reduzieren können, kann sich der Betreiber in seiner Gefährdungsbeurteilung

ebenfalls auf diese Maßnahmen beziehen.

Im Folgenden wird zunächst der grundsätzliche Ablauf der Gefährdungsbeurteilung beschrieben. Anschlie-

ßend werden die relevanten technischen Regeln dargestellt und beschrieben und die die Anforderungen

erläutert. Abschließend werden ein paar Hinweise auf weiterführende Literatur gegeben. Aspekte des Ex-

plosionsschutzes, Brandschutzes, Lärmschutz und Schutz vor elektromagnetischen Feldern werden in den

nachgelagerten Kapiteln separat behandelt, sind aber in die Gefährdungsbeurteilung ebenfalls zu berück-

sichtigen.

4.5.1 Ablauf

Der Ablauf der Gefährdungsbeurteilung wird u. a. in Kap. 5 der TRBS 1111 und in Kap. 5 der technischen

Regel ASR V3 anschaulich dargestellt und beschrieben. Abb. 4.2 zeigt in Anlehnung an die Darstellung

der ASR V3 den Prozess der Gefährdungsbeurteilung. Die hier gezeigten Schritte finden sich auch in

diversen technischen Regeln immer wieder und geben entsprechend zu dem jeweiligen Prozessschritt

Hinweise mit Fokus auf dem Thema der jeweiligen Regel.

52  



DVGW-Information Gas Nr. 27 53

Abb. 4.2 – Ablauf der Gefährdungsbeurteilung. Urheberin: GRS nach Darstellung in ASR V3

Vor Beginn der Gefährdungsbeurteilung sind vorbereitende Arbeiten zu treffen. Hierzu gehört beispiels-

weise, zunächst die anzuwendenden Verordnungen zu ermitteln, aus denen Anforderungen an die Gefähr-

dungsbeurteilung resultieren, sowie die Beschaffung von Informationen.

Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung sind dann die möglichen Gefährdungen zu ermitteln und zu be-

urteilen sowie anschließend Maßnahmen festzulegen, um die entsprechenden Gefährdungen zu vermei-

den oder zu minimieren.

Basierend auf den Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung sind die festgelegten Maßnahmen umzuset-

zen und ihre Wirksamkeit zu überprüfen. Wird dabei festgestellt, dass durch die umgesetzten Maßnahmen

nicht alle ermittelten Gefährdungen ausreichend berücksichtigt werden, ist die Gefährdungsbeurteilung zu

überarbeiten.

Dies und der Pfeil „Fortschreiben“ in Abb. 4.2 zeigen auf, dass eine Gefährdungsbeurteilung nicht nur

einmalig zu einem bestimmten Zeitpunkt durchzuführen ist. Es handelt sich vielmehr um einen Erstellungs-

prozess, der bei der Planung der Anlage beginnt und bis zum Betrieb der Anlage kontinuierlich fortgesetzt

wird. Auch während des Betriebs muss die Gefährdungsbeurteilung regelmäßig auf ihre Aktualität hin

überprüft und bei Bedarf aktualisiert werden. TRBS 1111 weist in Kap. 4.1 darauf hin, dass die Gefähr-

dungsbeurteilung bereits vor Auswahl und Beschaffung von Arbeitsmitteln begonnen werden soll, da deren

grundlegende Eigenschaften durch nachträglich getroffene Schutzmaßnahmen nur eingeschränkt beein-

flusst werden können. Zu Beschaffung von Arbeitsmitteln wird auf die Empfehlung 1113 verwiesen, die

sich detaillierter mit diesem Thema befasst. Hierzu ist bereits eine aktualisierte Fassung in Arbeit, die im

November 2020 im Ausschuss für Betriebssicherheit verabschiedet wurde. Diese neue Fassung soll auch

Hinweise geben, wie die Beschaffung von Arbeitsmitteln in der Gefährdungsbeurteilung und bei der Fest-

legung diesbezüglicher Maßnahmen berücksichtigt werden kann.

4.5.2 Anforderungen an Gefährdungsbeurteilung

Sowohl das ArbSchG als auch die ArbStättV, die BetrSichV, die GefStoffV und die BioStoffV fordern vom

Arbeitgeber die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung vor Auswahl und Beschaffung von Arbeits-

mitteln (BetrSichV), vor Ausübung von Tätigkeiten mit Gefahrstoffen (GefStoffV) oder Biostoffen

(BioStoffV) sowie vor erstmaligem Einrichten und Betreiben eines Arbeitsplatzes (ArbStättV).In der Be-

trSichV wird explizit darauf hingewiesen, dass das Vorhandensein einer CE-Kennzeichnung nicht von der

Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung entbindet.

In den verschiedenen Verordnungen werden Anforderungen an die Gefährdungsbeurteilung gestellt. Sie

beziehen sich dabei dann immer auf den jeweiligen Anwendungsbereich der Verordnung. Je nachdem,

welche Verordnung für die Anlage relevant ist, müssen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung also un-

terschiedliche Aspekte untersucht werden. Kommen mehrere Verordnungen bei der geplanten PtG-Anlage
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zur Anwendung, sind auch alle dort genannten Anforderungen zu erfüllen. Es reicht also nicht, eine Ver-

ordnung übergreifend auszuwählen. Gilt beispielsweise nur die BetrSichV, müssen nur die im ArbSchG

und dort genannten Anforderungen an die Gefährdungsbeurteilung erfüllt werden. Ist zusätzlich die Gef-

StoffV anzuwenden, gelten für die Gefährdungsbeurteilung zusätzlich die dort genannten Anforderungen.

Die Gefährdungsbeurteilung wird also aufwendiger, je mehr Verordnungen zu berücksichtigen sind. Durch

den Einsatz von Wasserstoff als Gefahrstoff wird es bei PtG-Anlagen die Regel sein, dass mehrere Ver-

ordnungen (u. a. BetrSichV, ArbStättV, GefStoffV) anzuwenden sind. Anforderungen an die Gefährdungs-

beurteilung zum Umgang mit Biostoffen spielen dagegen nur dann eine Rolle, wenn Biostoffe in der Anlage

eingesetzt werden. Dies ist im Zusammenhang mit PtG-Anlagen aktuell nur der Fall, wenn die PtG-Anlage

über biologische Methanisierung verfügt.

Eine Zusammenfassung der in den verschiedenen Verordnungen behandelten Themen ist mit der Angabe

der jeweiligen Paragraphen in Tab. 4.4 dargestellt. Die Anforderungen der verschiedenen Verordnungen

werden im Folgenden themenspezifisch aufgeführt.

Arten der Gefährdung

Die verschiedenen Verordnungen fordern die Betrachtung unterschiedlicher Gefährdungen. Sie sind für

die jeweilige Verordnung in Tab. 4.3 dargestellt.

Tab. 4.3 – Die entsprechend der verschiedenen Verordnungen zu betrachtenden

Gefährdungen

ArbSchG ArbStättV BetrSichV GefStoffV BioStoffV

Gefährdung
am Arbeits-
platz (Gestal-
tung, Ab-
läufe)

Gefährdungen beim
Einrichten und Betrei-
ben der Arbeitsstätte
inkl. der dabei auftre-
tenden Auswirkungen
auf Arbeitsorganisation
und Arbeitsabläufe in
der Arbeitsstätte,

Physische und psychi-
sche Belastungen

Bei Bildschirmarbeits-
plätzen: insb. Belastung
der Augen und Gefähr-
dung des Sehvermö-
gens

Gefährdungen durch
Verwendung der Ar-
beitsmittel und der Ar-
beitsumgebung, inkl.
Tätigkeiten wie Mon-
tieren, Installieren,
Bedienen, An- oder
Abschalten, Einstel-
len, Gebrauchen, Be-
treiben, Instandhal-
ten, Reinigen, Prüfen,
Umbauen, Erproben,
Demontieren, Trans-
portieren und Über-
wachen

Gefährdung durch
Umgang mit Ge-
fahrstoffen

Gefährdungen
durch Instandhal-
tungs-/Wartungs-
arbeiten sowie Be-
dien- und Überwa-
chungsarbeiten

Brand- und Explo-
sionsgefährdung

Gefährdung
durch Umgang
mit Biostoffen
(Exposition,
Aufnahme,
Wirkung, Tätig-
keiten)
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Fachkunde

Das ArbSchG und die Verordnungen fordern, dass die Gefährdungsbeurteilung durch fachkundige Perso-

nen durchgeführt wird. Der Arbeitgeber kann sich hierbei fachkundig beraten lassen, sofern er nicht selbst

über die notwendige Fachkunde verfügt.

Informationsbeschaffung

Nach der BetrSichV und der GefStoffV sind die für die Gefährdungsbeurteilung notwendigen Informationen

zu beschaffen. Hierzu zählen die bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse nach § 21 Abs. 6 Nr. 1

BetrSichV sowie Gebrauchs- und Betriebsanleitungen und zugängliche Erkenntnisse über die arbeitsme-

dizinische Vorsorge. Die GefStoffV fordert zusätzlich die Beschaffung von Sicherheitsdatenblättern und

Informationen aus der europäischen Verordnung EG/1907/2006, Titel IV.

Dokumentation und Aktualisierung

Das ArbSchG und die hier genannten Verordnungen fordern die Dokumentation der Gefährdungsbeurtei-

lung. Laut BetrSichV dürfen bereits vorhandene Gefährdungsbeurteilungen (beispielsweise seitens des

Herstellers) verwendet werden, wenn sie die Gefährdungen am jeweiligen Arbeitsplatz abdecken. Zusätz-

lich zur Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung fordert die GefStoffV die Erstellung eines Explosions-

schutzdokuments und der Explosionsschutz-Zoneneinteilung. Außerdem wird ein Verzeichnis der im Be-

trieb befindlichen Gefahrstoffe gefordert. Die BetrSichV, die GefStoffV und die BiostoffV fordern eine re-

gelmäßige Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung, die BioStoffV fordert diese mind. alle 2 Jahre. Au-

ßerdem werden in den Verordnungen Voraussetzungen genannt, unter denen die Gefährdungsbeurteilung

sofort zu aktualisieren ist.

Prüfungen

Vor allem die BetrSichV fordert die Durchführung von Prüfungen und enthält lange Listen mit entsprechen-

den Anforderungen. Siehe hierzu Kap. 8.2.

Schutzmaßnahmen

Alle Verordnungen fordern, dass die anhand der Gefährdungsbeurteilung abgeleiteten Schutzmaßnahmen

dem Stand der Technik entsprechen. Zusätzlich fordert die BioStoffV, dass sie sich nach gesicherten wis-

senschaftlichen Erkenntnissen richten. Die ArbStättV fordert neben dem Stand der Technik den Stand der

Arbeitsmedizin und Hygiene sowie die Erfüllung ergonomischer Anforderungen und insbesondere die Er-

füllung der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales bekannt gemachten Regeln und Erkenntnisse.

Betriebsanweisung und Unterweisung

Das ArbSchG sowie die betrachteten Verordnungen fordern eine Unterweisung. Sie muss vor Aufnahme

der Tätigkeit oder erstmaliger Verwendung des Arbeitsmittels erfolgen. Nach GefStoffV muss es eine

schriftliche Betriebsanweisung sowie eine mündliche Unterweisung geben, die jährlich (GefStoffV,

BioStoffV) in verständlicher Form und Sprache bzw. regelmäßig wiederkehrend (BetrSichV) wiederholt

werden muss. Die schriftliche Betriebsanweisung und die Unterweisung sind bei jeder maßgeblichen Ver-

änderung der Arbeitsbedingungen zu aktualisieren (GefStoffV, BetrSichV). Die TRGS 555 „Betriebsanwei-

sung und Information der Beschäftigten“ befasst sich explizit mit diesem Thema (AGS, 2017).

Instandhaltung

Laut BetrSichV sind Instandhaltungsmaßnahmen auf Grundlage einer entsprechenden Gefährdungsbeur-

teilung durchzuführen. Dabei sollte die Betriebsanleitung des Herstellers berücksichtigt werden. Die In-

standhaltungsmaßnahmen dürfen nur von fachkundigen und unterwiesenen Beschäftigten oder durch Be-
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schäftigte von Fremdfirmen mit vergleichbarer Qualifikation durchgeführt werden. Der Arbeitgeber hat da-

bei alle Maßnahmen zu treffen, um eine sichere Durchführung der Instandhaltungsarbeiten zu gewährleis-

ten. (BetrSichV)

Betriebsstörungen und Unfälle

Laut BetrSichV und GefStoffV hat der Arbeitgeber Informationen über Maßnahmen bei Notfällen zur Ver-

fügung zu stellen. Laut BetrSichV müssen diese auch den Rettungsdiensten zur Verfügung gestellt wer-

den, sofern sie für Rettungseinsätze benötigt werden. Laut GefStoffV sind angemessene Erste-Hilfe-Ein-

richtungen bereitzustellen und Sicherheitsübungen in regelmäßigem Abstand durchzuführen.

Biostoffe

Beim Einsatz von Biostoffen hat der Arbeitgeber für die Gefährdungsbeurteilung die Identität, Risikogrup-

peneinstufung, Übertragungswege und Aufnahmepfade sowie die möglichen sensibilisierenden, toxischen

oder chronisch schädigenden Wirkungen der biologischen Arbeitsstoffe zu ermitteln. Für die Gefährdungs-

beurteilung sind auch die Art der Tätigkeit unter Betrachtung der Betriebsabläufe, Arbeitsverfahren und

Arbeitsmittel, die Art, Dauer und Häufigkeit der Exposition der Beschäftigten, die Prüfung der Substitution

eines biologischen Arbeitsstoffes sowie tätigkeitsbezogene Erkenntnisse, z. B. über Belastungs- und Ex-

positionssituationen, einschließlich psychischer Belastungen, über bekannte Erkrankungen, zu ergrei-

fende Gegenmaßnahmen sowie aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge zu berücksichtigen. Der Arbeitge-

ber hat auf der Grundlage der ermittelten Informationen die Infektionsgefährdung und die Gefährdungen

durch sensibilisierende oder toxische Wirkungen der biologischen Arbeitsstoffe unabhängig voneinander

zu beurteilen. Diese Einzelbeurteilungen sind zu einer Gesamtbeurteilung zusammenzuführen, auf deren

Grundlage die Schutzmaßnahmen festzulegen und zu ergreifen sind (§ 4 BioStoffV).

4.5.3 Übersicht über relevante technische Regeln

Eine Übersicht über die für die Gefährdungsbeurteilung anzuwendenden wichtigsten technischen Regeln

im Zusammenhang mit den jeweiligen Verordnungen gibt Abb. 4.3.
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Abb. 4.3 – Übersicht über die wichtigsten Regeln zur Erstellung der Gefährdungsbeurteilung.

Urheberin: GRS

Folgende Themen werden in den gezeigten Regeln beschrieben, die auch für PtG-Anlagen von Interesse

sind.

TRBS

 Die TRBS 1111 soll bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung nach BetrSichV unterstützen

und enthält allgemeine Erläuterungen. Themen sind:

- Verantwortung für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung (Kap. 3)

- Erstellung und Aktualisierung (Kap. 4.1)

- Einbeziehung von Gefährdungen durch Arbeitsmittel, Arbeitsumgebung, Arbeitsgegenstände

(Kap. 4.3)

- Berücksichtigung der Gebrauchstauglichkeit, der alterns- und altersgerechten Gestaltung, ergo-

nomisch relevanter Zusammenhänge sowie der physischen und psychischen Belastung bei der

Verwendung der Arbeitsmittel (Kap. 4.4), Anhang 1 gibt zudem Empfehlungen für die Berück-

sichtigung psychischer Belastung

- Einbeziehung vorhersehbarer Betriebsstörungen (Kap. 4.5)

- Durchführung der Gefährdungsbeurteilung (Kap. 5): Informationen beschaffen (Kap. 5.2), Ge-

fährdungen ermitteln (Kap. 5.3) und bewerten (Kap. 5.4), Schutzmaßnahmen festlegen (Kap.

5.5) und umsetzen (Kap. 5.6) sowie ihre Wirksamkeit überprüfen (Kap. 5.7), Ergebnisse doku-

mentieren (Kap. 5.8), Anhang 2 gibt Empfehlungen zur Dokumentation anhand von Beispielen

 Die TRBS 1112 gilt für die Ermittlung und Bewertung von Gefährdungen für Beschäftigte bei der

Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen. Sie ist anzuwenden bei Planung und Ausführung
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von Instandhaltungsarbeiten, bei der Störungssuche und der Erprobung nach Instandsetzung. The-

men sind:

- Vorbereitung der Instandhaltung (Kap. 3): Regelungen der Zusammenarbeit (Kap. 3.1), Voraus-

setzungen (Kap. 3.2)

- Beurteilung der Gefährdungen (Kap 4): Ermittlung (Kap. 4.2), Bewerten (Kap. 4.3), Schutzmaß-

nahmen festlegen (Kap. 4.4), Bereitstellung geeigneter Zugänge für Rettungsmaßnahmen (Kap.

4.5)

- Durchführung der Instandhaltungsarbeiten (Kap. 5): Erprobung (Kap. 5.2)

- Anhang 1 enthält ein Ablaufdiagramm für Instandhaltung und Erprobung

- Anhang 2 listet besondere Gefährdungen bei Instandhaltungsarbeiten und beispielhafte Schutz-

maßnahmen auf

 TRBS 1112, Teil 1 ergänzt die TRBS 1112 zum Thema Explosionsgefährdungen bei Instandhal-

tungsarbeiten. Sie befasst sich mit der Ermittlung besonderer Maßnahmen bei Instandhaltungsarbei-

ten in explosionsgefährdeten Bereichen, Instandhaltungsarbeiten, durch die eine gefährliche explosi-

onsfähige Atmosphäre entstehen kann und bei Instandhaltungsarbeiten in nicht explosionsgefährde-

ten Bereichen, die Auswirkungen auf explosionsgefährdete Bereiche haben können. Themen sind:

- Schutzmaßnahmen (Kap 4): Vermeidung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre (Kap. 4.2),

Vermeidung von Zündquellen (Kap. 4.3), Instandhaltungsarbeiten bei Überwachung der Kon-

zentration brennbarer Stoffe (Kap. 4.4)

- Organisatorische Maßnahmen (Kap. 5): Unterweisung (Kap. 5.1), Betriebsanweisung (Kap. 5.2),

Arbeitsfreigabe (Kap. 5.3), Zusammenarbeit mehrerer Arbeitgeber (Kap. 5.4), Aufsicht (Kap.

5.5), Sicherungsposten (Kap. 5.6)

 TRBS 2111 befasst sich mit mechanischen Gefährdungen. Hierzu zählen u. a. kontrolliert bewegte

ungeschützte Teile, unkontrolliert bewegte Teile, gefährliche Oberflächen, Transport von Lasten,

Sturz, Ausrutschen, Stolpern. Themen sind:

- Informationsermittlung und Organisation (Kap. 3.1): Organisation und Verantwortung (Kap.

3.1.2), Auswahlphasen und Verwendung des Arbeitsmittels (Kap. 3.1.3), Ermittlung gefährden-

der Tätigkeiten (Kap. 3.1.4), Berücksichtigung verschiedener Betriebsarten (Kap. 3.1.5), Wech-

selwirkung mit Arbeitsumgebung, Arbeitsgegenständen, anderen Arbeitsmitteln (Kap. 3.1.6), Be-

rücksichtigung des Arbeitsablaufs (Kap. 3.1.7)

- Beurteilung von mechanischen Gefährdungen (Kap. 3.2)

- Schutzmaßnahmen (Kap. 4): Konstruktive Vermeidung von mechanischen Gefährdungen (Kap.

4.2), Handlungsgrundsätze zur Festlegung von Schutzmaßnahmen (Kap. 4.3), Verknüpfung von

Schutzmaßnahmen (Kap. 4.4), Technische Maßnahmen – Sichern von Gefahrstellen und Ge-

fahrquellen, Vermeidung von Tätigkeiten im Wirk- und Gefahrenbereich (Kap. 4.5), Organisatori-

sche Maßnahmen (Kap. 4.6)

- Beispielhafte Schutzmaßnahmen (Kap. 5)

 Die TRBS 3146/ TRGS 746 gilt für ortsfeste Druckanlagen zur Lagerung von Gasen. In den Anwen-

dungsbereich fallen das Errichten, Aufstellen, Befüllen, Entleeren, Instandhalten, Stillsetzen und De-

montieren. Themen sind:

- Allgemeines zur Gefährdungsbeurteilung (Kap. 3)

- Schutzmaßnahmen (Kap. 4): Gefahrenbereiche (Kap. 4.1), Meldeeinrichtungen und Not-Aus-

Systeme (Kap. 4.3), Ausrüstung und Aufstellung von ortsfesten Druckanlagen (Kap. 4.4 und

4.5), Zusätzliche Maßnahmen für erdgedeckte ortsfeste Druckgasbehälter (Kap. 4.6), Prüfungen
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und Kontrollen – Dichtheitskontrollen, Kontrollen von Sicherheitseinrichtungen und Füllverbin-

dungen (Kap. 4.7), Betrieb (Kap. 4.8), Besondere Schutzmaßnahmen für den Brandfall und den

Notfall (Kap. 4.9)

- Anhang 1 enthält eine geometrische Darstellung der Bereiche mit möglicher Gefährdung durch

akut toxische Gase

- Anhang 2 liefert eine Beschreibung zu Bemessung der Abblaseleistung von Sicherheitsventilen

bei Wärmeeintrag in ortsfeste Druckgasbehälter für verflüssigte Gase infolge Wärmeeinstrah-

lung

- Anhang 3 enthält eine Beschreibung zur Festlegung von Schutzabständen für ortsfeste Druck-

gasbehälter bei vorhandenen Brandlasten

TRGS

 Die TRGS 400 beschreibt allgemein die Vorgehensweise bei der Informationsermittlung und Gefähr-

dungsbeurteilung für Gefahrstoffe nach GefStoffV. Themen sind:

- Verantwortung und Organisation (Kap. 3)

- Fachkunde (Kap. 4.1)

- Beurteilung gleichartiger Tätigkeiten (Kap. 4.2)

- Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung (Kap. 4.3)

- Ermitteln von Gefährdungen (Kap. 5): Informationsquellen (Kap. 5.1), Gefahrstoffe (Kap. 5.2),

Weitere relevante stoffbezogene Informationen (Kap. 5.3), Tätigkeitsbezogene Informationen

(Kap. 5.4), Informationen über Substitutionsmöglichkeiten (Kap. 5.5), Erkenntnisse über die

Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen (Kap. 5.6) und aus arbeitsmedizinischer Vorsorge (Kap.

5.7),

- Gefahrstoffverzeichnis (Kap. 5.8)

- Allgemeines zur Gefährdungsbeurteilung (Kap. 6): Vorgehen (Kap. 6.1), Tätigkeiten mit geringer

Gefährdung (Kap. 6.2), Gefährdung durch Hautkontakt mit Gefahrstoffen (Kap. 6.3), Gefährdung

durch Einatmen von Gefahrstoffen (Kap. 6.4), Physikalisch-Chemische Gefährdungen (Kap.

6.5), Sonstige Gefährdungen (Kap. 6.6), Festlegung von Schutzmaßnahmen (Kap. 6.7)

- Überprüfung der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen (Kap. 7)

- Dokumentation (Kap. 8)

- Anhang 1 enthält einen Vorschlag zur Vorgehensweise bei der Gefährdungsbeurteilung für Tä-

tigkeiten mit Gefahrstoffen

- Anhang 2 enthält Kriterien zur Überprüfung der Eignung von Handlungsempfehlungen

 TRGS 407 beschreibt ergänzend zur TRGS 400 Vorgehensweisen bei der Informationsermittlung

und Gefährdungsbeurteilung sowie gasspezifische Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit Gasen.

Themen sind:

- Gefahrstoffeigenschaften (Kap. 3.1): Allgemeine Hinweise zu Eigenschaften, Einteilung der

Gase in Gruppen, Gasgemische

- Gefährdungsermittlung und -beurteilung (Kap. 3.2): Allgemeine Hinweise, Berücksichtigung der

Eigenschaften von Gasen, von Gefährdungen durch Tätigkeiten mit Gasen unter Druck, durch

Freisetzung von Gasen und durch Einwirkungen von außerhalb der Druckanlage (insb. Brand,

Naturereignisse wie Blitzschlag, Hochwasser, Erdbeben, Einwirkung durch Unbefugte, Energie-

einwirkungen aus anderen Anlagen oder Tätigkeiten, Zwischenfälle mit kraftbetätigten Fahrzeu-

gen), besondere Gefährdungen durch Tätigkeiten mit Sauerstoff oder beim Mischen von Gasen

- Festlegung von Betriebsparametern zur Auswahl und Auslegung von Arbeitsmitteln (Kap. 3.3)

- Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit Gasen (Kap. 4): Regeln zu Schutzmaßnahmen (Kap.

4.1), Schutzmaßnahmen beim Mischen von Gasen (Kap. 4.2)

- Anhang 1 enthält eine Einteilung der Gase in Gruppen und gasspezifische Maßgaben
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- Anhang 2 befasst sich mit der Einstufung von Gasgemischen

- Anhang 3 enthält ein Gasgemische-Diagramm zu Beurteilung, ob einzelne Gase eines Gemi-

sches in gefährlicher Weise reagieren können

 TRGS 500 konkretisiert die GefStoffV durch die Beschreibung von Schutzmaßnahmen für Tätigkei-

ten mit Gefahrstoffen. Themen sind:

- Gefährdungsermittlung zur Festlegung der Schutzmaßnahmen (Kap. 3)

- Allg. Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten mit geringer Gefährdung (Kap. 4)

- Rangfolge der Schutzmaßnahmen (Kap. 5)

- Zusätzliche allgemeine Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten, für die keine geringe Gefährdung an-

genommen werden kann (Kap. 6)

- Zusätzliche Schutzmaßnahmen (Kap. 7)

- Physikalisch-Chemische und sonstige durch Gefahrstoffe bedingte Gefährdungen und Schutz-

maßnahmen (Kap. 8.2): Brandschutzmaßnahmen, Explosionsschutzmaßnahmen, Weitere Stoffe

und Gemische, die Brände und Explosionen verursachen können, Sonstige durch Gefahrstoffe

bedingte Gefährdungen und Schutzmaßnahmen

- Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfällen und Notfällen (Kap. 10)

- Wirksamkeitsüberprüfung (Kap. 11)

 Die TRGS 555 ist für die Information der Beschäftigten bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen anzuwen-

den. Themen sind:

- Betriebsanweisung (Kap. 3): Allgemeine Hinweise (Kap. 3.1), Inhalte Kap. 3.2), Schnittstelle

zum Sicherheitsdatenblatt (Kap. 3.3),

- Zugang zu Sicherheitsdatenblättern und zum Gefahrstoffverzeichnis (Kap. 4)

- Unterweisung (Kap. 5): Allgemeines (Kap. 5.1), Inhalte (Kap. 5.2), Durchführung (Kap. 5.3)

- Der Anhang enthält Hinweise zur Nutzung von Informationen aus dem Sicherheitsdatenblatt für

die Erstellung von Betriebsanweisungen

TRBA

 Die TRBA spielen nur dann eine Rolle, wenn biologische Methanisierung mit Archaeen bei der PtG-

Anlage geplant ist.

 TRBA 400 beschreibt die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung beim Umgang mit Biostoffen.

Themen sind:

- Grundsätze zur Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung (Kap. 3)

- Gefährdungsbeurteilung bei Nicht-Schutzstufentätigkeiten (Kap. 5): Ermittlung von tätigkeitsbe-

zogenen und biostoffbezogenen Informationen (Kap. 5.1), Konvention zur Beurteilung der Infek-

tionsgefährdung (Kap. 5.2) und der Gefährdung durch luftgetragene, sensibilisierend und toxisch

wirkende Biostoffe (Kap. 5.4), Anforderungen an Maßnahmen zum Schutz vor Infektionsgefähr-

dung (Kap. 5.3)

- Psychische Belastungen bei Tätigkeiten mit Biostoffen (Kap. 6)

- Zusammenfassende Beurteilung zur Ableitung von Schutzmaßnahmen (Kap. 7)

- Wirksamkeitsprüfung (Kap. 8)

- Dokumentation (Kap. 9)

- Betriebsanweisung, Unterweisung und allgemeine arbeitsmedizinische Beratung (Kap. 10)

- Anlage 5 enthält eine Zusammenfassung relevanter Fragen zur Informationsbeschaffung

- Anlage 6 enthält weitergehende Informationen zur Berücksichtigung möglicher Auswirkungen

psychischer Belastungen für die Gefährdungsbeurteilung bei Tätigkeiten mit Biostoffen
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 TRBA 450 enthält Einstufungskriterien für Biostoffe (Kap. 4), Anhaltspunkte für die Bewertung von

Fachliteratur zur Pathogenität von Mikroorganismen (Kap. 6) und ein Muster für ein Bakterien-Dos-

sier (Anhang 1)

 TRBA 466 enthält eine lange Liste, in der die Einstufung von Prokaryonten (Bacteria und Archaea)

enthalten ist.

 TRBA 500 befasst sich mit grundlegenden Maßnahmen bei Tätigkeiten mit Biostoffen. Themen sind:

- Gefährdungsbeurteilung (Kap. 3): Grundsatz (Kap. 3.1), Gefährdungen (Kap. 3.2), Aufnahme-

pfade (Kap. 3.3), Beispiele für Tätigkeiten mit möglicher Exposition (Kap. 3.4)

- Schutzmaßnahmen (Kap. 4): Technische und bauliche (Kap. 4.2) sowie organisatorische (Kap.

4.3) Maßnahmen, Persönliche Schutzausrüstung (Kap. 4.4)

- Beispiel für einen Reinigungs- und Hygieneplan (Anhang 1)

- Musterbetriebsanweisung (Anhang 2)

ASR

 ASR V3 gilt für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung beim Einrichten und Betreiben von

Arbeitsstätten und Telearbeitsplätzen. Themen sind:

- Fachkunde (Kap. 4.1)

- Gegenstand der Gefährdungsbeurteilung (Kap. 4.2): Einrichten (Kap. 4.2.1) und Betreiben (Kap.

4.2.2) von Arbeitsstätten

- Prozessschritte der Gefährdungsbeurteilung (Kap. 5): Vorbereiten (Kap. 5.1), Ermitteln (Kap.

5.2) und Beurteilen (Kap. 5.3) von Gefährdungen, Festlegen (Kap. 5.4) und Umsetzen (Kap. 5.5)

von Maßnahmen, Überprüfen der Wirksamkeit der Maßnahmen (Kap. 5.6), Dokumentation (Kap.

5.7), Fortschreiben (Kap. 5.8)

- Abweichende/Ergänzende Anforderungen für Baustellen (Kap. 6)

- Anhang mit Beispielen zu Gefährdungsfaktoren, u. a. mechanische, elektrische, thermische Ge-

fährdungen, Gefährdungen durch Gefahr- und Biostoffe, durch spezielle physikalische Einwir-

kungen, Arbeitsumgebungsbedingungen, physische Belastung, psychische Faktoren oder durch

sonstige Einwirkungen, Brand- und Explosionsgefährdungen

4.5.4 Literatur zur Gefährdungsbeurteilung

Zur Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung bestehen bereits eine Reihe von Handlungshilfen und

Leitfäden. Eine Auswahl wird im Folgenden aufgeführt.

DGUV Information 203-092 „Arbeitssicherheit beim Betrieb von Gasanlagen – Handlungshilfe zur

Erstellung der Gefährdungsbeurteilung“, September 2019 (DGUV, 2019)

 Liefert viele Informationen, was bei einer Gefährdungsbeurteilung zu beachten ist. PtG-Anlagen wer-

den als Beispiel für Gasanlagen im Sinne der DGUV-Information explizit genannt

 Laut Definition zählen als Arbeitsmittel nach BetrSichV auch Gasanlagen und überwachungsbedürf-

tige Analgen. Demnach ist eine Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber für die gesamte An-

lage durchzuführen

 Es wird dargelegt, welche Stoffe bei Gasanlagen als Gefahrstoff zählen. Hierzu gehören u. a.:

- Gase nach DVGW G260

- Odoriermittel
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- Selbstentzündliche Rückstände in Rohrleitungen

- Hilfs- und Betriebsstoffe

- Rohbiogas mit Schwefelwasserstoff, Ammoniak und Wasserstoff

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, „Gefährdungsbeurteilung: Handbuch – Ge-

fährdungsfaktoren“, 2019 (BAuA, 2019)

 Katalog mit Gefährdungen, Schutzmaßnahmen, Anforderungen und verlinkten Vorschriften, Regel-

werken und sonstiger Literatur

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, „Ratgeber zur Ermittlung gefährdungsbezo-

gener Arbeitsschutzmaßnahmen im Betrieb, Handbuch für Arbeitsschutzfachleute“, 2004 (BAuA,

2004)

 Liefert Hinweise zum Ablauf einer Gefährdungsbeurteilung

 Liefert eine Liste mit potenziellen Gefährdungen

4.6 Brandschutz

Die Anforderungen an den Brandschutz sind vielfältig. Dabei kann zwischen Anforderungen an das Ge-

bäude an sich und an das Gebäude als Arbeitsstätte unterschieden werden. Entsprechend unterscheiden

sich auch die zugrunde liegenden Gesetze und Verordnungen. Die zentralen Dokumente an dieser Stelle

sind das Brandschutzkonzept (Baurecht) und die Gefährdungsbeurteilung (Arbeitsschutz).

Brandschutzkonzept

Die Notwendigkeit eines Nachweises über den baulichen Brandschutz ergibt sich im engen Sinne aus dem

Baugenehmigungsverfahren. Dieses ist in dem Genehmigungsverfahren nach BImSchG einkonzentriert

(vgl. Kap. 8 des Genehmigungsleitfadens).

Das Baugenehmigungsverfahren unterliegt dem Bauordnungsrecht der Länder und ist in den jeweiligen

Landesbauordnungen (LBO) festgeschrieben. Als Grundlage für die jeweilige Umsetzung in Landesrecht

dient die Musterbauordnung (MBO) (Bauministerkonferenz, 2012). Weitere ausführliche Informationen zur

MBO sind in Kap. 2.3 „Baugenehmigungsverfahren“ des genehmigungsrechtlichen Leitfadens zu fin-

den. Gemäß des Bauordnungsrechts der Bundesländer, das in den einzelnen Landesbauordnungen fest-

geschrieben ist, sind Anlagen so zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen nicht ge-

fährdet werden (vgl. § 3 Abs. 1 MBO). Dazu zählen etwa die Standsicherheit tragender Wände und Stützen

(§ 27 MBO), die Anforderungen bzgl. der Brandausbreitung an Außen- oder Trennwänden (§§ 28, 29 MBO)

oder die Standsicherheit von Decken und Dächern (§§ 31, 32 MBO). Zur Bildung von Brandabschnitten

müssen Brandwände bspw. die Brandausbreitung auf andere Gebäude oder Brandabschnitte ausreichend

lang verhindern (§ 30 MBO). Ein weiterer Punkt, der hier behandelt wird, ist die Löschwasserrückhaltung

(§ 51). Hierzu sei insbesondere auf die Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie (LöRüRL)30 verwiesen. Der VCI

hat 2017 zu diesem Thema einen Leitfaden veröffentlicht (VCI, 2017).

30 Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-Rückhalteanlagen beim Lagern wassergefährdender Stoffe (Löschwasser-Rückhalte-

Richtlinie, LöRüRI), 30. August 2002.
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Für Industriebauten existiert die Muster-Richtlinie über den baulichen Brandschutz im Industriebau (MInd-

BauRL) (Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz, 2014). Diese wird von der Fachkommis-

sion Bauaufsicht der Bauministerkonferenz erstellt und ist ebenfalls auf den Seiten der Bauministerkonfe-

renz (Bauministerkonferenz, 2020) zu finden. Sie soll Bauherren, Entwurfsverfassern und Fachplanern die

Planung und gleichzeitig den Behörden die Beurteilung und Genehmigung von Industriebauten erleichtern.

Hierzu passend sei die DIN 18230-1 „Baulicher Brandschutz im Industriebau – Teil 1: Rechnerisch erfor-

derliche Feuerwiderstandsdauer“ (DIN, 2010) genannt. Das Brandschutzkonzept liegt prinzipiell in der Ver-

antwortung des Bauherrn.

Gefährdungsbeurteilung

Anforderungen bzgl. des Brandschutzes an das Gebäude als Arbeitsstätte beziehen sich auf die Gebäu-

denutzung. Hier ist die Grundlage das ArbSchG. Wie in Kap. 4.5.2 beschrieben, hat der Arbeitgeber eine

Gefährdungsbeurteilung durchzuführen (§ 5 ArbSchG, § 6 GefStoffV, § 3 BetrSichV). Diese beinhaltet

auch Maßnahmen zum Brandschutz. Neben der ArbStättV stellen die Technischen Regeln für Arbeitsstät-

ten weitergehende Anforderungen an den Brandschutz. Insbesondere sei hier auf die ASR 2.2 „Maßnah-

men gegen Brände“ (BAuA, 2018) und die ASR „2.3 Fluchtwege, Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan“

(BAuA, 2017) verwiesen. Darüber hinaus beschreibt die TRBS 1201 Teil 1, Anhang 3 zusätzliche Anfor-

derungen an den Brandschutz bei erlaubnispflichtigen Anlagen. Die TRBS 3146/ TRGS 746 behandelt das

Thema Brandschutz im Zusammenhang mit ortsfesten Druckanlagen zur Lagerung von Gasen (Besondere

Schutzmaßnahmen für den Brandfall und Festlegung von Schutzabständen bei vorhandenen Brandlasten).

TRGS 500 befasst sich mit Brandschutzmaßnahmen beim Umgang mit Gefahrstoffen und behandelt Stoffe

und Gemische, die Brände verursachen können.

Weitere Anforderungen stellt die GefStoffV. Hiernach sind allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung von

Brand- und Explosionsgefährdungen in folgender Reihenfolge zu treffen (§ 11 GefStoffV):

 Gefährliche Mengen vermeiden

 Zündquellen oder brandauslösende Bedingungen vermeiden

 Schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit von Personen so weit wie möglich zu

verringern

Die GefStoffV wird durch die TRGS weiter konkretisiert. Im Februar 2011 wurde zum Brandschutz die

TRGS 800 „Brandschutzmaßnahmen“ (BAuA, 2010) eingeführt. Sie gilt für Tätigkeiten mit brennbaren oder

oxidierenden Gefahrstoffen. Brennbare Gefahrstoffe sind gemäß den Begriffsbestimmungen (Punkt 2 der

TRGS 800) u. a. entzündbare Gase, die mit H220 gekennzeichnet sind. Hierunter fällt auch Wasserstoff

(siehe Kap. 4.3). Anhand der TRGS 800 können die Brandgefährdung und die je nach Höhe der Gefähr-

dung ggfs. zusätzlichen zu treffenden Maßnahmen ermittelt werden.

In der DGUV-Information 205-001 „Arbeitssicherheit durch vorbeugenden Brandschutz“ (DGUV, 2013)

werden allerhand technische und organisatorische Brandschutzmaßnahmen behandelt.

Vorgehen im Genehmigungsprozess

Im Allgemeinen ist es ratsam, frühzeitig Kontakt zur Genehmigungsbehörde aufzunehmen und abzustim-

men, welche Angaben genau gefordert werden und ggf. wer die Abnahmeprüfung durchführt. So können

lange Abstimmungsverfahren und Misskommunikationen vermieden werden.
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Aus Interviews mit tätigen Sachverständigen und der Sichtung diverser Genehmigungsbescheide für PtG-

Anlagen in Deutschland ergibt sich folgende Praxis: Zunächst wird ein Brandschutzkonzept für die Geneh-

migungsunterlagen erstellt. Dies übernimmt in der Regel ein Prüfsachverständiger oder ein Fachplaner im

Auftrag des Bauherrn. Der Brandschutzbeauftragte, der vom Arbeitgeber bestellt wird, ist mitwirkend tätig.

Als Teil der Genehmigungsunterlagen wird das Brandschutzkonzept eingereicht. Neben dem beschriebe-

nen Konzept ist immer zu prüfen, welche Formblätter zum Thema Brandschutz existieren. Diese müssen

den Genehmigungsbehörden ebenfalls vorgelegt werden. Welche Unterlagen konkret für das jeweilige

Bauvorhaben eingereicht werden müssen, regelt grundsätzlich die Bauvorlagenverordnung des jeweiligen

Bundeslandes (z. B. für Bayern: (Bayerische Staatskanzlei, 2007). Auch hier existiert jedoch eine Muster-

bauvorlagenverordnung (MBauVorlV) (Bauministerkonferenz, 2007).

Nach § 11 MBauVorlV sind für den Nachweis des Brandschutzes im Lageplan, in den Bauzeichnungen

und in der Baubeschreibung u. a. anzugeben:

 Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse),

 Feuerwiderstandsfähigkeit der Bauteile (Feuerwiderstandsklasse),

 Bauteile, Einrichtungen Vorkehrungen, an die Anforderungen bzgl. Brandschutz gestellt werden,

z. B. Brandwände, Lüftungsanlagen, Feuerschutzabschlüsse,

 Brand- und Rauchabschnitte,

 Für den Brandschutz erforderliche Abstände innerhalb und außerhalb des Gebäudes,

 Erster und zweiter Rettungsweg,

 Flächen für die Feuerwehr,

 Löschwasserversorgung,

 Rückhaltung,

 Ggf. weitere Angaben zur Bewertung

 Technische Gebäudeausrüstung (kann Brandmeldeanlage und Löschanlagen beinhalten)

Die Prüfung selbst erfolgt demzufolge entweder durch das Bauamt, die entsprechende Stelle der Geneh-

migungsbehörde oder die Bauaufsicht. Auch hier ist keine generische Aussage möglich, da die einzelnen

Bundesländer die Zuständigkeiten im Genehmigungsverfahren individuell handhaben. Verfügt die Prüfbe-

hörde nicht über die entsprechende Fachkompetenz, das Konzept zu prüfen, kann diese Aufgabe ein

Prüfingenieur bzw. Sachverständiger übernehmen, der von der Behörde beauftragt wird. Im Allgemeinen

ist die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr bei der Prüfung zu berücksichtigen. Das Bauamt kann direkt von

der Feuerwehr (könnte auch eine Betriebsfeuerwehr sein (Farkas, 2020) eine Stellungnahme einfordern.

Durch die Konzentrationswirkung des BImSchG-Verfahrens hat sich der Betreiber der PtG-Anlage nicht

um die Ermittlung der relevanten Ansprechpartner auf der Behördenseite zu kümmern. Dies wird in der

Regel durch die zuständige BImSchG-Behörde koordiniert. Der Sachverständige, der das Konzept erstellt

bzw. prüft, sollte über eine gewisse Feuerwehrerfahrung bzw. über gewisse Feuerwehrkenntnisse verfü-

gen, um die Anforderungen seitens der örtlichen Feuerwehr etwa zur Löschwasserversorgung oder der

Feuerwehrzufahrt berücksichtigen zu können. Ggfs. kann von der Behörde eine Genehmigung unter Auf-

lagen ausgesprochen werden. Auch kann die Behörde im Genehmigungsbescheid Maßnahmen zum or-

ganisatorischen Brandschutz stellen.
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Während des Betriebs der PtG-Anlage werden regelmäßig wiederkehrende Besichtigungen durch die Feu-

erwehr durchgeführt. Sie werden „Brandverhütungsschauen“, „Brandsicherheitsschau“ oder „Feuerbe-

schau“ genannt. Diese hat ihren Ursprung je nach Bundesland in verschiedenen Vorschriften, in Nordrhein-

Westfalen etwa in dem „Gesetz über den Brandschutz, die Hilfsleistung und den Katastrophenschutz

(BHKG)“31, was auch unter dem Begriff „Feuerwehrgesetz“ geläufig ist. In der „Verordnung über die Prü-

fung technischer Anlagen und wiederkehrende Prüfungen von Sonderbauten (PrüfVO NRW)“32 ist die Prü-

fung selbst näher beschrieben. In den anderen Bundesländern existieren vergleichbare Regelungen. Hier

prüfen Sachverständige beispielsweise die Fluchtwege, die Notbeleuchtung oder die Meldeanlagen.

Bei Änderungsgenehmigungen bzw. einer Errichtung in bestehenden Anlagen können Vorgaben aus den

bestehenden Genehmigungen auch für die neue Anlage mit- oder weiter gelten.

4.7 Explosionsschutz

Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 GefStoffV die organisatori-

schen und technischen Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik festzulegen, die zum Schutz von

Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten oder anderer Personen vor Brand- und Explosionsgefähr-

dungen erforderlich sind (siehe dazu auch GefStoffV Anhang I, Nr. 1).

Für eine Erlaubnis von überwachungsbedürftigen Anlagen nach § 18 Abs. 1 ist es gemäß § 18 Abs. 3 und

4 BetrSichV erforderlich, die Erfüllung der Anforderungen aus der GefStoffV bezüglich Brand- und Explo-

sionsschutz nachzuweisen (zum Brandschutz vgl. Kap. 4.6). Dies wird durch eine zur Prüfung befähigte

Person oder eine zugelassene Überwachungsstelle (ZÜS) überprüft. Auf die Prüfungen von Anlagen in

explosionsgefährdeten Bereichen wird in Kap. 8.2.1.1.1 näher eingegangen.

Für PtG-Anlagen wird es sich bei den bezüglich Explosionsrisiken zu betrachtenden Gasen neben einigen

anderen Stoffen (siehe Kap. 4.3) vor allem um Wasserstoff und/oder Methan handeln, die je nach Anla-

genzweck produziert oder verwendet werden und in Verbindung mit Luft ein gefährliches explosionsfähiges

Gemisch33 bilden können (siehe Tab. 4.5).

Tab. 4.5 – Explosionsfähige Gase in PtG-Anwendungen und deren für den Explosionsschutz

relevanten Kennwerte (BAM, 2016)

Gas Untere Explosions-
grenze (UEG) in Luft
bei Normbedingun-
gen

Obere Explosions-
grenze (OEG) in Luft
bei Normbedingun-
gen

Maximaler
Explosions-
druck

Zündtem-
peratur

Wasserstoff 4,0 Vol.-% 77,0 Vol.-% 8,3 bar 560 °C

Methan 4,4 Vol.-% 17,0 Vol.-% 8,1 bar 595 °C

31 Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG), 17.12.2015

32 Verordnung über die Prüfung technischer Anlagen und wiederkehrende Prüfungen von Sonderbauten (Prüfverordnung – PrüfVO

NRW), Stand 11.10.2014

33 Nach § 2 Abs. 12 GefStoffV (und Abschnitt 2.2 Abs. 5 der TRGS 720) ist ein gefährliches explosionsfähiges Gemisch ein explosi-

onsfähiges Gemisch, das in solcher Menge auftritt, dass besondere Schutzmaßnahmen zur Aufrechterhaltung von Gesundheit und

Sicherheit von Beschäftigten erforderlich werden.
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Darüber hinaus kommen in Methanisierungsanlagen Wärmeträgerflüssigkeiten (auch unter dem Begriff

„Thermoöl“ geläufig) zum Einsatz. Diese zeichnen sich i. d. R. durch eine hohe Temperaturstabilität aus,

allerdings kann sich bei Überschreiten des stoffspezifischen Flammpunktes (je nach Thermoöl zwischen

< 0°C und > 300°C) eine Gasphase ausbilden (Fragol GmbH, 2020). Bei einer Leckage (Austritt von Gas

aus dem Behälter oder Eindringen von Umgebungsluft von außen) kann eine so entstandene Gasphase

mit der Umgebungsluft ein gefährliches explosionsfähiges Gemisch bilden. Bei der Auswahl von Thermo-

ölen ist deshalb abzustimmen, inwieweit bestimmte Betriebsparameter und -zustände für den konkreten

Verwendungszweck das Risiko der Ausbildung einer solchen zündfähigen Gasphase beinhalten.

Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkundigen Personen durchgeführt werden. Verfügt der Arbeit-

geber nicht selbst über die entsprechenden Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. Fach-

kundig können insbesondere die Fachkraft für Arbeitssicherheit und die Betriebsärztin oder der Betriebs-

arzt sein (siehe GefStoffV § 6 Abs. 11).

Nachfolgend einige Hinweise zur Gefährdungsbeurteilung in Bezug auf Explosionsgefahren

Für das Auftreten einer Explosion ist es erforderlich, dass eine gefährliche explosionsfähige Atmosphäre

aus brennbarem Gas/Staub und Luftsauerstoff (oder einem anderen Oxidationsmittel) sowie innerhalb die-

ses Gemisches eine wirksame Zündquelle mit entsprechender Temperatur vorliegen. Kann dies nicht ver-

hindert werden, sind die durch eine zu erwartende Explosion verursachten Schäden für Personen und

Umgebung möglichst gering zu halten. Für die Sicherstellung des Explosionsschutzes werden die folgen-

den grundlegenden Fragestellungen untersucht und bewertet, § 6 Abs. 4 GefStoffV:

1. Können gefährliche Mengen oder Konzentrationen von Gefahrstoffen, die zu Brand- und Explosions-

gefährdungen führen können, auftreten?

Dabei sind sowohl Stoffe und Gemische mit physikalischen Gefährdungen nach der Verordnung

(EG) Nr. 1272/2008 wie auch andere Gefahrstoffe, die zu Brand- und Explosionsgefährdungen füh-

ren können, sowie Stoffe, die in gefährlicher Weise miteinander reagieren können, zu berücksichti-

gen.

2. Sind Zündquellen oder Bedingungen, die Brände oder Explosionen auslösen können, vorhanden?

3. Sind schädliche Auswirkungen von Bränden oder Explosionen auf die Gesundheit und Sicherheit der

Beschäftigten möglich?

Die identifizierten Explosionsgefährdungen sowie alle Schutzmaßnahmen sind in einem Explosionsschutz-

dokument festzuhalten (siehe Kap. 4.7.5). Informationen, Hinweise und Beispiele zur Identifikation und

Beurteilung von Explosionsgefährdungen finden sich u. a. in der DGUV-Information 213-106 „Explosions-

schutzdokument“ (DGUV, 2020). Die umzusetzenden Schutzmaßnahmen ergeben sich aus der Gefähr-

dungsbeurteilung. Die rechtliche Basis hierfür stellt die ATEX-Betriebsrichtlinie34 (ATEX-BRL) dar. Die

ATEX-Produktrichtlinie35 (ATEX-PRL) definiert Sicherheitsstandards, die Geräte, die für die Verwendung

in explosionsgefährdeten Bereichen bestimmt sind oder Sicherheitsfunktionen bezüglich des Explosions-

schutzes ausüben, erfüllen müssen. Für Anlagenbetreiber ist es darüber hinaus wichtig, zu wissen, welche

34 Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1999 über Mindestvorschriften zur Verbes-

serung des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden

können (Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

35 Richtlinie 2014/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvor-

schriften der Mitgliedstaaten für Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Be-

reichen
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für den Explosionsschutz spezifischen Anforderungen Geräte und Anlagenteile erfüllen müssen, die in

explosionsgefährdeten Bereichen zum Einsatz kommen (siehe Kap. 4.7.4). Die ATEX-BRL legt für Arbeit-

geber Pflichten zum Schutz von Arbeitnehmern fest, die in explosionsgefährdeten Bereichen arbeiten. Ihre

Anforderungen zur Verhinderung von Explosionen und dem Schutz vor deren Auswirkungen wurden in

deutsche Rechtsvorschriften übernommen. Die ATEX-PRL wird durch die Explosionsschutzproduktever-

ordnung (11. ProdSV)36, die ATEX-BRL durch die GefStoffV und die BetrSichV in deutsches Recht umge-

setzt.

Der Schutz vor Explosionsgefahren und deren Auswirkungen umfasst die folgenden Aspekte, die in der

TRGS 720 Kap. 3 näher ausgeführt sind:

 Schutz vor Explosionsgefahren, § 11 Abs. 2 GefStoffV (siehe Beispiele in Abb. 4.4):

- Vermeidung der Bildung von gefährlichen Mengen oder Konzentrationen von Gefahrstoffen, die

zu Brand- und Explosionsgefährdungen führen können.

- Vermeidung von Zündquellen oder Bedingungen, die Brände oder Explosionen auslösen kön-

nen.

- Weitestmögliche Verringerung schädlicher Auswirkungen von Bränden oder Explosionen auf die

Gesundheit und Sicherheit von der Beschäftigten und anderer Personen.

Abb. 4.4 – Beispiele für Maßnahmen zur Umsetzung des Explosionsschutzes. Urheberin: GRS

36 Elfte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Explosionsschutzprodukteverordnung - 11. ProdSV), Stand: 06.01.2016
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Die Vorgehensweise bei den drei o. g. Punkten ist in der TRGS 720er-Reihe konkretisiert. Abschnitt 3 der

TRGS 72037 enthält u. a. Ablaufschemata für die Erkennung von Explosionsgefährdungen und zur Festle-

gung von Schutzmaßnahmen für atmosphärische und nicht-atmosphärische Bedingungen. In früheren Ver-

sionen der GefStoffV und der TRGS wurden die genannten Maßnahmen in primären, sekundären und

tertiären Explosionsschutz unterteilt. Die Begriffe finden sich noch in vielen Dokumenten. Sie werden in

den aktuellen regulatorischen Vorgaben jedoch nicht mehr verwendet und sind demnach veraltet.

 Durchführung und Dokumentierung einer Zoneneinteilung explosionsgefährdeter Bereiche (siehe

Kap. 4.7.2), § 6 Abs. 9 GefStoffV.

 Anfertigung eines Explosionsschutzdokumentes durch den Anlagenbetreiber, § 6 Abs. 9 Gef-

StoffV. In diesem hat der Arbeitgeber Gefährdungen durch gefährliche explosionsfähige Gemische

besonders auszuweisen. Dazu hat er darzulegen, dass angemessene Vorkehrungen getroffen wur-

den, um die Ziele des Explosionsschutzes zu erreichen (Explosionsschutzkonzept). Das Explosions-

schutzkonzept ist mit den Auftragnehmern abzustimmen. Informationen zur Hardware der Anlage

liefert üblicherweise der Errichter/Lieferant/Generalunternehmer, organisatorische Maßnahmen wer-

den vom Betreiber beigetragen. Eine frühzeitige Abstimmung ist deshalb ratsam. Bei Änderungen an

der Anlage ist das Explosionsschutzdokument zu aktualisieren.

Kennzeichnung explosionsgefährdeter Bereiche mit dem Warnzeichen nach Anhang III der Richtlinie

1999/92/EG38, Anhang 1 Nummer 1.6 Absatz 5 GefStoffV.

4.7.1 Beurteilung der Gefährdungen und Ableiten von Maßnahmen / Erstellung des Explosionsschutz-

Konzeptes

Grundlegende Anforderungen sowie Maßnahmen für den Schutz vor Brand- und Explosionsgefahren sind

in Anhang I Nr. 1.2 bis 1.6 GefStoffV festgelegt. Hierzu zählen Schutzmaßnahmen in Arbeitsbereichen und

bei der Lagerung, organisatorische Maßnahmen sowie Mindestvorschriften bei Tätigkeiten in Bereichen

mit gefährlichen explosionsfähigen Gemischen. Weiter konkretisiert werden die Anforderungen für den

Explosionsschutz darüber hinaus insbesondere in TRGS 720 ff. Weitere relevante unterlagerte Regeln und

Normen können Anhang B entnommen werden. Dies umfasst TRBS, TRGS, technische Normen

(DIN/EN/ISO) sowie Hinweise zum Explosionsschutz in Merkblättern des DVGW und der Berufsgenossen-

schaft Rohstoffe und chemische Industrie (BGRCI). Umfassende Hinweise zur Gefährdungsbeurteilung

und zu Schutzmaßnahmen finden sich in DGUV Information 2013-106 (DGUV, 2020) /DGU 20b/. Eine

umfassende Übersicht der relevanten technischen Regeln, Beispielsammlungen zum Explosionsschutz

sowie eine regelmäßig aktualisierte Liste funktionsgeprüfter Gaswarngeräte bietet die DGUV-Regel 113-

001 (DGUV, 2020). Zudem bietet die BGRCI auf ihrer Homepage umfangreiche Antworten auf häufig ge-

stellte Fragen zum Explosionsschutz an (BGRCI, 2016).

Über alle Maßnahmen zur Verhinderung explosionsbegünstigender Bedingungen und zum Schutz der Ar-

beitnehmer sowie über organisatorische Maßnahmen und Verhaltensregeln sind die Arbeitnehmer gemäß

§ 12 ArbSchG in angemessener und ausreichender Weise regelmäßig zu unterweisen.

37 Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 720: Gefährliche explosionsfähige Gemische – Allgemeines, Stand: 27.07.2020

38 Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1999 über Mindestvorschriften zur Verbes-

serung des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden

können (Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
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Dichtheit von Anlagenteilen

Grundsätzlich ist die Bildung einer explosionsfähigen Atmosphäre außerhalb der Rohrleitungen und Be-

hälter der Anlage nur bei Undichtigkeiten möglich. Eine absolute Dichtheit ist technisch nicht zu erreichen,

allerdings kann eine entsprechende technische Ausführung das Erreichen von Konzentrationen im Bereich

zwischen UEG und OEG in Betriebsräumen vermeiden. Ein relevanter Aspekt ist in diesem Zusammen-

hang die Frage, ob die verwendeten Anlagenteile „technisch dicht“ oder „auf Dauer technisch dicht“

sind (siehe hierzu auch TRGS 722, Abschnitt 2.4.3 oder DIN EN 1127-1 (DIN, 2019)). Bei technisch dichten

Anlagenteilen sind seltene Freisetzungen entzündbarer Gase während des Betriebs möglich, während bei

auf Dauer technisch dichten Anlagenteilen davon ausgegangen wird, dass es während des Betriebs zu

keinen Freisetzungen kommt, womit die Bildung einer explosionsfähigen Atmosphäre effektiv vermieden

werden kann. Es ist bei der Auswahl der Anlagenteile deshalb genau auf Parameter und Begriffe zu achten,

die in Datenblättern und anderen technischen Unterlagen enthalten sind.

Kommentar: Die Verwendung von Anlagenteilen, die als auf Dauer technisch dicht gekennzeichnet sind,

kann zu der Annahme verleiten, dass keine darüberhinausgehenden Schutzmaßnahmen erforderlich sind,

da eine Freisetzung gefährlicher Mengen entzündbarer Gase per Definition ausgeschlossen wird. Es soll

an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass auch bei regelmäßiger Prüfung technisch auf Dauer

dichter Bauteile keine hundertprozentige Sicherheit der dauerhaften Einhaltung ihrer Dichtheit gegeben

ist. Deshalb ist es im Sinne einer sicherheitsgerichteten Vorgehensweise zu empfehlen, dass auch um

diese herum weitere Schutzmaßnahmen (beispielsweise Vermeidung von wirksamen Zündquellen, Einsatz

von Gaswarngeräten, Verwendung explosionsgeschützter Geräte i. S. der RL 2014/34/EU etc.) umgesetzt

werden, um so eine Staffelung von Sicherheitsebenen zu erreichen (Farkas, 2020).

4.7.2 Zoneneinteilung explosionsgefährdeter Bereiche

Lässt sich nicht sicher ausschließen, dass im Bereich einer Anlage eine gefährliche explosionsfähige At-

mosphäre entstehen kann, können explosionsgefährdete Bereiche in Zonen eingeteilt werden, die Aus-

kunft über den Grad der Gefährdung geben. Die Zoneneinteilung ist im Explosionsschutzdokument aus-

zuweisen, § 6 Abs. 9 GefStoffV.

Die Art der Zoneneinteilung explosionsgefährdeter Bereiche ist in Anhang I Nr. 1.7 GefStoffV definiert.

Dabei ist zu unterscheiden zwischen Gemischen aus Luft und brennbaren Gasen und Wolken aus brenn-

barem Staub in der Luft (siehe Abb. 4.5). Freigesetzte Gase sind nach GefStoffV Anhang I Nr. 1 Ziffer 1.8)

gefahrlos abzuführen, im Gefahrenbereich dürfen keine Zündquellen vorhanden sein. Insbesondere sind

in explosionsgefährdeten Bereichen, die in Zonen eingeteilt sind, folgende Kategorien von Geräten zu

verwenden:

 in Zone 0 oder Zone 20: Geräte der Kategorie 1

 in Zone 1 oder Zone 21: Geräte der Kategorie 1 oder der Kategorie 2

 in Zone 2 oder Zone 22: Geräte der Kategorie 1, der Kategorie 2 oder der Kategorie 3.

Details zur Zoneneinteilung finden sich in der DGUV-Information 213-106 „Explosionsschutzdokument“

(DGUV, 2020).
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Abb. 4.5 – Definitionen für die Zoneneinteilung explosionsgefährdeter Bereiche nach

Anhang I Nr. 1.7 GefStoffV. Urheberin: GRS

Anlage 4 der DGUV Regel 113-001 liefert eine ausführliche Beispielsammlung für die Zoneneinteilung

explosionsgefährdeter Bereiche (DGUV, 2020). In Kapitel 1.2.7 der DGUV 113-001 wird das Beispiel einer

Elektrolyseanlage behandelt.

4.7.3 Kennzeichnung explosionsgefährdeter Bereiche

Explosionsgefährdete Bereiche sind gemäß Anhang 1 Nummer 1.6 Absatz 5 GefStoffV mit dem Warnzei-

chen nach Anhang III der Richtlinie 1999/92/EG zu kennzeichnen (siehe Abb. 4.6). Gemäß der Techni-

schen Regel für Arbeitsplatzsicherheit (ASR) A1.3 sind Bereiche, die für die Lagerung erheblicher Mengen

gefährlicher Stoffe oder Zubereitungen verwendet werden, mit einem geeigneten Warnzeichen nach An-

hang 1 zu versehen oder gemäß TRGS 201 zu kennzeichnen. Das in Anhang 1 der ASR A1.3 enthaltene

Warnzeichen für explosionsfähige Atmosphäre ist in Abb. 4.7 dargestellt.

Abb. 4.6 – Warnzeichen zur Kennzeichnung von

Bereichen, in denen explosionsfähige Atmo-

sphären auftreten können, gemäß Art. 7, Abs. 3,

Richtlinie 1999/92/EG

Abb. 4.7 – Gefahrenkennzeichen für explosi-

onsfähige Atmosphäre nach DIN 4844-2

(BMAS, 2013, S. 24)
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4.7.4 Kennzeichnung von Geräten nach ATEX-Produktrichtlinie

An Geräten, Baugruppen und Systemen, die für den Gebrauch in explosionsgefährdeten Bereichen be-

stimmt sind oder in Bezug auf Explosionsrisiken zum sicheren Betrieb einer Anlage beitragen, ist durch

den Hersteller eine spezielle Kennzeichnung anzubringen, § 14 der 11. ProdSV und Art. 6 Abs. 6 ATEX-

PRL. Die einzelnen Bestandteile dieser Kennzeichnung geben Auskunft über die Sicherheitsanforderun-

gen, die das entsprechende Gerät oder System erfüllt, und sind von Anlagenbetreibern bei der Auswahl

der Geräte für die vorgesehenen Einsatzzwecke zu beachten. Für Anlagenbetreiber ist es wichtig, bereits

bei der Erstellung des Explosionsschutzkonzeptes zu beachten, in welchen Rahmenbedingungen sie der-

artige Geräte einsetzen wollen und welche Geräte unter diesen Bedingungen sicher betrieben werden

können. Für ATEX-Geräte müssen folgende Dokumente vorliegen: ATEX-Konformitätserklärung des Her-

stellers und Betriebsanleitung in deutscher Sprache.

Nähere Erläuterungen zur Bedeutung der Bestandteile der in Abb. 4.8 dargestellten Kennzeichnung sind

in Anhang C aufgelistet.

Abb. 4.8 – Kennzeichnung, die an einem Gerät zum Gebrauch in explosionsgefährdeten Bereichen

anzubringenden ist (Hillesheim GmbH, 2020)

4.7.5 Explosionsschutzdokument

Wie bereits in den vorangegangenen Kapiteln erwähnt, hat der Betreiber einer PtG-Anlage nach § 6 Abs.

9 GefStoffV ein Explosionsschutzdokument zu erstellen (Informationen vom Generalunternehmer oder Er-

richter können hierfür erforderlich sein). Das Explosionsschutzdokument enthält auch das Explosions-

schutzkonzept, das der spätere Betreiber mit seinen Auftragnehmern abstimmen sollte und welches im

Zuge der Anlagenplanung erstellt werden sollte. Es stellt einen Teil der Dokumentation der Gefährdungs-

beurteilung dar, die in § 6 Abs. 1 ArbSchG gefordert und in § 6 Abs. 8 GefStoffV konkretisiert wird.

Aus dem Explosionsschutzdokument müssen laut § 6 Abs. 9 GefStoffV folgende Aspekte klar hervorgehen:

1. dass die Explosionsgefährdungen ermittelt und einer Bewertung unterzogen worden sind,

2. dass angemessene Vorkehrungen getroffen werden, um die Ziele des Explosionsschutzes zu errei-

chen (Darlegung eines Explosionsschutzkonzeptes),

3. ob und welche Bereiche entsprechend Anhang I Nummer 1.7, GefStoffV in Zonen eingeteilt wurden,

4. für welche Bereiche Explosionsschutzmaßnahmen nach § 11 und Anhang I Nummer 1 GefStoffV ge-

troffen wurden,
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5. wie die Vorgaben nach § 15 GefStoffV zur Zusammenarbeit mit Fremdfirmen auf dem Anlagengelände

umgesetzt werden und

6. welche Überprüfungen nach § 7 Abs. 7 GefStoffV und welche Prüfungen zum Explosionsschutz nach

Anhang 2 Abschnitt 3 der BetrSichV durchzuführen sind.

Das fertige Explosionsschutzdokument wird laut TRBS 1201 Teil1 Abschnitt 4.1 gemeinsam mit der übri-

gen Dokumentation zur Gefährdungsbeurteilung für die Überprüfung des Explosionsschutzkonzepts vor

Inbetriebnahme oder vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen an der Anlage nach § 15

Abs. 1 BetrSichV benötigt. Es ist für diese Überprüfung erforderlich, dass die Dokumentation vollständig

und plausibel ist (BAuA, 2019) /ABS 19/.

Hilfestellungen und Beispiele für Aufbau, Inhalt und Ausführung eines Explosionsschutz-Dokuments sind

in der „DGUV Information 213-106: Explosionsschutzdokument“ (DGUV, 2020) zu finden. Für Anlagen der

öffentlichen Gasversorgung ist das DVGW-Merkblatt G 440 zu nutzen, in dessen informativen Anhängen

Muster-Explosionsschutzdokumente gegeben sind. Auf die Prüfung des Explosionsschutzkonzeptes wird

in Kap. 8.2.1.1.1 näher eingegangen.

4.8 Lärmschutz

Beim Lärmschutz wird unterschieden zwischen dem Schutz vor Lärmbelastungen der Beschäftigten und

dem Schutz der Allgemeinheit vor Lärmemissionen.

Die LärmVibrationsArbSchV dient dem Schutz der Beschäftigten vor Lärmbelastungen. Sie wurde auf der

Grundlage des ArbSchG erlassen, mit dem die EU-Richtlinien 2003/10/EG39 und 2002/44/EG40 in deut-

sches Recht umgesetzt wurden. Nach der LärmVibrationsArbSchV hat der Arbeitgeber im Rahmen der

Gefährdungsbeurteilung festzustellen, ob die Beschäftigten Lärm oder Vibrationen ausgesetzt sind oder

sein können. Er hat die auftretenden Expositionen am Arbeitsplatz zu ermitteln (ggf. durch eigene Mes-

sungen), zu bewerten und ggf. Schutzmaßnahmen abzuleiten. Werden die in § 7 genannten Grenzwerte

für Tages-Lärmexpositionspegel und Spitzenschalldruckpegel überschritten, ist dem Beschäftigten nach

§ 8 ein Gehörschutz bereitzustellen. Grenzwerte für Vibrationen werden in § 9 genannt. Die LärmVibrati-

onsArbSchV wird durch die technischen Regeln zur Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung TRLV

konkretisiert. Die TRLV Lärm beschreibt dabei die Vorgehensweise bei der Gefährdungsbeurteilung und

konkretisiert die Messung und Bewertung von Lärm sowie Lärmschutz- und Lärmminderungsmaßnahmen.

Sie gilt im Frequenzbereich von 16 Hz bis 16 kHz.

Die technische Regel für Arbeitsstätten ASR A3.7 „Lärm“ befasst sich darüber hinaus ebenfalls mit dem

Thema. Sie konkretisiert die in der ArbStättV genannten Anforderungen an die Reduzierung der Schall-

druckpegel in Arbeitsstätten und an Arbeitsplätzen in Arbeitsräumen. Sie verweist für den Frequenzbereich

von 16 Hz bis 16 kHz auf die TRLV Lärm und schließt diesen Bereich explizit aus ihrem Anwendungsbe-

reich aus.

39 Richtlinie über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physi-

kalische Einwirkungen (Lärm), Stand 15.02.2003

40 Richtlinie über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physi-

kalische Einwirkungen (Vibrationen), Stand 06.07.2002
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Die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm41) dient

dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft einer Anlage vor Schallimmissionen, also Umwelt-

einwirkungen durch Geräusche. Dazu werden in der TA Lärm neben Definitionen von Immissionsort und

relevanten Messgrößen auch Grundpflichten von Anlagenbetreibern und einzuhaltende Richtwerte für

Schallimmissionen für unterschiedliche Baugebiete festgelegt. Der Anhang der TA Lärm enthält zudem

allgemeine Vorschriften für die Ermittlung der Geräuschimmissionen, die durch den Betrieb der Anlage

hervorgerufen werden.

Die TA Lärm ist anzuwenden für genehmigungsbedürftige und nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, die

den Anforderungen des Zweiten Teils des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Errichtung und Betrieb von

Anlagen) unterliegen. Neben Neuerrichtungen sind auch bestehende Anlagen Teil des Anwendungsberei-

ches der TA Lärm. Es werden Anlagentypen genannt, die von der Wirkung der TA Lärm ausgenommen

sind (u. a. Baustellen, Tagebaue, Seehafenumschlagsanlagen – ist eine PtG-Anlage Teil einer als Aus-

nahme genannten Anlage, wäre diese nach Ansicht der PORTAL GREEN Konsortiums ebenfalls von der

Wirkung der TA Lärm ausgenommen); PtG-Anlagen selbst gehören nicht zu diesen Ausnahmen.

Der Vollständigkeit halber sei hier noch die „Umgebungslärm-Richtlinie“ 2002/49/EG42 genannt. Diese

dient ebenfalls dem Ziel des Schutzes der Allgemeinheit vor Umgebungslärm. Zu diesem Zweck werden

die EU-Mitgliedsstaaten u. a. verpflichtet, die EU-Kommission in 5-Jahres-Abständen über Ballungsräume,

Großflughäfen, Hauptverkehrsstraßen und Haupteisenbahnstrecken zu informieren und für diese strate-

gsche Lärmkarten zu erstellen. Zudem sind Berichte zu erstellen, die Maßnahmen für die Minderung des

Umgebungslärms aus spezifischen Quellen, z. B. für industrielle Tätigkeiten, enthalten sollen. Aus der

Umgebungslärm-Richtlinie ergeben sich keine Verpflichtungen für Anlagenbetreiber, jedoch ist es möglich,

dass Maßnahmen lokaler Behörden zur Reduktion von Umgebungslärm die Standortwahl für PtG-Anlagen

in Einzelfällen beeinflussen.

4.9 Elektromagnetische Felder

Der Schutz vor den schädlichen Auswirkungen elektromagnetischer Felder (EMF) kann ebenfalls in den

Schutz der Arbeitnehmer und den Schutz der Allgemeinheit unterteilt werden. Bei PtG-Anlagen ist dies

nach Kenntnis des PORTAL GREEN Konsortiums voraussichtlich hauptsächlich für den Transformator der

Anlage relevant und wird vor allem bei größer werdenden Anlagen eine zunehmende Rolle spielen.

Mit der EU-Richtlinie 2013/35/EU43 werden Mindestanforderungen für den Schutz der Arbeitnehmer fest-

gelegt, indem Expositionsgrenzwerte für elektromagnetische Felder bestimmt werden. Diese sind definiert

als „statische elektrische, statische magnetische sowie zeitvariable elektrische, magnetische und elektro-

magnetische Felder mit Frequenzen bis 300 GHz“ (Artikel 2, a), 2013/35/EU). Die Richtlinie wurde 2016

mit der Arbeitsschutzverordnung zu elektromagnetischen Feldern (EMFV)44 in deutsches Recht umgesetzt.

Die praxisorientierte Konkretisierung der Verordnung steht noch aus, technische Regeln zur EMFV

41 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm –

TA Lärm), Stand: 01.06.2017

42 Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 25.02.2002 über die Bewertung und Bekämpfung von

Umgebungslärm („Umgebungslärm-Richtlinie)

43 Richtlinie 2013/35/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Mindestvorschriften zum Schutz von

Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (elektromagnetische Felder)

44 Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch elektromagnetische Felder (Arbeitsschutzverordnung zu elekt-

romagnetischen Feldern – EMFV), Stand 30.04.2019
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(TREMF) sind derzeit in Arbeit. Die etablierte und bisher gültige DGUV Vorschrift 15 (DGUV, 2001) ist

weiterhin in Kraft und soll zurückgezogen werden, sobald die TREMF verfügbar sind (BGW, 2019).

Gemäß Abschnitt 2 EMFV hat der Arbeitgeber festzustellen, ob am Arbeitsplatz elektromagnetische Felder

auftreten oder auftreten können. Falls dies zutrifft, sind Gefährdungen für die Gesundheit und die Sicher-

heit der Beschäftigten im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung zu beurteilen. Die dafür notwendigen

Informationen kann sich der Arbeitgeber beim Hersteller oder Inverkehrbringer der verwendeten Arbeits-

mittel oder ggf. durch Berechnungen oder Messungen beschaffen. Beurteilung, Messung und Berechnung

sind durch eine fachkundige Person oder mit Beratung einer fachkundigen Person durchzuführen. Der

Arbeitgeber hat Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung der Gefährdungen zu treffen. Dazu

zählen technische Maßnahmen wie alternative Arbeitsverfahren, organisatorische Maßnahmen zur Be-

grenzung von Ausmaß und Dauer der Exposition und, wenn diese nicht ausreichen oder nicht anwendbar

sind, eine geeignete persönliche Schutzausrüstung.

Als Hilfestellung zur Umsetzung der Anforderungen der Richtlinie 2013/35/EU existiert ein nicht verbindli-

cher Leitfaden der europäischen Kommission:

 Nicht verbindlicher Leitfaden mit bewährten Verfahren im Hinblick auf die Durchführung der Richtli-

nie 2013/35/EU „Elektromagnetische Felder“ (Europäische Komm, 2015)

- Band 1: Praktischer Leitfaden, 2014

- Band 2: Fallstudien

- Band 3: Leitfaden für KMU

Grenzwerte für schädliche Umwelteinwirkungen durch elektrische, magnetische und elektromagnetische

Felder werden in der 26. BImSchV45 festgelegt und die Durchführung der Messungen ist in der 26. BIm-

SchVVwV46 spezifiziert. Die mit einer Frequenz von 50 Hz betriebenen Wechselstromkomponenten ab

einer Nennspannung von 1 kV sowie Gleichstromkomponenten ab 2 kV fallen in den Geltungsbereich

dieser Verordnung. Das betrifft nach Einschätzung des PORTAL GREEN Konsortiums die Komponenten

vom Stromnetzanschluss bis zur Oberspannungsseite des Transformators, sofern der Netzanschluss an

die Mittelspannungsebene oder höher hergestellt wird. Die Nennspannung der weiteren Komponenten wie

Gleichrichter und Elektrolyseur liegt in der Regel deutlich unterhalb des Grenzwertes. Wechselstromanla-

gen ab 110 kV sowie Gleichstromanlagen sind bei den in § 7 der 26. BImSchV genannten Anforderungen

mindestens zwei Wochen vor Inbetriebnahme bei der Bundesnetzagentur anzuzeigen.

45 Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagnetische

Felder – 26. BImSchV), Stand 14.08.2013

46 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder – 26. BImSchV (26. BImSch-

VVwV) und Begründung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder

– 26. BImSchV (26. BImSchVVwV), Stand 26. 02.2016
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5 Anforderungen für Hersteller aus Sicht der Produktsicherheit

Der Hersteller eines Produkts hat vor allem zu gewährleisten, dass das Produkt den einschlägigen EU-

Richtlinien und EU-Verordnungen entspricht und dadurch die Sicherheit und Gesundheit des Anwenders

(oder Dritter) nicht gefährdet werden. In EU-Richtlinien oder EU-Verordnungen ist es vorgesehen, dass

unter bestimmten Voraussetzungen auch ein PtG-Anlagenbetreiber Herstellerpflichten erfüllen muss

(siehe hierzu Kap 3.2.1.1). Die nachfolgenden Abschnitte beschreiben die relevanten Pflichten und Anfor-

derungen, die sich aus der Forderung nach Produktsicherheit ergeben. Der Schwerpunkt der nachfolgen-

den Beschreibungen liegt auf dem Fall, dass ein PtG-Anlagenbetreiber Herstellerpflichten zu erfüllen hat.

Hersteller von PtG-Anlagen oder PtG-Anlagenteilen, die erstmals mit diesem Thema in Berührung kom-

men, können die Erläuterungen ebenfalls als Hilfestellung ansehen. Alle Aufgaben und Pflichten, sich da-

raus ergebende Prüfungen und einzubindende Ansprechpartner werden in Kap. 1 zusammenfassend dar-

gestellt.

Ein Produkt im Sinne des ProdSG darf erst auf dem Markt bereitgestellt oder für die erstmalige Verwen-

dung zur Verfügung gestellt werden, wenn die Vorgaben des ProdSG sowie der einschlägigen ProdSVen

bzw. EU-Richtlinien und EU-Verordnungen erfüllt sind und dadurch sichergestellt ist, dass keine Gefahr

für die Sicherheit und Gesundheit der Personen besteht, die das Produkt bestimmungsgemäß oder vor-

hersehbar verwenden.

In diesem Sinne setzt das ProdSG die Produktsicherheitsrichtlinie 2001/95/EG47 in nationales Recht um.

Auf Grundlage des ProdSG (§ 8 ProdSG) sind eine Reihe von Verordnungen erlassen worden (ProdSVen),

die wiederum europäische Vorgaben in deutsches Recht umsetzen.

Fällt das Produkt in den Anwendungsbereich einer oder mehrerer ProdSVen, sind die dortigen Anforde-

rungen zu erfüllen (§ 3 Abs. 1 ProdSG). In Abb. 5.1 sind die Zusammenhänge zwischen ProdSG, unterla-

gerten Produktsicherheitsverordnungen, EU-Richtlinien und EU-Verordnungen dargestellt, die im Rahmen

dieses Leitfadens behandelt werden.

47 2001/95/EG: Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die allgemeine Produktsicherheit, 03.12.2001
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Abb. 5.1 – Übersicht über Gesetze, Verordnungen und EU-Richtlinien zur Produktsicherheit.

Urheberin: GRS
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Darüber hinaus werden EU-Richtlinien -Verordnungen sowie nationale Gesetze und Verordnungen zu de-

ren Umsetzung dargestellt, die über die Produktsicherheit hinaus im Rahmen eines möglicherweise durch-

zuführenden Konformitätsbewertungsverfahrens (siehe hierzu Kap.5.2) zu beachten sind. Dies sind die

 Ökodesign-Richtlinie48, durch das EVPG49 und die EVPGV50 in nationales Recht umgesetzt,

 RoHS51-Richtlinie52, durch die ElektroStoffV53 in nationales Recht umgesetzt,

 Messgeräte-Richtlinie54, durch das MessEG55 in nationales Recht umgesetzt,

 Outdoor-Richtlinie56, durch die 32. BImSchV57 in nationales Recht umgesetzt,

 Funkanlagen-Richtlinie58, durch das FuAG59 in nationales Recht umgesetzt und die

 Bauprodukteverordnung60

Diese EU-Richtlinien und -Verordnung sind von PtG-Anlagenbetreibern im Wesentlichen dahingehend zu

beachten, dass von ihnen gekaufte Anlagen, Anlagenteile, Systeme oder Komponenten über eine entspre-

chende Konformität(serklärung) verfügen und mit dem CE-Kennzeichen versehen sind.

48 2009/125/EG Richtlinie zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung

energieverbrauchsrelevanter Produkte, Stand 21.10.2009

49 Gesetz über die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte, Stand 31.08.2015

50 Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte, Stand

18.01.2017

51 RoHS: Abkürzung für “Restriction of (the use of certain) Hazardous Substances”

52 2011/65/EU Richtlinie zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten, Stand

08.06.2011

53 Verordnung zur Beschränkung der Verwendung gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten, Stand 3.07.2018

54 2004/22/EG: Richtlinie über Messgeräte, Stand 31.04.2004

55 Gesetz über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt, ihre Verwendung und Eichung sowie

über Fertigpackungen, Stand 20.11.2019

56 2000/14/EG Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über umweltbelastende Geräuschemissionen

von zur Verwendung im Freien vorgesehenen Geräten und Maschinen, Stand 08.05.2000

57 32. BImSchV: 32. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverord-

nung), Stand 31.08.2015

58 2014/53/EU Richtlinie über die Harmonisierung von Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Bereitstellung von Funkanla-

gen auf dem Markt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/5/EG, Stand 16.04.2014

59 Gesetz über die Bereitstellung von Funkanlagen auf dem Markt, Stand 27.06.2017

60 Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter

Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG
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Sofern die PtG-Anlagenbetreiber Hersteller der PtG-Anlage sind, ist eine EU-Konformitätsbewertung

durchzuführen (Kap. 5.2.2) , die EU-Konformitätserklärung (Kap. 5.2.4) auszustellen und die CE-Kenn-

zeichnung für die Gesamtanlage zu vergeben (Kap. 5.2.4), soweit dies von den EU-Richtlinien und EU-

Verordnungen erfasst wird.

Entscheidet man sich dafür, ein EU-Konformitätsbewertungsverfahren für die gesamte PtG-Anlage durch-

zuführen (siehe hierzu die Diskussionen in Kap. 3.2.2), darf die PtG-Anlage erst mit der CE-Kennzeichnung

versehen werden, wenn die Anforderungen aller anzuwendenden EU-Richtlinien und -Verordnungen ein-

gehalten sind. Die hierfür durchzuführende Konformitätsbewertung wird in den meisten Fällen durch eine

unabhängige dritte Stelle („Konformitätsbewertungsstelle“, „notifizierte Stelle“) begleitet (siehe Kap.8.4).

Die Voraussetzungen, unter denen ein solches Verfahren zu durchlaufen ist, sowie detaillierte Informatio-

nen zum Ablauf sind Kap. 5.2 zu entnehmen.

Da die über die EU-Richtlinien und -Verordnungen zur Produktsicherheit hinausgehenden Vorschriften für

die Ableitung von Aufgaben und Pflichten für PtG-Anlagenbetreiber, die auch Hersteller der Anlage sind,

eine untergeordnete Rolle spielen, werden sie in den nachfolgenden Kapiteln nicht detailliert behandelt.

Eine kurze Erläuterung findet sich aber in Anhang A.

5.1 Resultierende Aufgaben und Pflichten für Hersteller

Aus dem ProdSG ergeben sich die folgenden Pflichten für Hersteller einer PtG-Anlage:

 Analyse, welche ProdSVen / EU-Richtlinien und -Verordnungen in welchem Umfang anzuwenden

sind,

 Umsetzung relevanter Vorgaben für Entwurf, Fertigung, Dokumentation,

 Beurteilung, ob das Produkt den entsprechenden Anforderungen genügt (Konformitätsbewertung),

ggf. unter Einbeziehung einer notifizierten Stelle (z. B. bei Druckgeräten),

 Erstellen einer EU-Konformitätserklärung durch den Hersteller,

 Vergabe der CE-Kennzeichnung,

 Bereitstellung einer Gebrauchsanleitung in deutscher Sprache.

Darüber hinaus (bzw. teilweise wiederholend) ergeben sich aus den unterlagerten Verordnungen die fol-

genden grundsätzlichen Aufgaben:

 Mit Ausnahme der 9. ProdSV ist auf dem Produkt eine Typen-, Chargen- oder Seriennummer sowie

der Name, die Postanschrift und der eingetragene Handelsname oder die eingetragene Handels-

marke anzubringen. Nach der 11. ProdSV ist zusätzlich eine Explosionsschutzkennzeichnung anzu-

bringen.

 Dem Produkt sind technische Unterlagen, eine Betriebsanleitung und Sicherheitsinformationen bei-

zufügen. Nach der 11. ProdSV muss zusätzlich eine Kopie der Konformitätsbescheinigung, bei un-

vollständigen Maschinen nach der 9. ProdSV zusätzliche spezielle technische Unterlagen sowie eine

Montageanleitung und eine Einbauerklärung beigefügt werden.
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 Mit Ausnahme der 9. ProdSV sind technische Unterlagen und die EU-Konformitätserklärung für 10

Jahre ab Inverkehrbringen für die Marktüberwachungsbehörde bereitzuhalten. Auf Verlangen müs-

sen alle Informationen und Unterlagen zur Verfügung gestellt werden, die für den Nachweis der Kon-

formität notwendig sind. Nach der 11. und 14. ProdSV sind zusätzlich alle Unterlagen und der

Schriftwechsel im Zusammenhang mit dem Konformitätsbewertungsverfahren in deutscher Sprache

oder in einer von der Konformitätsbewertungsstelle anerkannten Sprache abzufassen.

Diese Pflichten gelten, soweit nicht anders benannt, unabhängig davon, welche der Verordnungen anzu-

wenden sind, da die beschriebenen Pflichten jeweils ähnlich sind. Eine detailliertere Darstellung der An-

forderungen in jeder der betrachteten Produktsicherheitsverordnungen ist in Anhang A zu finden. Da das

Konformitätsbewertungsverfahren die umfangreichste der genannten Aufgaben darstellt, wird darauf nach-

folgend eingegangen. Im Rahmen des Konformitätsbewertungsverfahrens ist in der Regel eine Risikobe-

urteilung durchzuführen. Dies wird in Kap. 5.3 behandelt.

5.2 Konformitätsbewertungsverfahren und CE-Kennzeichnung

Die Durchführung von Konformitätsbewertungsverfahren wird, wie im letzten Abschnitt dargestellt, haupt-

sächlich von den EU-Richtlinien und EU-Verordnungen gefordert, die von dem ProdSG unterlagerten Ver-

ordnungen sowie von verschiedenen anderen nationalen Gesetzen und Verordnungen umgesetzt werden,

um nachzuweisen, dass die relevanten Anforderungen erfüllt werden.

Wie bereits in Kap. 3.2.2 beschrieben, hängt die Frage, ob eine CE-Kennzeichnung und die Durchführung

von Konformitätsbewertungsverfahren auch für die komplette PtG-Anlage notwendig sind, von den Rand-

bedingungen des Einzelfalls ab und ist nicht pauschal zu beantworten. Es betrifft in jedem Fall einen Be-

treiber der Anlage immer dann, wenn er gleichzeitig als Hersteller der Anlage gilt und für diese Anlage

auch die Regelungen für die „Eigenherstellung61“ gelten (z. B. als Baugruppe nach DGRL oder als Ge-

samtheit von Maschinen nach MRL) (siehe hierzu Kap. 3.2.1.1). Die Konformitätsbewertung einer Anlage

oder von Teilen einer Anlage dient nicht als Ersatz für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung, die

Erstellung eines individuell auf die Anlage abgestimmten Konzepts für den Schutz von Personen und der

Umgebung (siehe dazu die Ausführungen in Kap. 4.1) oder zur Erreichung anderer gesetzlicher Anforde-

rungen (wie z. B. der aus dem BImSchG hervorgehenden Anforderungen), sondern erfolgt im Vorfeld.

Für die nachfolgenden Ausführungen wird davon ausgegangen, dass bereits feststeht, dass für Anlagen-

teile oder die gesamte Anlage Konformitätsbewertungsverfahren erforderlich sind. Die erste Frage, die

sich in diesem Fall stellt, ist, welche der bestehenden nationalen Gesetze und Verordnungen sowie EU-

Richtlinien / Verordnungen der EU zur Anwendung kommen müssen. Dies wird in Kap. 5.2.1 beschrieben.

Anschließend wird in Kap. 5.2.2 und 5.2.2.3 beispielhaft der Ablauf des Konformitätsbewertungsverfahrens

nach DGRL und Masch.-RL vorgestellt. Auch hier gibt es verschiedene Möglichkeiten, die entsprechend

beschrieben werden. Abschließend wird in Kap. 5.2.3 und 5.2.4 auf die zu erstellende EU-Konformitätser-

klärung und die CE-Kennzeichnung eingegangen.

5.2.1 Anzuwendende nationale Gesetze und Verordnungen sowie EU-Richtlinien / Verordnungen der EU

Ein Produkt, das durch den Zusammenbau einzelner Komponenten entsteht, muss grundsätzlich alle re-

levanten Anforderungen der anzuwendenden ProdSVen und damit der durch sie in nationales Recht um-

gesetzten EU-Richtlinien/EU-Verordnungen (siehe hierzu Abb. 5.1) erfüllen. Erst wenn die Konformität

61 Analog zu den Ausführungen in Kap. 3.2.2 wird unter Eigenherstellung die Herstellung eines Produkts zur „Verwendung für eigene

Zwecke“ unter Verantwortung des Betreibers verstanden.
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eines Produktes mit allen einschlägigen EU-Richtlinien/EU-Verordnungen nachgewiesen ist, kann eine

EU-Konformitätserklärung ausgestellt und darf die CE-Kennzeichnung angebracht werden (IHK, 2020).

Außerdem müssen in der auszustellenden EU-Konformitätserklärung sämtliche erfüllten EU-Richtli-

nien/EU-Verordnungen konkret benannt sein (siehe Kap. 5.2.3). Die Antwort auf die Frage, welche der

Sicherheitsanforderungen relevant sind, wird im Rahmen der Risikoanalyse ermittelt (siehe Kap. 5.3)

Für den Fall, dass ein Produkt nicht in den Geltungsbereich einer der o. g. EU-Richtlinien/ EU-Verordnun-

gen fällt, stellt das ProdSG eine dach- und Auffangvorschrift dar. Existieren speziellere rechtliche Anfor-

derungen, sind diese anzuwenden. Nach § 3 Abs. 2 ProdSG gilt:

„Ein Produkt darf, soweit es nicht Absatz 1 unterliegt [Anm. der Autoren: soweit es nicht in den

Anwendungsbereich eines deutschen Gesetzes oder einer Verordnung zur Produktsicherheit fällt],

nur auf dem Markt bereitgestellt werden, wenn es bei bestimmungsgemäßer oder vorhersehbarer

Verwendung die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefährdet. Bei der Beurteilung, ob

ein Produkt der Anforderung nach Satz 1 entspricht, sind insbesondere zu berücksichtigen:

1. die Eigenschaften des Produkts einschließlich seiner Zusammensetzung, seine Verpackung,

die Anleitungen für seinen Zusammenbau, die Installation, die Wartung und die Gebrauchsdauer,

2. die Einwirkungen des Produkts auf andere Produkte, soweit zu erwarten ist, dass es zusammen

mit anderen Produkten verwendet wird,

3. die Aufmachung des Produkts, seine Kennzeichnung, die Warnhinweise, die Gebrauchs- und

Bedienungsanleitung, die Angaben zu seiner Beseitigung sowie alle sonstigen produktbezogenen

Angaben oder Informationen,

4. die Gruppen von Verwendern, die bei der Verwendung des Produkts stärker gefährdet sind als

andere.

Die Möglichkeit, einen höheren Sicherheitsgrad zu erreichen, oder die Verfügbarkeit anderer Pro-

dukte, die ein geringeres Risiko darstellen, ist kein ausreichender Grund, ein Produkt als gefähr-

lich anzusehen.“

Für den Anlagenbetreiber/ Hersteller ist es daher in einem ersten Schritt wichtig, zu klären, welche EU-

Richtlinien/EU-Verordnungen auf die Anlage bzw. Anlagenteile anzuwenden sind.

Um dies zu unterstützen, werden im Folgenden die Anwendungsbereiche der relevanten deutschen Ge-

setze und Verordnungen sowie EU-Richtlinien/EU-Verordnungen aufgezeigt und Überschneidungen bzw.

Schnittstellen beschrieben. Eine mögliche Anwendung auf PtG-Anlagen wird abschließend grafisch dar-

gestellt.

Die Anwendungsbereiche der ProdSVen wurden vom deutschen Gesetzgeber aus den entsprechenden

EU-Richtlinien wortgleich übernommen. Dies gilt auch für die Anwendungsbereiche einzelner Gesetze, die

der Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht dienen. Für PtG-Anlagen relevante Gesetze, Ver-

ordnungen und EU-Richtlinien/EU-Verordnungen sind in Tab. 5.1 aufgeführt.

Die in den EU-Richtlinien/EU-Verordnungen getroffenen Regelungen betreffen zumeist unterschiedliche

Risikosphären, sodass Produkte gleichzeitig in den Geltungsbereich mehrerer EU-Richtlinien/EU-Verord-

nungen fallen können. Die jeweiligen Anforderungen gelten dann gleichberechtigt nebeneinander. Eine

Baugruppe, die aus unterschiedlichen Bauteilen zusammengefügt wird (z. B. eine Elektrolyseeinheit, die

aus mehreren Druckgeräten, einem Steuerungssystem, Bediendisplays, Pumpen, Verdichter etc. besteht),

81DVGW-Information Gas  Nr. 27       



82 DVGW-Information Gas Nr. 27

muss daher auf ihre Konformität mit allen auf ihre Teile anzuwendenden EU-Richtlinien/EU-Verordnungen

überprüft werden. Die CE-Kennzeichnung darf erst angebracht werden, wenn die Konformität mit allen

relevanten Sicherheitsanforderungen der anzuwendenden EU-Richtlinien/EU-Verordnungen nachgewie-

sen und bestätigt ist.

Tab. 5.1 – Anwendungsbereiche von EU-Richtlinien und ihrer zugehörigen deutschen Ge-

setze und/oder Richtlinien

Gesetz/Verord-
nung/EU-Richtlinie

Anwendungsbereich

1. ProdSV62

Niederspannungsrichtli-
nie (2014/35/EU)

Elektrische Betriebsmittel mit einer Nennspannung von:

 50 bis 1000 V für Wechselstrom,
 75 bis 1500 V für Gleichstrom

PtG-relevante Ausnahmen:

 Elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in explosionsfähiger Atmo-
sphäre ( ATEX-PRL),

 Elektrizitätszähler und
 Kunden- und anwendungsspezifisch angefertigte Erprobungsmodule.

6. ProdSV

Richtlinie über die Be-
reitstellung einfacher
Druckbehälter auf dem
Markt (2014/29/EU)

Einfache Druckbehälter (müssen folgende Kriterien erfüllen):

 Serienprodukt mit einfachem Design,
 Relativer Überdruck >0,5 bar und ≤30 bar, 
 Druckinhaltsprodukt max. 10.000 bar*Liter
 Temperatur > -50°C und ≤ 300°C bei Behältern aus Stahl und ≤100°C bei 

Behältern aus Aluminium(legierung)
 ausschließlich zur Aufnahme von Luft oder Stickstoff bestimmt,
 keiner Flammenwirkung ausgesetzt,
 Drucktragende Teile und Verbindungen sind aus unlegiertem Qualitäts-

stahl, unlegiertem Aluminium oder nichtaushärtbaren Aluminiumlegierun-

gen hergestellt.

9. ProdSV

Maschinenrichtlinie
(2006/42/EG)

 Maschinen (Begriff definiert in §2 Nr. 2 a der 9. ProdSV, entscheidend:
bewegliche Teile, nicht durch tierische oder menschliche Kraft angetrie-
ben, für eine bestimmte Anwendung zusammengefügt),

 auswechselbare Ausrüstungen,
 Sicherheitsbauteile,
 Lastaufnahmemittel,
 Ketten, Seile und Gurte,
 abnehmbare Gelenkwellen und
 unvollständige Maschinen (Begriffserklärung siehe Kap. 3.2.2 ).

PtG-relevante Ausnahmen:

 Sicherheitsbauteile, die als Ersatzteile zur Ersetzung identischer Bauteile
bestimmt sind und die vom Hersteller der Ursprungsmaschine geliefert
werden,

 Maschinen, die speziell für Forschungszwecke konstruiert und gebaut
wurden,

 elektrische und elektronische Erzeugnisse, die unter die Niederspan-
nungsrichtlinie 2014/35/EU fallen, und

 Hochspannungsausrüstungen (Schalt- und Steuergeräte, Transformato-
ren).

11. ProdSV  Geräte und Schutzsysteme, die zur Verwendung in explosionsgefährdeten
Bereichen bestimmt sind,

62 Erste Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Verordnung über elektrische Betriebsmittel - 1. ProdSV), Stand 17.03.2016
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Gesetz/Verord-
nung/EU-Richtlinie

Anwendungsbereich

ATEX-Produktrichtlinie
(2014/34/EU)

 Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen, auch wenn diese zur Ver-
wendung außerhalb von explosionsgefährdeten Bereichen bestimmt sind,
jedoch im Hinblick auf Explosionsrisiken für den sicheren Betrieb von Ge-
räten und Schutzsystemen erforderlich sind oder zum sicheren Betrieb
beitragen, und

 Komponenten, die für den sicheren Betrieb von Geräten und Schutzsyste-
men erforderlich sind, ohne jedoch selbst eine autonome Funktion zu er-
füllen

14. ProdSV

Druckgeräterichtlinie
(2014/68/EU)

 Druckgeräte und Baugruppen mit maximal zulässigem Druck von über 0,5
bar, die auf dem Markt bereitgestellt, ausgestellt oder erstmals verwendet
werden.

PtG-relevante Ausnahmen:

 Fernleitungen aus einem Rohr oder einem Rohrsystem für die Durchlei-
tung von Fluiden oder Stoffen zu oder von einer (Offshore- oder Onshore-
) Anlage ab einschließlich der letzten Absperrvorrichtung im Bereich der
Anlage einschließlich aller Nebenausrüstungen (Anschluss erstreckt sich
nicht auf Standarddruckgeräte, wie z. B. Druckgeräte, die sich in Druckre-
gelstationen und Kompressorstationen finden können),

 Netze für die Versorgung, die Verteilung und den Abfluss von Wasser und
ihre Geräte,

 einfache Druckbehälter nach 6. ProdSV/RL 2014/29/EU und
 Geräte, die nach Artikel 13 der Druckgeräterichtlinie höchstens unter Ka-

tegorie I fallen und u. a. von einer der folgenden Verordnungen/RL erfasst
werden:

 1. ProdSV/Niederspannungs-RL 2014/35/EU
 9. ProdSV/Masch.-RL 2006/42/EG

 11. ProdSV/ATEX-PRL 2014/34/EU

EMVG

EMV-Richtlinie
(2014/30/EU)

 Dieses Gesetz gilt für alle Betriebsmittel, die elektromagnetische Störun-
gen verursachen können oder deren Betrieb durch elektromagnetische
Störungen beeinträchtigt werden kann.

PtG-relevante Ausnahmen:

 Auf Geräte im Sinne des Funkanlagengesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl.
I S. 1947) sind nur die §§ 27 und 30 EMVG entsprechend anzuwenden.

 Auf folgende Betriebsmittel finden nur die §§ 27 bis 30 dieses Gesetzes
entsprechende Anwendung: Betriebsmittel, die
 aufgrund ihrer physikalischen Eigenschaften eine so niedrige elektro-

magnetische Emission haben oder in so geringem Umfang zur elekt-
romagnetischen Emission beitragen, dass ein bestimmungsgemäßer
Betrieb von Funk- und Telekommunikationsgeräten und sonstigen
Betriebsmitteln in ihrer Umgebung möglich ist, und

 unter Einfluss der bei ihrem Einsatz üblichen elektromagnetischen
Störungen ohne unzumutbare Beeinträchtigung betrieben werden
können,

 kunden- und anwendungsspezifisch angefertigte Erprobungsmodule,
die von Fachleuten ausschließlich in Forschungs- und Entwicklungs-
einrichtungen für Forschungs- und Entwicklungszwecke verwendet
werden.

MessEG

Richtlinie über Messge-
räte (2014/32/EG)

 Geräte und Systeme mit einer Messfunktion:
 Wasserzähler (MI-001),
 Gaszähler und Mengenumwerter (MI-002),
 Elektrizitätszähler für Wirkverbrauch (MI-003),
 Wärmezähler (MI-004),
 Messanlagen für die kontinuierliche und dynamische Messung von

Mengen von Flüssigkeiten außer Wasser (MI-005),
 selbsttätige Waagen (MI-006),
 Maßverkörperungen (MI-008),
 Geräte zur Messung von Längen und ihrer Kombinationen (MI-009)

und
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Gesetz/Verord-
nung/EU-Richtlinie

Anwendungsbereich

 Abgasanalysatoren (MI-010).

EVPG

Ökodesign-Richtlinie
(2009/125/EG)

 Gilt für das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und das Ausstellen
energieverbrauchsrelevanter Produkte sowie von Bauteilen und Baugrup-
pen, die zum Einbau in energieverbrauchsrelevante Produkte bestimmt
sind.

32. BImSchV

Outdoor-Richtlinie
(2000/14/EG)

 Zur Verwendung im Freien vorgesehene Geräte und Maschinen, u. a.
Kompressoren (< 350 kW).

FuAG

Funkanlagen-Richtlinie
(2014/53/EU)

 Alle Funkanlagen, die auf dem Markt bereitgestellt oder in Betrieb genom-
men werden.

Bauprodukteverord-
nung (Verordnung
(EU) Nr. 305/2011)

 Bauprodukte und Bausätze, die dauerhaft in Bauwerke oder Teile davon
eingebaut werden und deren Leistung sich auf die Leistung des Bauwerks
im Hinblick auf die Grundanforderungen an Bauwerke auswirkt.

Betrachtung der Anlage als eine oder mehrere Baugruppe(n)

Der Umfang des Begriffs „Baugruppe“ ist in Art. 2 Nr. 6 der DGRL folgendermaßen definiert: „mehrere

Druckgeräte, die von einem Hersteller zu einer zusammenhängenden funktionalen Einheit verbunden wer-

den“. Der Begriff ist nicht nach oben begrenzt, lediglich der funktionale Zusammenhang ist maßgeblich

(Farkas, 2020). Den Leitlinien zur DGRL zufolge muss das System zudem unter Druck stehen (EU-KOMM,

2018, S. 92). Demzufolge kann auch eine gesamte verfahrenstechnische Anlage der Definition des Be-

griffs „Baugruppe“ genügen, sofern der funktionale Zusammenhang ihrer Teile untereinander erfüllt ist und

diese miteinander verbunden sind. Je nach Anlagenausführung kann eine PtG-Anlage als Zusammenbau

mehrerer Baugruppen oder als eine Gesamtbaugruppe (die sich ggf. aus kleineren Baugruppen zusam-

mensetzt) betrachtet werden. Eine Baugruppe nach Druckgeräterichtlinie darf auch Teile enthalten, die für

sich betrachtet nicht in den Anwendungsbereich der Druckgeräterichtlinie fallen (z. B. Armaturen, Pumpen

etc.). Diese Teile sind dann jedoch nicht Teil der Konformitätsbewertung nach Druckgeräterichtlinie, son-

dern nach der für sie geltenden Richtlinie zu bewerten (EU-KOMM, 2018, S. 92).

Bei einer Unterteilung der Gesamtanlage in mehrere Einheiten (z. B. Baugruppen nach Druckgerätericht-

linie) ist jeder Teil der Anlage gesondert zu betrachten, auch wenn die Teile in den Geltungsbereich der-

selben EU-Richtlinie / EU-Verordnung fallen (GABW, 2011, S. 1 f.), (EU-KOMM, 2019, S. 41 ff.). Konkrete

Beispiele für produktions- und sicherheitstechnisch zusammenhängende Teile von PtG-Anlagen, die im

Fokus dieses Leitfadens liegen und als in sich geschlossene Einheit / Baugruppe betrachtet werden kön-

nen, sind:

 Elektrolyseanlage

 Methanisierungsanlage

 Verdichteranlage

 Trailerabfüllanlage
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Bei der Anwendung der Maschinenrichtlinie ist für eine Zusammenfassung von Anlagenteilen zu einer

Gesamtheit von Maschinen sowohl ein produktionstechnischer als auch sicherheitstechnischer Zusam-

menhang erforderlich (EU-KOMM, 2019). Es ist anzumerken, dass das Konzept einer Gesamtheit von

Maschinen beispielhaft eher auf automatisierte Fertigungsstraßen in industriellen Produktionsanlagen

(bspw. in der Automobilindustrie) abzielt und auf eine PtG-Anlage vermutlich eher nicht zutrifft (Farkas,

2020).

Wie in Tab. 5.1 dargestellt, benennen manche ProdSVen/EU-Richtlinien/EU-Verordnungen Ausnahmen

von ihrem Anwendungsbereich. Diese Ausnahmen stellen zugleich auch einen Teil der Schnittstellen zwi-

schen den ProdSVen/EU-Richtlinien/EU-Verordnungen dar und werden im Folgenden erläutert.

Druckgeräterichtlinie 2014/68/EU

Ausnahmen vom Anwendungsbereich der Druckgeräterichtlinie sind:

 Einfache Druckbehälter, die in der Richtlinie über die Bereitstellung von einfachen Druckbehältern

auf dem Markt 2014/29/EU definiert sind,

 Druckgeräte, die max. in Kat. I gemäß Art. 13 der DGRL eingeordnet werden und gleichzeitig in den

Geltungsbereich einer Auswahl anderer Richtlinien fallen (u. a. Niederspannungsrichtlinie

2014/35/EU, Maschinenrichtlinie 2006/42/EG und ATEX-Produktrichtlinie 2014/34/EU), z. B. Druck-

speicher in Steuerungseinheiten von Maschinen,

 Geräte mit Gehäusen und Teilen von Maschinen, bei denen die Abmessungen, die Wahl der Werk-

stoffe und die Bauvorschriften in erster Linie auf Anforderungen an ausreichende Festigkeit, Forms-

teifigkeit und Stabilität gegenüber statischen und dynamischen Betriebsbeanspruchungen oder auf

anderen funktionsbezogenen Kriterien beruhen und bei denen der Druck keinen wesentlichen Faktor

für die Konstruktion darstellt. Dies betrifft u. a.:

- Motoren, einschließlich Turbinen und Motoren mit innerer Verbrennung

- Dampfmaschinen, Gas- oder Dampfturbinen, Turbogeneratoren, Verdichter, Pumpen und Stel-

leinrichtungen

 Gehäuse für elektrische Hochspannungsbetriebsmittel wie Schaltgeräte, Steuer- und Regelgeräte,

Transformatoren und umlaufende Maschinen,

 Heizkörper und Rohrleitungen in Warmwasserheizsystemen,

 Behälter für Flüssigkeiten mit einem Gasdruck über der Flüssigkeit von höchstens 0,5 bar.

Die Ausnahmen vom Anwendungsbereich der Druckgeräterichtlinie sind so begründet, dass das Gefah-

renpotential vom Gesetzgeber als hinreichend gering bewertet wird, sodass die Anforderungen der ande-

ren anwendbaren Richtlinien dieses bereits abdecken (WEKA, 2020).

Zusätzlich zu den Ausnahmen von der Druckgeräterichtlinie können Schnittstellen insbesondere mit der

Maschinenrichtlinie auftreten. Dies kann dann der Fall sein, wenn eine Maschine oder Gesamtheit von

Maschinen auch Druckgeräte bzw. Baugruppen beinhaltet. In einem solchen Fall müssen folgende Aspekte

abgewogen werden:
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 Ist eine klare funktionale und räumliche Trennung von Druckgerät bzw. Baugruppe und Maschine

gegeben, können die entsprechenden Teile getrennt voneinander betrachtet und nach den einschlä-

gigen Richtlinien bewertet werden. Es ist dann für jeden Teil eine gesonderte Konformitätserklärung

auszustellen (VDMA, 2010).

 Im Fall, dass eine solche Trennung nicht vorliegt, die Baugruppe als Ganzes also sowohl die Anwen-

dungskriterien der Druckgeräterichtlinie als auch der Maschinenrichtlinie erfüllt, gilt der Grundsatz

der gleichzeitigen Anwendung der einschlägigen Richtlinien (EU-KOMM, 2014, S. 22 f.).

Gemäß Pneurop-Positionspapier zur Druckgeräterichtlinie fallen beispielsweise Prozessgaskompressoren

nicht unter die Druckgeräterichtlinie (pneurop, 2001). Auch Druckluftkompressoren fallen gemäß VDMA-

Papier „VDMA Leitfaden zur Anwendung der Druckgeräterichtlinie (97/23/EG) für Druckluftkompressoren“

nicht unter die Druckgeräterichtlinie (VDMA, 2010). Sobald aber ein Kompressor neben dem Verdichter

weitere Bestandteile umfasst, wie z. B. Druckbehälter, die nicht unter die Richtlinie 2014/29/EU über

einfache Druckbehälter fallen, Armaturen bzw. Sicherheitsventile nach Richtlinie 2014/68/EU über

Druckgeräte, muss das im Einzelfall bewertet werden (Borzel, 2020).

Niederspannungsrichtlinie 2014/35/EU

Die Niederspannungsrichtlinie gilt nicht für elektrische Betriebsmittel, die zur Verwendung in explosions-

fähiger Atmosphäre bestimmt sind. Hier sind die Anforderungen der ATEX-PRL und der Maschinenrichtli-

nie zu berücksichtigen. Es ist zu beachten, dass die Maschinenrichtlinie sich für Niederspannungsgeräte

die Anforderungen der Niederspannungsrichtlinie zu eigen macht (siehe Anhang I Nr. 1.5.1 Maschinen-

richtlinie). Die Ausnahme vom Geltungsbereich der Niederspannungsrichtlinie wirkt sich also nur auf die

zur Auswahl stehenden Module für das Konformitätsbewertungsverfahren aus.

Maschinenrichtlinie 2006/42/EG

Die Maschinenrichtlinie deckt alle von Maschinen ausgehenden Gefahren ab, einschließlich von elektri-

schem Strom ausgehende Gefährdungen, für die gemäß der Maschinenrichtlinie ausschließlich die

Schutzziele der Niederspannungsrichtlinie anzuwenden sind (siehe Anhang I Nr. 1.5.1 Maschinenrichtlinie)

(EU-KOMM, 2014, S. 23 f.).

Der von der EU-Kommission herausgegebene Leitfaden zur Anwendung der Masch.-RL liefert Hilfestel-

lungen bei ihrer Anwendung (EU-KOMM, 2019).

EMV-Richtlinie 2014/30/EU

Werden für die Betriebsmittel im Sinne des Absatzes 1 der EMV-Richtlinie in anderen Rechtsvorschriften

der Union spezifischere Festlegungen für einzelne oder alle in Anhang I beschriebenen wesentlichen An-

forderungen getroffen, so gilt die EMV-Richtlinie bezüglich dieser Anforderungen für diese Betriebsmittel

nicht. Anforderungen der EMV-Richtlinie an die Störfallfestigkeit von Messgeräten gelten deshalb nicht (es

gilt die Richtlinie für Messgeräte 2014/32/EU). Auch gelten die Anforderungen der EMV-Richtlinie nicht für

Funkanlagen, außer es wird in der Richtlinie über die Bereitstellung von Funkanlagen 2014/53/EU explizit

auf die EMV-Richtlinie verwiesen. Als Hilfestellung bei der Anwendung der EMV-RL dient ein von der EU-

Kommission herausgegebener Leitfaden (EU-KOMM, 2018)

Fazit

Die obigen Ausführungen dienen als grundlegende Orientierungshilfe, letztlich muss bei der Errichtung

einer Anlage im Einzelfall geprüft werden, welche Regelwerke auf diese anzuwenden sind. Eine Beispiel-

darstellung, welche EU-Richtlinien auf welche Teile einer PtG-Anlage anzuwenden sein können, findet

sich in Abb. 5.2.
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Welche EU-Richtlinien tatsächlich anzuwenden sind, hängt von dem Aufbau der Anlage ab. Beispielsweise

kann ein Elektrolyseur, der drucklos betrieben wird, als Maschine eingestuft sein, wenn er über bewegliche

Teile verfügt. Ist der Gleichrichter und ggf. weitere elektrische Teile im Elektrolyseur verbaut oder liegt

zwischen mehreren verbauten Elektrolysestacks aufgrund ihrer Verschaltung ein elektrisches Potential an,

kann die Niederspannungsrichtlinie zur Anwendung kommen. Verfügt der Elektrolyseur über keine dieser

Eigenschaften, ist es auch möglich, dass keine CE-Kennzeichnung notwendig ist, da er nicht in den An-

wendungsbereich einer der Richtlinien fällt. Nachgeschaltete Komponenten wie Verdichter und Rohrlei-

tungen unterliegen dann aber möglicherweise dennoch verschiedenen EU-Richtlinien, die zu berücksich-

tigen sind. In der Regel hat aber der Hersteller dieser Einzelkomponenten die einschlägigen EU-Richtlinien

zu beachten, so dass man CE-konforme Komponenten erwerben kann. Es sind demnach alle Komponen-

ten der PtG-Anlage zu betrachten und basierend darauf zu untersuchen, welche Komponenten oder ob

die Gesamtanlage in den Anwendungsbereich von EU-Richtlinien fällt.

5.2.2 Ablauf von Konformitätsbewertungsverfahren – Allgemein

Für die Durchführung von Konformitätsbewertungen existieren unterschiedliche Verfahren (sogenannte

Module), die in ihren Grundzügen ähnlich sind. In jeder EU-Richtlinie / EU-Verordnung, die die Durchfüh-

rung einer Konformitätsbewertung fordert, sind entsprechende Module festgelegt.

Die in den für PtG-Anlagen (potenziell) relevanten EU-Richtlinien/EU-Verordnungen festgelegten Module

zur Konformitätsbewertung sind in Kap. 0 aufgelistet und beschrieben. Grundsätzlich erfordert die Konfor-

mitätsbewertung vom Hersteller die Prüfung, ob das Produkt/ die Produkte mit den anzuwendenden An-

forderungen aus den entsprechenden EU-Richtlinien/EU-Verordnungen übereinstimmen.
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Abb. 5.2 – Mögliche Anwendung der EU-RL auf PtG-Anlagenteile. Urheberin: GRS
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In diesen Prüfungsprozess ist bei den meisten Modulen eine notifizierte Stelle einzubinden (siehe Kap.

8.4), die wiederum den Hersteller begleitet und überwacht. Am Ende eines erfolgreich abgeschlossenen

Konformitätsbewertungsverfahrens ist die Konformität mit allen einschlägigen EU-Richtlinien/EU-Verord-

nungen vom Hersteller schriftlich in einer EU-Konformitätserklärung zu bestätigen und das CE-Kennzei-

chen anzubringen. Detaillierte Erläuterungen finden sich in den folgenden Kapiteln.

5.2.2.1 Module zur Konformitätsbewertung

Die Module zur Konformitätsbewertung beinhalten zwar unterschiedliche Verfahrensabläufe, erfüllen aber

grundsätzlich alle denselben Zweck, nämlich das Sicherstellen und Dokumentieren der Konformität eines

Produkts mit den Anforderungen der anzuwendenden EU-Richtlinien/EU-Verordnungen.

Insgesamt existieren 16 Module, die in Anhang II des Beschlusses 768/2008/EG63 in ihrer Gesamtheit

aufgelistet sind. In jeder EU-Richtlinie / EU-Verordnung zur Produktsicherheit wird jedoch nur eine be-

stimmte Auswahl von Modulen bzw. Modulkombinationen vorgegeben (siehe Anhang F). Am Ende steht

in jedem Fall die Ausfertigung der Konformitätserklärung sowie die Anbringung der CE-Kennzeichnung für

jede betrachtete Funktionseinheit. Den von der jeweiligen Richtlinie erfassten Produkten / Produktgruppen

können einzelne oder mehrere Module zugeordnet sein. Der Hersteller kann bei mehreren möglichen Mo-

dulen oder Modulkombinationen aus diesen wählen (nach DGRL bspw. in Abhängigkeit von der jeweiligen

Gefahrenkategorie64).

Die meisten Konformitätsbewertungsmodule beinhalten Vorgaben zur Einbindung einer notifizierten Stelle.

Bei einer notifizierten Stelle handelt es sich um eine neutrale zertifizierte Prüfstelle, die die Konformitäts-

bewertung von Herstellern begleitet bzw. selbst Kontrollen vornimmt. Der Hersteller kann die notifizierte

Stelle, die er in das Konformitätsbewertungsverfahren einbinden muss, selbst auswählen (siehe hierzu

Kap.8.4).

Manche Produkte können auch ohne Beteiligung einer notifizierten Stelle einem Konformitätsbewertungs-

verfahren unterzogen werden. Dies betrifft beispielsweise Maschinen nach Art. 12 Abs. 2 oder Abs. 3 a),

Druckgeräte, die bei der Einordnung gemäß Artikel 13 der Druckgeräterichtlinie in Kategorie I fallen oder

die Gerätekategorie 3 im Sinne des Artikels 13 der ATEX-PRL. In diesem Fall ist lediglich eine interne

Fertigungskontrolle ohne Beteiligung einer notifizierten Stelle vorgesehen.

Die Module stützen sich auf folgende Hauptpfeiler:

 Zum einen die direkte Prüfung von Produkten/Geräten und/oder technischen Unterlagen,

 zum anderen das Implementieren eines durch eine notifizierte Stelle bestätigten und überwachten

Qualitätssicherungssystems (QS-Systems) für den Entwicklungs- bzw. Fertigungsprozess durch den

Hersteller.

 Bestimmte Module sind kombiniert anzuwenden. So ist beispielsweise die Baumusterprüfung stets

mit einem von mehreren vorgegebenen Modulen zur Prüfung der Konformität des Produktes mit dem

zugelassenen Bau- bzw. Entwurfsmuster kombiniert auszuführen.

63 Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über einen gemeinsamen Rechtsrah-

men für die Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung des Beschlusses 94/465/EWG des Rates

64 Gemeint sind Kategorien nach Druckgeräterichtlinie, in die Druckgefährdungen entsprechend ihres Gefahrenpotentials einzustufen

sind.
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Eine Übersicht der den relevanten EU-Richtlinien/EU-Verordnungen zugeordneten Module ist in Anhang

E aufgeführt.

Aus den Modulen ergeben sich grundlegende Pflichten für Hersteller, die im Folgenden knapp zusammen-

gefasst sind (ausführliche Anforderungen sind in Anhang II des Beschlusses 768/2008/EG bzw. den ent-

sprechenden Anhängen der einzelnen EU-Richtlinien/EU-Verordnungen enthalten).

 Modul A (interne Fertigungskontrolle): Hersteller ist für eine durchgängige interne Fertigungskon-

trolle selbst verantwortlich, hält technische Unterlagen bereit, stellt für jedes einzelne Gerät die Kon-

formitätserklärung aus und bringt das CE-Kennzeichen an.

 Modul A2 (interne Fertigungskontrolle mit überwachten Geräteprüfungen in unregelmäßigen Abstän-

den): Hersteller ist für eine durchgängige interne Fertigungskontrolle selbst verantwortlich, hält tech-

nische Unterlagen bereit, stellt für jedes einzelne Gerät die Konformitätserklärung aus und bringt das

CE-Kennzeichen an. Zusätzlich finden überwachte Geräteprüfungen durch die notifizierte Stelle in

unregelmäßigen Abständen statt.

 Modul B-B (Baumusterprüfung - Baumuster): Prüfung des technischen Entwurfs mit Hilfe von tech-

nischen Unterlagen und zusätzlichen Nachweisen sowie Prüfung eines repräsentativen Musters des

vollständigen Geräts durch notifizierte Stelle.

 Modul B-E (Entwurfsprüfung - Entwurfsmuster): Prüfung des technischen Entwurfs mit Hilfe von

technischen Unterlagen und zusätzlichen Nachweisen durch notifizierte Stelle, KEINE Prüfung eines

Musters.

 Modul C (Konformität mit dem Baumuster auf der Grundlage einer internen Fertigungskontrolle) :

Hersteller erklärt Konformität jedes Gerätes mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung be-

schriebenen Bauart nach interner Produktprüfung, stellt für jedes einzelne Gerät Konformitätserklä-

rung aus und bringt CE-Kennzeichen an. Hersteller hält zudem technische Unterlagen bereit.

 Modul C1 (Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer internen Fertigungskontrolle mit über-

wachten Produktprüfungen): Hersteller erklärt Konformität jedes Gerätes mit der in der EU-Baumus-

terprüfbescheinigung beschriebenen Bauart nach interner Produktprüfung, die Prüfungen finden un-

ter Verantwortung einer notifizierten Stelle statt

 Modul C2 (Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer internen Fertigungskontrolle mit über-

wachten Geräteprüfungen in unregelmäßigen Abständen): Hersteller erklärt Konformität jedes Gerä-

tes mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart nach interner Produktprü-

fung, notifizierte Stelle oder akkreditierte interne Stelle führt in unregelmäßigen Abständen Stichpro-

ben durch.

 Modul D (Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Qualitätssicherung bezogen auf den

Produktionsprozess): Hersteller versichert Konformität jedes Gerätes mit der EU-Baumusterprüfbe-

scheinigung und hält technische Unterlagen bereit. Hersteller betreibt QS-System für Herstellung,

Endabnahme und Prüfung von Geräten. Das QS-System wird durch die notifizierte Stelle bewertet,

die Einhaltung des QS-Systems wird durch die notifizierte Stelle durch Audits und unangemeldete

Besichtigungen überwacht. Hersteller hält notifizierte Stelle über geplante Änderungen des QS-Sys-

tems auf dem Laufenden und notifizierte Stelle überprüft diese.
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 Modul D1 (Qualitätssicherung bezogen auf den Produktionsprozess): Hersteller versichert Konformi-

tät jedes Gerätes mit den Anforderungen der geltenden EU-RL und hält technische Unterlagen be-

reit. Hersteller betreibt QS-System für Herstellung, Endabnahme und Prüfung von Geräten, das QS-

System wird durch die notifizierte Stelle bewertet, Einhaltung des QS-Systems wird durch die notifi-

zierte Stelle durch Audits und unangemeldete Besichtigungen überwacht. Hersteller hält notifizierte

Stelle über geplante Änderungen des QS-Systems auf dem Laufenden und notifizierte Stelle über-

prüft diese

 Modul E (Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Qualitätssicherung bezogen auf das

Gerät): Hersteller versichert Konformität jedes Gerätes mit der EU-Baumusterprüfbescheinigung und

hält technische Unterlagen bereit. Hersteller betreibt QS-System für die Endabnahme des Fertigpro-

dukts und die Prüfung der betreffenden Druckgeräte. QS-System wird durch die notifizierte Stelle

bewertet, Einhaltung des QS-Systems wird durch die notifizierte Stelle durch Audits und unangemel-

dete Besichtigungen überwacht. Hersteller hält notifizierte Stelle über geplante Änderungen des QS-

Systems auf dem Laufenden und notifizierte Stelle überprüft diese.

 Modul E1 (Qualitätssicherung von Endabnahme und Prüfung der Geräte): Hersteller versichert Kon-

formität jedes Gerätes mit den Anforderungen der geltenden EU-RL und hält technische Unterlagen

bereit. Hersteller betreibt QS-System für die Endabnahme des Fertigprodukts und die Prüfung der

betreffenden Druckgeräte. QS-System wird durch die notifizierte Stelle bewertet, Einhaltung des QS-

Systems wird durch die notifizierte Stelle durch Audits und unangemeldete Besichtigungen über-

wacht. Hersteller hält notifizierte Stelle über geplante Änderungen des QS-Systems auf dem Laufen-

den und notifizierte Stelle überprüft diese.

 Modul F (Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Produktprüfung): Hersteller versichert

Konformität jedes Gerätes mit der EU-Baumusterprüfbescheinigung und hält technische Unterlagen

bereit. Notifizierte Stelle prüft Übereinstimmung jedes einzelnen Gerätes mit der EU-Baumusterprüf-

bescheinigung und den Anforderungen der anzuwendenden RL.

 Modul F1 (Prüfung der Produkte): Hersteller versichert Konformität jedes Gerätes mit den Anforde-

rungen der anzuwendenden RL und hält technische Unterlagen bereit. Notifizierte Stelle prüft Über-

einstimmung jedes einzelnen Gerätes ODER nimmt statistische Prüfungen vor (nach Wahl des Her-

stellers).

 Modul G (Konformität auf Grundlage einer Einzelprüfung): Hersteller versichert Konformität jedes

Gerätes mit den Anforderungen der anzuwendenden RL und hält technische Unterlagen bereit, noti-

fizierte Stelle prüft Übereinstimmung jedes einzelnen Gerätes.

 Modul H (Konformität auf der Grundlage einer umfassenden Qualitätssicherung): Hersteller versi-

chert Konformität jedes Gerätes mit den Anforderungen der anzuwendenden RL und hält technische

Unterlagen bereit. Hersteller betreibt ein QS-System für Entwicklung, Herstellung, Endabnahme und

Prüfung der Geräte. Hersteller beantragt bei notifizierter Stelle Bewertung seines QS-Systems und

notifizierte Stelle prüft dieses. Notifizierte Stelle überwacht QS-System durch regelmäßige Audits

sowie unangemeldete Besichtigungen.

Insbesondere die Module, die QS-Systeme des Herstellers in Bezug auf Entwicklung, Fertigung und Prü-

fung von Produkten fordern, sind klar erkennbar auf die Serienfertigung von Produkten ausgerichtet. PtG-

Anlagen sind oft einzelne In-Situ-Anfertigungen mit individuellen Merkmalen, die am Anlagenstandort aus

vielen Teilkomponenten und -baugruppen errichtet werden. Für solche Sonderanfertigungen sind bei Er-

forderlichkeit eines Konformitätsbewertungsverfahrens Einzelprüfungen (Modul G) von Druckgeräten und

Baugruppen (dies kann, wie bereits geschildert, ggf. die gesamte Anlage umfassen) der praktikable Weg.
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Module mit Betrieb eines QS-Systems können in Bezug auf PtG-Anlagen für die Serienfertigung, beispiels-

weise von baugleichen Containerlösungen oder Kleinanlagen für Wohnhäuser sinnvoll sein.

5.2.2.2 Konformitätsbewertungsverfahren nach Druckgeräterichtlinie

Da einige aktuell betriebene PtG-Anlagen aufgrund ihrer Druckbeaufschlagung in der Regel Druckgeräte-

baugruppen enthalten, welche aus diversen Behältern, Rohrleitungen sowie Ausrüstungsteilen bestehen

und zusammen eine funktionale Einheit bilden, oder im Ganzen als solche einzuordnen sind, spielt die

Druckgeräterichtlinie bei der Konformitätsbewertung eine wichtige Rolle. Von daher soll an dieser Stelle

detaillierter auf die Konformitätsbewertung nach vorgenannter Richtlinie eingegangen werden.

Gemäß § 13 der 14. ProdSV sind Druckgeräte und Baugruppen, die Eigenschaften nach Artikel 4 Absatz

1 oder 2 der Druckgeräterichtlinie aufweisen, Konformitätsbewertungsverfahren nach Artikel 14 in Verbin-

dung mit Anhang III der Druckgeräterichtlinie zu unterziehen. Hier sind neben einer Aufzählung der an-

wendbaren Module auch Anforderungen an die Durchführung der Konformitätsbewertungsverfahren zu

finden.

Demnach ist es erforderlich, Druckgeräte zunächst mit Hilfe der in Anhang II der Druckgeräterichtlinie

enthaltenen neun Diagramme in eine von vier Kategorien einzuordnen.

Je höher das dem Druckgerät innewohnende Gefahrenpotential ist, desto höher ist die Nummer der Kate-

gorie (I-IV). Die zu erfüllenden Anforderungen steigen daher auch mit der Nummer der Kategorie. Die

ermittelte Kategorie wiederum ist ausschlaggebend für die Wahl der anzuwendenden bzw. anwendbaren

Module im Konformitätsbewertungsverfahren (siehe zu den Modulen zur Konformitätsbewertung Kapitel

0).

Für die Anwendung der neun Diagramme ist der Druckgerätetyp (Behälter, Rohrleitung, druckhaltendes

Ausrüstungsteil oder Ausrüstungsteil mit Sicherheitsfunktion) aber auch der Aggregatszustand und die

Fluidgruppe der in den betreffenden Druckgeräten bzw. Baugruppen eingesetzten Medien maßgeblich.

Der grundsätzliche Ablauf der Kategorisierung ist in Abb. 5.3 zusammengefasst.

Abb. 5.3 – Schritte bei der Bestimmung der Kategorie von Druckgeräten und Baugruppen nach

Druckgeräterichtlinie. Urheberin: GRS
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Die Kategorisierung von Druckgeräten und damit verbunden von Baugruppen hängt somit von den folgen-

den Faktoren ab:

 Von der Art des aufzunehmenden Fluids,

 dem maximalen zulässigen Betriebsdruck und

 dem Volumen und bei Rohrleitungen bzw. druckhaltenden Ausrüstungsteilen (i.d.R.) vom Nenn-

durchmesser.

 Bei Fluiden der Gruppe 1 handelt es sich um Stoffe und Gemische, welche entsprechend den in Arti-

kel 13 a) der Druckgeräterichtlinie aufgelisteten Klassen physikalischer Gefahren oder Gesundheits-

gefahren nach Anhang I Teile 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung) als

gefährlich eingestuft sind (u. a. instabile, entzündbare, oxidierende und toxische Stoffe/Gemische).

In Gruppe 2 fallen automatisch alle Gase und Flüssigkeiten, die nicht in Gruppe 1 eingeordnet wer-

den können.

 WICHTIG: Setzt sich beispielsweise ein Behälter aus mehreren Kammern zusammen, so sind zu-

nächst die Kategorien der einzelnen Kammern zu bestimmen. Danach wird der Gesamtbehälter in

die Kategorie der am höchsten eingestuften Kammer eingestuft. Befinden sich unterschiedliche Flu-

ide in einer Kammer, so erfolgt die Einstufung der Kammer nach jenem Fluid, welches aufgrund sei-

nes Gefährdungspotentials die höchste Kategorie erfordert (z. B. gasgefüllte Akkumulatoren).

Die in PtG-Anlagen verwendeten Fluide sind in Tab. aufgeführt, wobei nicht zwangsläufig alle Fluide dieser

Aufzählung in jeder PtG-Anlage zum Einsatz kommen müssen.

Auf Basis der ermittelten Fluidgruppe kann mit Hilfe der Kriterien des Artikels 4 der Druckgeräterichtlinie

das jeweils anzuwendende Diagramm des Anhangs II bestimmt werden. Aus dem jeweiligen Diagramm

wird dann durch das Produkt aus Volumen und maximal zulässigem Betriebsdruck bzw. der Nennweite die

Kategorie ermittelt. Jeder der vier Kategorien, in die ein Druckgerät eingeordnet werden kann, sind be-

stimmte Module zur Konformitätsbewertung zugeordnet (siehe zu den Modulen zur Konformitätsbewertung

Kapitel 5.2.2.1).

In Tabelle 5.3 sind die Kriterien zu den einzelnen Diagrammen des Anhangs II der Druckgeräterichtlinie

sowie eine Bewertung, für welche Druckgeräte und Fluide diese gelten können, aufgeführt.

Aus den Diagrammen wird die Kategorie von Druckgeräten abgelesen, die auf die anwendbaren Module

verweisen. Abb. 5.4 – Übersicht der anwendbaren Module zur Konformitätsbewertung innerhalb des An-

wendungsbereichs der Druckgeräterichtlinie 2014/68/EU. Urheberin: GRS nach zeigt, welche Module für

welche Kategorie anwendbar sind. Die jeweilige Vorgehensweise ist im Anhang II der Druckgeräterichtlinie

festgelegt.
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Tab. 5.2 – Fluide in PtG-Anlagen und deren Einordnung nach Art. 13 DGRL

Fluid Einordnung
nach Art. 13

DGRL

Bemerkung

Wasser (H O) Gruppe 2 Verwendung bei der Elektrolyse sowie als Wärmeträger (Kühlung,
Abwärmenutzung).

Keine gefährlichen physikalischen Eigenschaften.

Kalilauge
(KOH)

Gruppe 2 Typischerweise 20%ige Kaliumhydroxidlösung, wird bei der Alkali-
schen Elektrolyse verwendet.

Wirkt korrosiv auf Metalle. Korrosivität ist jedoch nicht in der Auflis-
tung unter Artikel 13 Buchstabe a) der DGRL enthalten.

Thermoöle Gruppe 2 Bei bestimmten Methanisierungsverfahren (z. B. Dreiphasenreaktor)
als Wärmeträgermedium eingesetzt. I.d.R. thermisch stabil im Be-
triebsbereich.

Hoher Flammpunkt (>> 100°C), brennbare Flüssigkeiten nach An-
hang 1 der Verordnung 1272/2008/EG müssen Flammpunkt ≤ 60°C 
haben.

Wasserstoff
(H )

Gruppe 1 Produktgas der Elektrolyse und/oder Eduktgas bei der Methanisie-
rung.

Entzündbares Gas der Kategorie 1 gemäß Nummer 2.2 des An-
hangs 1 der Verordnung 1272/2008/EG.

Sauerstoff
(O )

Gruppe 1 Produktgas der Elektrolyse.

Oxidierendes Gas der Klasse 1 gemäß Nummer 2.4 des Anhangs 1
der Verordnung 1272/2008/EG.

Kohlenstoffdi-
oxid (CO )

Gruppe 2 Eduktgas bei der Methanisierung.

Methan
(CH /SNG)

Gruppe 1 Produktgas der Methanisierung. Entzündbares Gas Kategorie 1 ge-
mäß Nummer 2.2 des Anhangs 1 der Verordnung 1272/2008/EG

Luft Gruppe 2 Nutzung als Instrumentengas (Achtung: die DGRL ist in Bezug auf
Luft nur auf Rohrleitungen und diejenigen Behälter und Baugruppen,
die für einen maximalen zulässigen Betriebsdruck > 30 bar und/oder
eine maximale Betriebstemperatur > 300 °C vorgesehen sind, anzu-
wenden).

Kann als Gas unter Druck gemäß Anhang 1 Nr. 2 der Verordnung
1272/2008/EG eingeordnet werden. Diese Eigenschaft ist jedoch
nicht in der Auflistung unter Artikel 13 Buchstabe a) der DGRL ent-
halten.

Stickstoff (N ) Gruppe 2 Nutzung als Instrumentengas (Achtung: die DGRL ist in Bezug auf
nur auf Rohrleitungen und diejenigen Behälter und Baugruppen,

die für einen maximalen zulässigen Betriebsdruck > 30 bar und/oder
eine maximale Betriebstemperatur > 300 °C vorgesehen sind, anzu-
wenden).

Kann als Gas unter Druck gemäß Anhang 1 Nr. 2 der Verordnung
1272/2008/EG eingeordnet werden. Diese Eigenschaft ist jedoch
nicht in der Auflistung unter Artikel 13 Buchstabe a) der DGRL ent-
halten.
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Module, zwischen denen ein „+“ steht, sind kombiniert anzuwenden. Untereinander dargestellte

Module stellen eine Auswahlmöglichkeit dar. Türkis: Beteiligung einer notifizierten Stelle erforder-

lich; grün: keine Beteiligung einer notifizierten Stelle erforderlich.

Abb. 5.4 – Übersicht der anwendbaren Module zur Konformitätsbewertung innerhalb des Anwen-

dungsbereichs der Druckgeräterichtlinie 2014/68/EU. Urheberin: GRS nach (Druckgeräte Online,

2020)
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„Gute Ingenieurpraxis“

Zu beachten ist, dass Druckgeräte und Baugruppen, die höchstens die Grenzwerte nach Art. 4 Absatz 1

Buchstaben a, b und c sowie Absatz 2 erreichen (also unterhalb der Grenzwerte für die Einordnung in die

niedrigste Gefahrenkategorie I bleiben), lediglich in Übereinstimmung mit der in einem Mitgliedstaat gel-

tenden „guten Ingenieurpraxis“ ausgelegt und hergestellt werden müssen (vgl. Art. 4 Abs. 3 DGRL).

Druckgeräte und Baugruppen, auf die dies zutrifft, dürfen kein Konformitätsbewertungsverfahren nach

DGRL durchlaufen und keine CE-Kennzeichnung nach dieser tragen. Es ist keine Konformitätserklärung

auszustellen. Ihnen ist aber eine ausreichende Betriebsanleitung beizufügen.

Der Begriff der „guten Ingenieurpraxis“ ist in der DGRL nicht definiert. In Leitlinie I-01 zur DGRL wird der

Begriff folgendermaßen konkretisiert:

„Sound engineering practice" means, without prejudice to Article 5, paragraph 1, that such pres-

sure equipment is designed taking into account all relevant factors influencing its safety. Further-

more, such equipment is manufactured, verified and delivered with instructions for use in order to

ensure its safety during its intended life, when used in foreseeable or reasonably foreseeable con-

ditions. The manufacturer is responsible for the application of sound engineering practice.”

(KomNet, 2017)

Baugruppen

Der Umfang einer Baugruppe nach DGRL ist nicht nach oben begrenzt. Kriterien für das Vorliegen einer

solchen Baugruppe sind u. a. ein funktionaler Zusammenhang ihrer Bestandteile (Art. 2 Nr. 6, DGRL)

sowie das Vorhandensein von mindestens 2 Druckgeräten (Borzel, 2020). Prinzipiell erlaubt dies auch das

Zusammenfassen einer ganzen Anlage zu einer Baugruppe (dies ist jedoch immer vom Einzelfall abhän-

gig). Üblicherweise richtet sich die Einteilung von Baugruppen nach DGRL im Anlagenbau danach, welche

funktional zusammenhängenden Einheiten von welchem Hersteller geliefert werden (Farkas, 2020). Diese

können u. U. ihrerseits zu einer übergeordneten Baugruppe zusammengefasst werden. Pumpen, die auf-

grund ihrer beweglichen Teile als Maschinen einzuordnen sind, können als diejenigen Geräte, die den

Druck in einem Rohrleitungssystem (beispielsweise eines Kühlkreislaufs) erzeugen, als Teil einer Bau-

gruppe nach Druckgeräterichtlinie betrachtet werden (Farkas, 2020).

Für Baugruppen ist zu beachten: Falls nicht alle in der Baugruppe verbauten Druckgeräte bereits eine CE-

Kennzeichnung tragen, muss zuerst für diese Druckgeräte das entsprechende Konformitätsverfahren ein-

zeln durchgeführt werden. Erst danach kann die Konformitätsbewertung für die gesamte Baugruppe durch-

geführt werden. Die Bewertung der zusammengesetzten Baugruppe richtet sich nach der höchsten Kate-

gorie der in dieser enthaltenen Druckgeräte, wobei Ausrüstungsteile mit Sicherheitsfunktion nicht berück-

sichtigt werden (Art. 14, Abs. 6, DGRL).

Werden in der Baugruppe Geräte eingebaut, die nicht in den Anwendungsbereich der Druckgeräterichtlinie

fallen, die aber beim Einbau nicht verändert werden (Beispielsweise Funkgeräte zur Fernsteuerung von

Armaturen), haben diese keinen Einfluss auf das Konformitätsbewertungsverfahren der Baugruppe nach

Druckgeräterichtlinie (Farkas, 2020).

Vom Konformitätsbewertungsverfahren formal unabhängig ist die Prüfung der Anlage vor der Inbetrieb-

nahme. Anhang 2 Abschnitt 4 der BetrSichV stellt grundlegende Anforderungen an die Prüfung von Druck-

anlagen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen sowie an wiederkehrende Prüfungen

während des Anlagenbetriebs. Es werden Höchstfristen für WKP sowie Zuständigkeiten zwischen ZÜS

und zur Prüfung befähigter Person festgelegt. Zudem werden an der genannten Stelle auch Anforderungen

an zur Prüfung befähigte Personen gestellt.
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Zu beachten ist, dass für die Prüfung vor Inbetriebnahme von Druckanlagen möglicherweise von den nach

der Druckgeräterichtlinie bewerteten Baugruppen abweichende Einteilungen der Anlage vorgenommen

werden müssen, um die funktionale Prüfung sinnvoll abbilden zu können. Der Verband der TÜV e. V.

(VdTÜV) bietet unter (VdTÜV, 2020) u. a. einige Merkblätter für Prüfungen an Druckbehältern an. Auch

die TRBS 1201-2 zu Prüfungen und Kontrollen bei Gefährdungen durch Dampf und Druck kann eine Hil-

festellung bieten.

Da Konformitätsbewertung der Anlage und Inbetriebnahme sich innerhalb des Gesamtprozesses von Pla-

nung bis Betrieb überlappen, kann eine Abstimmung zwischen notifizierter Stelle und ZÜS sinnvoll sein.

Dies gilt auch im Fall, dass notifizierte Stelle und ZÜS durch dieselbe Institution (z. B. TÜV) repräsentiert

werden. In diesem Fall ist eine interne Unabhängigkeit der zuständigen Personen voneinander zu gewähr-

leisten („4-Augen-Prinzip“).

HINWEIS: Ausführliche Antworten auf spezifische Fragen zur Anwendung der DGRL sind in den „Leitlinien

zur Druckgeräterichtlinie (DGRL) 2014/68/EU“ der Europäischen Kommission enthalten (EU-KOMM,

2018). Die Leitlinien stellen keine rechtsverbindliche Auslegung der DGRL dar, sollen jedoch eine einheit-

liche Anwendung durch alle Betroffenen sicherstellen und geben, sofern nichts anderes angegeben ist, die

übereinstimmende Meinung der Mitgliedsstaaten der EU wieder. Zudem sei auf die „Grundsätze für die

Bewertung von Baugruppen“ verwiesen, die vom europäischen Erfahrungsaustausch der Benannten Stel-

len erarbeitet und vom Verband der TÜV (VdTÜV) herausgegeben wurde (VdTÜV, 2014). Dieses Doku-

ment bezieht sich auf die von der neuen DGRL abgelöste DGRL 97/23/EG, kann aber dennoch Aufschluss

über diverse Fragen geben.

5.2.2.3 Konformitätsbewertungsverfahren nach Maschinenrichtlinie

Neben der DGRL kann die Masch.-RL von Bedeutung für die Konformitätsbewertung von Anlagen bzw.

Anlagenteilen sein, da diese oftmals Maschinen beinhalten. Der Begriff „Maschine“ ist in Artikel 2 Buch-

stabe a) der Masch.-RL folgendermaßen definiert:

 „eine mit einem anderen Antriebssystem als der unmittelbar eingesetzten menschlichen oder tieri-

schen Kraft ausgestattete oder dafür vorgesehene Gesamtheit miteinander verbundener Teile oder

Vorrichtungen, von denen mindestens eines bzw. eine beweglich ist und die für eine bestimmte An-

wendung zusammengefügt sind;

 eine Gesamtheit im Sinne des ersten Gedankenstrichs, der lediglich die Teile fehlen, die sie mit ih-

rem Einsatzort oder mit ihren Energie- und Antriebsquellen verbinden;

 eine einbaufertige Gesamtheit im Sinne des ersten und zweiten Gedankenstrichs, die erst nach An-

bringung auf einem Beförderungsmittel oder Installation in einem Gebäude oder Bauwerk funktions-

fähig ist;

 eine Gesamtheit von Maschinen im Sinne des ersten, zweiten und dritten Gedankenstrichs oder von

unvollständigen Maschinen im Sinne des Buchstabens g, die, damit sie zusammenwirken, so ange-

ordnet sind und betätigt werden, dass sie als Gesamtheit funktionieren;

 eine Gesamtheit miteinander verbundener Teile oder Vorrichtungen, von denen mindestens eines

bzw. eine beweglich ist und die für Hebevorgänge zusammengefügt sind und deren einzige Antriebs-

quelle die unmittelbar eingesetzte menschliche Kraft ist;“

Neben dieser grundlegenden Definition enthält Anhang IV der Masch.-RL eine Liste von Maschinenarten,

deren Gefahrenpotential als besonders hoch eingeschätzt wird (DGUV, 2020). In Anhang V der Masch.-
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RL sind zudem diverse Arten von Sicherheitsbauteilen aufgelistet. Diese Listen beschreiben nicht alle in

den Anwendungsbereich der Masch.-RL fallenden Maschinen und Sicherheitsbauteile, geben aber einen

Überblick darüber, welche Arten gemeint sein können.

In PtGA sind als Maschinen, die per Definition nach der Masch.-RL bewegliche Teile beinhalten müssen,

beispielsweise folgende denkbar, wobei die Anwendbarkeit der Masch.-RL auf die Teile einer Anlage stets

im Einzelfall zu prüfen sind:

 Verdichter,

 Trailerbefüllungsanlagen,

 Hebevorrichtungen und

 diverse Sicherheitseinrichtungen (NOT-HALT-Befehlsgeräte, Logikeinheiten zur Gewährleistung von

Sicherheitsfunktionen, Ableitungssysteme, die eine potenziell gefährliche elektrostatische Aufladung

verhindern, …)

Das Konformitätsbewertungsverfahren nach Masch.-RL ist weniger Komplex gestaltet als das nach DGRL.

Es stehen dem Hersteller nach den in Artikel 12 festgelegten Kriterien die in den Anhängen VIII, IX und X

konkret beschriebenen Konformitätsbewertungsverfahren zur Verfügung (siehe Abb. 5.5)

Anhang I der Masch.-RL beinhaltet die grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen

für Konstruktion und Bau von Maschinen, die durch den Hersteller / Errichter zu erfüllen sind.

Zur Anwendung der Masch.-RL und für ausführliche Informationen zu dieser sei zudem auf den unter (EU-

KOMM, 2019) abrufbaren Leitfaden der Europäischen Kommission verwiesen.
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Abb. 5.5 – Übersicht anwendbarer Module zur Konformitätsbewertung nach Maschinenrichtlinie

2006/42/EG. Urheberin: GRS

5.2.3 EU-Konformitätserklärung

In der EU-Konformitätserklärung bestätigt der Hersteller die Konformität seines Produktes mit den Anfor-

derungen der für dieses Produkt einschlägigen EU-Richtlinien/EU-Verordnungen.

Gelten für ein Produkt mehrere EU-Richtlinien / Verordnungen der EU, in denen eine Konformitätserklä-

rung vorgeschrieben ist, ist eine einzige Konformitätserklärung auszustellen, in der alle geltenden EU-

Richtlinien/EU-Verordnungen anzugeben sind. Diese Konformitätserklärung kann aus einem Dossier be-

stehen, das alle maßgeblichen einzelnen Konformitätserklärungen enthält (EU-KOMM, 2014, S. 57).

Für die Gestaltung der Konformitätserklärung gibt es keine feste Vorgabe, sie bleibt dem Hersteller grund-

sätzlich freigestellt. Er muss jedoch die Anforderungen an deren Inhalt beachten. Diese Anforderungen

sind in den einschlägigen EU-Richtlinien / Verordnungen der EU (vgl. Kap. 5.2.1) enthalten (siehe Tab.

8.1).

Als Beispiel ist das Muster, das in der DGRL enthalten ist, in Anhang Anhang G dieses Leitfadens enthal-

ten.
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Tab. 5.4 – Übersicht der Fundstellen von Muster-Konformitätserklärungen in den

einschlägigen EU-Richtlinien

EU-Richtlinie/-Verordnung Anforderungen an Inhalt

der Konformitätserklärung

festgelegt in

Niederspannungsrichtlinie (2014/35/EU) Anhang IV

Richtlinie über einfache Druckbehälter (2014/29/EU) Anhang IV

Maschinenrichtlinie (2006/42/EG) Anhang II

ATEX-PRL (2014/34/EU) Anhang X

Druckgeräterichtlinie (2014/68/EU) Anhang IV

EMV-Richtlinie (2014/30/EU) Anhang IV

RL über Messgeräte (2004/22/EG) -

Ökodesign-Richtlinie (2009/125/EG) Anhang VI

Outdoor-RL (2000/14/EG) Anhang II

Funkanlagen-RL (2014/53/EU) Anhang VI

Bauprodukteverordnung (Verordnung (EU) Nr. 305/2011) -

5.2.4 CE-Kennzeichnung

Hat der Hersteller durch das Konformitätsbewertungsverfahren die Konformität seines Produkts mit den

Anforderungen der auf dieses anzuwendenden EU-Richtlinien / Verordnungen der EU nachgewiesen,

bringt er die CE-Kennzeichnung an (s. § 7 Abs. 1 und 3 bis 5 des ProdSG und Artikel 30 der EU-Verord-

nung 765/200865).

Die CE-Kennzeichnung stellt damit die Versicherung des Herstellers über die Konformität des Produkts

mit den Anforderungen der geltenden EU-Richtlinien / Verordnungen der EU dar.

Ob eine notifizierte Stelle am Konformitätsbewertungsverfahren für das Produkts beteiligt war, lässt sich

anhand der neben der CE-Kennzeichnung angegebenen vierstelligen Kennnummer nachvollziehen66

(siehe Abb. 5.6).

65 Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des europäischen Parlaments und des Rates vom 09. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkre-

ditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung

(EWG) Nr. 339/93 des Rates

66 Gilt bei Druckgeräten/ Baugruppen nur, wenn die notifizierte Stelle in der Phase der Fertigungskontrolle tätig war (Art. 19 IV DGRL)
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Abb. 5.6 – Beispielhafte Darstellung des Typenschildes eines Druckgeräts mit CE-Kennzeichnung

und Kennnummer der notifizierten Stelle links oben (Druckgeräte Online, 2020)

Das Aussehen der CE-Kennzeichnung ist in Anhang II der Verordnung 765/2008 definiert (siehe Abb. 5.7).

Bei Vergrößerung oder Verkleinerung sind die vorgegebenen Proportionen einzuhalten, zudem ist eine

Mindesthöhe von 5 mm vorgeschrieben. Kennzeichnungen, die den Anforderungen der Verordnung

765/2008 nicht entsprechen, sind nicht gültig. Zudem ist das Anbringen von Kennzeichnungen, Zeichen

oder Aufschriften, deren Bedeutung oder Gestalt von Dritten mit der Bedeutung oder Gestalt der CE-Kenn-

zeichnung verwechselt werden kann, untersagt.

Abb. 5.7 – Schriftbild der CE-Kennzeichnung, wie es in Anhang II der

EU-Verordnung 765/2008 vorgegeben ist.

5.3 Risikobeurteilung (Risikoanalyse und -bewertung)

Die Sicherheit und der Schutz bei der Benutzung eines Produkts ist ein hohes Gut in der europäischen

Union. Der Umgang mit Risiken, die von einem Produkt ausgehen, ist daher ein zentraler Aspekt der Pro-

duktsicherheit. Das ProdSG fordert folgerichtig, dass Produkte nur auf dem Markt bereitgestellt werden

dürfen, wenn sie die Gesundheit und Sicherheit von Personen bei bestimmungsgemäßer oder vorherseh-

barer Verwendung nicht gefährden (vgl. § 3 ProdSG). Entsprechende Anforderungen werden insbesondere

durch die Rechtsverordnungen (ProdSV) festgelegt, die EU-Recht in nationales Recht umsetzen (vgl. § 3

Abs. 1 und § 8 ProdSG). An einigen Stellen verweisen die ProdSV auf die entsprechenden EU-Richtlinien.

Diese wiederum fordern die Erstellung einer Risikobeurteilung für das Produkt. Unter anderem für Pro-

dukte, die unter den Anwendungsbereich der folgenden EU-Richtlinien fallen, ist die Risikobeurteilung

demnach Pflicht:
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 Maschinenrichtlinie 2006/42/EG

 Druckgeräterichtlinie 2014/68/EU

 Niederspannungsrichtlinie 2014/35/EU

 EMV-Richtlinie 2014/30/EU

 Richtlinie über einfache Druckbehälter 2014/29/EU

 ATEX-Richtlinie 2014/34/EU

Konkret fordern die oben genannten Richtlinien folgendes:

Nach Anhang I, 3. Vorbemerkung der Druckgeräterichtlinie hat der Hersteller eine Analyse der Gefahren

und Risiken vorzunehmen, um die mit seinem Gerät verbundenen druckbedingten Gefahren und Risiken

zu ermitteln, er muss das Gerät dann unter Berücksichtigung seiner Analyse auslegen und bauen.

Zu erfüllende Sicherheitsanforderungen sind in Anhang I der Richtlinie aufgeführt. Hierzu zählen beispiels-

weise die Druckfestigkeit und Belastbarkeit, Sicherheit bei der Handhabung und Betrieb, Vorkehrungen für

die Inspektion, Entleerungs- und Entlüftungsmöglichkeiten, Korrosion und andere chemische Einflüsse,

Verschleiß und Werkstoffe.

Nach Anhang I Nr. 1 der allgemeinen Grundsätze der Maschinenrichtlinie hat der Hersteller einer Maschine

dafür zu sorgen, dass eine Risikobeurteilung vorgenommen wird, um die für die Maschine geltenden Si-

cherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen zu ermitteln. Die Maschine muss dann unter Berücksich-

tigung der Ergebnisse der Risikobeurteilung konstruiert und gebaut werden.

Zu erfüllende Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen für Konstruktion und Bau von Maschinen

sind in Anhang I der Richtlinie aufgeführt. Hier sind u. a. Risiken (Kap. 1.3 und 1.5) genannt, für die Schutz-

maßnahmen einzurichten sind. Weitere Themen sind u. a. Materialien, Handhabung, Ergonomie, Sicher-

heit und Zuverlässigkeit von Steuerungen und Schutzeinrichtungen.

In Anhang III der Niederspannungsrichtlinie wird die Durchführung einer Risikoanalyse und -bewertung im

Rahmen der internen Fertigungskontrolle (Modul A) gefordert.

In Anhang II und III der EMV-Richtlinie wird die Durchführung einer Risikoanalyse und -bewertung im

Rahmen der internen Fertigungskontrolle (Modul A) und der EU-Baumusterprüfung (Modul B) gefordert.

Im Anhang II der Richtline über einfache Druckbehälter wird die Durchführung einer Risikoanalyse und -

bewertung im Rahmen der EU-Baumusterprüfung (Modul B) gefordert.

In den Anhängen III, VIII und IX der ATEX-Richtlinie wird die Durchführung einer Risikoanalyse und -

bewertung im Rahmen der EU-Baumusterprüfung (Modul B), der internen Fertigungskontrolle (Modul A)

und der Einzelprüfung (Modul G) gefordert.

5.3.1 Vorgehen

Der Hersteller muss zunächst die Grenzen seines Produkts (etwa anhand der Spezifikation) festlegen.

Hierzu können räumliche, energetische, stoffliche oder zeitliche (d. h. innerhalb des Produktlebenszyklus
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definierbare) Grenzen oder Verwendungsgrenzen zählen (BAuA, 2016). Anschließend identifiziert er die

mit dem Produkt verbundenen Gefahren. Mögliche Gefahren können sein:

 Mechanische Gefahren wie Stoßen, Quetschen, Einziehen durch rotierende Teile

 Elektrische Gefahren, z. B. durch Stromschläge

 Thermische Gefahren etwa durch heiße Oberflächen

 Gefahren durch Druck etwa durch berstende Behälter

 Lärmgefahren

 Chemische Gefahren z. B. durch Verätzung oder Vergiftung

 Gefährdungen durch Missachten ergonomischer Gestaltungsgrundsätze

Zur Ermittlung stehen Checklisten, beispielsweise für Maschinen in der DIN EN ISO 12100 im Anhang B

zur Verfügung (DIN, 2011). Die BAuA bietet darüber hinaus in einem „Unterstützungsmodul Risikobeurtei-

lung“ diverse Gefährdungskataloge, etwa zu mechanischen oder elektrischen Gefahren, an (Barth,

Hamacher, Wienhold, Höhn, & Lehder, 2009). In den Sicherheitsnormen finden sich Gefährdungslisten,

welche Gefährdungen durch entsprechende Schutzmaßnahmen beseitigt oder verringert werden können

(BAuA, 2016). Die BAuA verweist außerdem auf die beiden analytischen Verfahren der Fehlerbaumana-

lyse und der Ereignisablaufanalyse, um Gefahren zu ermitteln. Die Fehlerbaumanalyse ist ein rückwärts-

gewandtes (deduktives) Verfahren, bei dem ausgehend von einem Ereignis mögliche Ursachen ermittelt

werden. Die Ereignisablaufanalyse ist ein vorwärts gerichtetes (induktives) Verfahren. Hier werden ausge-

hend von einer Ursache die möglichen Folgen ermittelt. Die beiden Verfahren finden bspw. in der Verfah-

renstechnik Anwendung (BAuA, 2012).

Die ermittelten Gefahren werden nun bzgl. des Risikos eingeschätzt („Risikoeinschätzung“). Nach § 2 Nr.

23 ProdSG ist Risiko definiert als die Kombination aus der Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gefahr und der

Schwere des möglichen Schadens. Das Risiko setzt sich demnach aus zwei Komponenten zusammen.

Zum einen ist abzuschätzen, wie schwerwiegend und wie umfangreich ein möglicher Schaden sein kann.

Tritt eine reversible Verletzung ein, die nach gewisser Zeit abheilt oder entstehen irreversible Schäden wie

der Verlust von Gliedmaßen bis hin zum Tod? Ist lediglich eine Person betroffen oder können ganze Grup-

pen betroffen sein? Die zweite Komponente ist die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt der Gefahr. Wie

häufig ist der Bediener der Maschine dieser Gefahr ausgesetzt? Wie häufig tritt ein Ereignis, das eine

Gefahr birgt, ein? Ein verbreitetes Verfahren zur Risikoeinschätzung ist die Fehlermöglichkeits- und -ein-

flussanalyse (FMEA), die sich insbesondere in der Automobilindustrie und der Luftfahrt etabliert hat.

Die Festlegung der Grenzen des Produkts, die Identifizierung der Gefahren und die Einschätzung der

Risiken werden unter dem Begriff „Risikoanalyse“ zusammengefasst (STMWI, 2019).

Im nächsten Schritt werden die Risiken und ggf. vorhandene, anwendbare harmonisierte Normen gegen-

übergestellt. Eine erste Anlaufstelle für einen Überblick über die zu den jeweiligen Richtlinien existierenden

Normen bietet die BAuA in ihrem Normenverzeichnis (BAuA, 2020). Alternativ ist auf der Seite der Euro-

päischen Kommission ein Verzeichnis aller harmonisierten Normen zu finden (EU-Komm, 2020).

Es stehen diverse Obergruppierungen zur Auswahl, unter denen die verschiedenen Richtlinien gelistet

sind. Für Power-to-Gas-Anlagen findet sich unter dem Oberbegriff „Mechanical engineering and means of

transport“ zum einen „Machinery (MD)“, also die harmonisierten Normen zur Maschinenrichtlinie, und
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„Pressure equipment“, also jene Normen zur Druckgeräterichtlinie. Wird eine Norm ausgewählt, steht auf

der Seite eine „Summary list“ zur Verfügung, in der sämtliche mit der jeweiligen Richtlinie in Zusammen-

hang stehenden Normen aufgelistet sind. Wenn Risiken durch die Anwendung der Normen adressiert und

somit beseitigt werden können, so dass das Produkt die Anforderungen der jeweiligen EU-Richtlinien er-

füllt, kann von einer Produktkonformität ausgegangen werden. Der Hersteller kann die Konformität durch

entsprechende Prüfberichte, Messprotokolle o.ä. nachweisen (STMWI, 2019). In dem Fall spricht man von

einer „Konformitätsvermutung“.

Allerdings befreit die Anwendung harmonisierter Normen nicht von der Betrachtung der „wesentlichen An-

forderungen“ der EU-Richtlinien. Sie sind technische Hilfsmittel, um die gesetzlichen Anforderungen zu

erfüllen (Europäische Kommission, 2016). Ein Hersteller kann demnach nicht davon ausgehen, dass alle

möglichen Risiken im Zusammenhang mit seinem Produkt durch entsprechende Normen abgedeckt sind.

Es ist unbedingt notwendig, eine sorgfältige Risikoanalyse durchzuführen, um alle Risiken identifizieren

und geeignete Maßnahmen ergreifen zu können.

Sind Risiken nicht in harmonisierten Normen berücksichtigt, muss eine ausführliche Risikobewertung vom

Hersteller selbst vorgenommen werden. Bei der Risikobewertung schätzt der Hersteller die Gefahren unter

Berücksichtigung von Ausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit ein und bewertet, ob ein Risiko vertretbar

ist oder ob eine Risikoreduzierung durch geeignete Maßnahmen notwendig ist. Hier können bspw. das

Verfahren nach Nohl („Risikomatrix“) oder der Entscheidungsbaum nach DIN EN ISO 13849-1 angewendet

werden (DIN, 2016), (BAuA, 2020). Bei der Risikominderung ist ein dreistufiges Verfahren anzuwenden:

1. Eigensichere Konstruktion

Geeignete Konstruktionen zeichnen sich dadurch aus, dass Gefahren so gut wie möglich vermieden

werden bzw. gar nicht erst entstehen können (etwa durch die Vermeidung von Quetschstellen)

2. Technische und ergänzende Schutzmaßnahmen

Ist eine eigensichere Konstruktion nicht möglich, sind Schutzmaßnahmen vorzusehen (etwa durch

Lichtschranken zur automatischen Abschaltung, wenn der Bediener in den Arbeitsbereich einer Ma-

schine gerät)

3. Bedienerinformationen

Werden durch die Stufen eins und zwei keine ausreichenden Risikominderungen erreicht, muss der

Bediener über das Restrisiko informiert werden. Darüber hinaus sind Maßnahmen vorzusehen,

durch die das Restrisiko weiter vermindert werden kann (etwa durch das Tragen von persönlicher

Schutzausrüstung)

Die Risikoeinschätzung, -bewertung und -minderung sind zu wiederholen, bis jedes identifizierte Risiko

auf ein vertretbares Maß reduziert wurde. Sollten sich durch die Maßnahmen zur Risikominderung neue

Risiken ergeben, müssen diese das Verfahren ebenfalls durchlaufen.

Die Begrifflichkeiten sind mitunter schwierig voneinander abzugrenzen, so dass es im Sprachgebrauch

schnell zu Missverständnissen kommen kann. Die nachfolgende Graphik (Abb. 5.8) zeigt das Vorgehen

und hilft bei der richtigen Verwendung der verschiedenen Begriffe.

5.3.2 Dokumentation

Die Risikobewertung muss dokumentiert werden (STMWI, 2019). Einige Beispiele wurden in den entspre-

chenden Passagen dieses Kapitels bereits benannt. Einen Überblick über mögliche Verfahren, die die

vorgenommene Risikobeurteilung dokumentieren, gibt der Leitfaden der BAuA zur Risikobeurteilung im

Maschinenbau (BAuA, 2012).
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Abb. 5.8 – Vorgehen bei der Risikobeurteilung (STMWI, 2019)
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5.3.3 Verweise

Speziell für die Risikobeurteilung von Maschinen gibt es einen Leitfaden der Berufsgenossenschaft Roh-

stoffe und chemische Industrie (BG RCI). Dort sind weitere Details für die Anwendung der Maschinenricht-

linie enthalten (BG RCI, 2019). Hierfür sei für Hersteller von Maschinen insbesondere auf die Norm DIN

EN ISO 12100 – „Sicherheit von Maschinen – Allgemeine Gestaltungsleitsätze – Risikobeurteilung und

Risikominderung“ verwiesen. Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und

Energie hat ein Merkblatt zur Sicherheit von Druckgeräten herausgegeben (STMWI, 2019b).

In dem weiten Teilen dieses Kapitels zugrunde gelegten Merkblatt zur Risikoanalyse und -bewertung des

Ministeriums befindet sich neben dem allgemeinen Teil ein Abschnitt spezifisch zu den Besonderheiten

der EMV-Richtlinie (STMWI, 2019).

5.3.4 Besonderheiten beim Probebetrieb

Im Rahmen von Errichtung und Inbetriebsetzung der PtG-Anlage erfolgt auch ein Probebetrieb, im Rahmen

dessen Funktionen und Eigenschaften überprüft und Fehler erkannt und beseitigt werden können. Dieser

Probebetrieb liegt im Verantwortungsbereich des Herstellers, auch wenn er auf dem Gelände des Betrei-

bers durchgeführt wird. Nach (DGUV, 2019) ist das eingesetzte Personal im Probebetrieb besonderen

Gefährdungen und einem höheren Risiko ausgesetzt, welches aus der üblicherweise höheren Beanspru-

chung des Personals resultiert (unvorhergesehene Probleme, Zeitdruck, Ermüdung, Lärm, ungünstige kli-

matische Bedingungen, schwierige Kommunikation), der gegenseitigen Gefährdung, da unterschiedliche

Gruppen oft gleichzeitig arbeiten müssen, sowie eventuell noch fehlerhafter Technik und unwirksamen

oder ungeeigneten Schutzeinrichtungen. Da dieses Thema üblicherweise nicht in Regelwerken behandelt

wird, hat die DGUV hierzu einen Überblicksbericht verfasst, der zu finden ist unter

https://publikationen.dguv.de/widgets/pdf/download/article/3644.

6 Anforderungen an Komponenten, Bauteile und Systeme von PtG-Anlagen

In diesem Kapitel wird zunächst eine Übersicht über allgemein für Elektrolyseure und Methanisierungsan-

lagen anzuwendende technische Regeln gegeben. Außerdem werden einige technische Themen disku-

tiert, die für PtG-Anlagen als relevant angesehen werden. Hierzu zählen

 Diskussion der Besonderheiten bei einer Einstufung der PtG-Anlage als Energieanlage

 Stromnetzanschluss: Anzuwendende Regelwerke für den Netzbezug von PtG-Anlagen

 Eintragung der Anlage als Gaserzeugungsanlage ins Marktstammdatenregister

 Anforderungen, die sich aufgrund unterschiedlicher Betriebsweisen ergeben

 Eichpflichtige Messtechnik, die vor allem für den Nutzungszweig der Einspeisung ins Erdgasnetz,

aber auch für die Einspeisung in private Netze und die Abgabe von Wasserstoff aus Trailern relevant

sein kann

Während die vorangegangenen Kapitel eine klare Trennung zwischen Anforderungen an den Betrieb und

Anforderungen an die Herstellung aufzeigen, gilt dies für die nachfolgenden Abschnitte nicht. Hier sind

themenbezogen sowohl Anforderungen für Hersteller als auch für Betreiber zu finden. Es werden sowohl

technische Regeln (DIN, VDE, DVGW, etc.) als auch rechtliche Gesetze und Verordnungen (national und

EU) genannt, die sowohl für die Herstellung als auch den Betrieb der Anlage relevant sein können.
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6.1 Elektrolyseure

Um Elektrolyseure nach dem Stand der Technik zu bauen, existieren seit 2019 die Normen

 ISO 22734:2019-09 „Wasserstofferzeuger auf der Grundlage der Elektrolyse von Wasser – industri-

elle, gewerbliche und häusliche Anwendungen“

 ISO 16110-1:2007-03 „Wasserstofferzeuger auf der Grundlage von Brennstoffspaltungsverfahren,

Teil 1: Sicherheit“

 ISO/TR 15916:2015-12 „Grundsätzliche Betrachtungen zur Sicherheit von Wasserstoffsystemen“

Darüber hinaus ist beim VDI eine Richtlinie für Power-to-X-Anlagen in Arbeit (VDI 4635), deren Fertigstel-

lung für 2022 geplant ist (VDI, 2020).

Zur Kennzeichnung von Komponenten und Systemen von PtG-Anlagen hat der VGB Powertech e.V. eine

entsprechende Richtlinie veröffentlicht:

 Anwendungsrichtlinie Teil 41: Power to Gas (VGB, 2018)

Für Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Druckgeräterichtlinie fallen, findet die DIN EN 13445

„Unbefeuerte Druckbehälter“ Anwendung. Darüber hinaus existiert das AD-2000-Regelwerk, das alle dort

enthaltenen grundlegenden Sicherheitsanforderungen konkretisiert.

Darüber hinaus könnten folgende Normen von Interesse sein:

 DIN EN 764: Druckgeräte

 DIN EN 13445: Unbefeuerte Druckbehälter

6.2 Methanisierungsanlagen

Beim VDI ist aktuell eine Richtlinie für Power-to-X-Anlagen in Arbeit (VDI 4635), die sich auch mit Metha-

nisierungsanlagen beschäftigen wird. Ihre Fertigstellung ist für 2022 geplant (VDI, 2020).

Zur Kennzeichnung von Komponenten und Systemen von PtG-Anlagen hat der VGB Powertech e.V. eine

entsprechende Richtlinie veröffentlicht:

 Anwendungsrichtlinie Teil 41: Power to Gas (VGB, 2018)

6.3 Energieanlagen

In Kap. 3.2.1 wird beschrieben, unter welchen Voraussetzungen PtG-Anlagen als Energieanlage einge-

stuft werden können und unter welchen Voraussetzungen dies aktuell (Stand 2020) nicht möglich ist.

Die Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dies

wird bei Energieanlagen im Bereich Gasversorgung vermutet, wenn die technischen Regeln des DVGW

eingehalten werden. Hier wird auf die technische Selbstverwaltung durch den DVGW vertraut. Zudem kann

die nach Landesrecht zuständige Behörde (Energieaufsichtsbehörde, siehe hierzu Kap. 8.4) im Einzelfall

die zur Sicherstellung der Anforderungen an die technische Sicherheit von Energieanlagen erforderlichen

Maßnahmen treffen (§ 49 Nr. 5 EnWG). Die Betreiber von Energieanlagen haben auf Verlangen der nach
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Landesrecht zuständigen Behörde Auskünfte über technische und wirtschaftliche Verhältnisse zu geben,

die zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 49 Nr. 5 EnWG erforderlich sind. Die Energieaufsicht prüft

Anlagen in der Regel nur, wenn ein konkreter Anlass dazu besteht.

Die Einstufung als Energieanlage führt dazu, dass für bestimmte Druckgefährdungen eine Ausnahme der

Überwachungsbedürftigkeit nach BetrSichV besteht, was ggf. auch von der Erlaubnispflicht befreit. Auch

wenn die Erlaubnispflicht und weitere Vorschriften der BetrSichV an überwachungsbedürftige Anlagen (§§

15-18 BetrSichV) nicht greifen, gelten die sonstigen Verpflichtungen für Arbeitsmittel aus der BetrSichV

auch für Energieanlagen. Hierzu zählen die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung, die Ableitung

von Schutzmaßnahmen sowie Vollzugsregelungen und Schlussvorschriften (Abschnitt 1, 2, 4, 5 und zuge-

hörige Anhänge der BetrSichV). Die Ausnahme von der Überwachungsbedürftigkeit (und ggf. Erlaubnis-

pflicht) gilt jedoch nicht für Anlagen mit Explosionsgefährdungen. Diese sind im ProdSG unter dem Buch-

staben f gelistet und werden auch bei Einstufung als Energieanlage nicht ausgenommen. Somit ist in die-

sem Fall eine doppelte Einstufung als überwachungsbedürftige Anlage in Hinblick auf Explosionsgefähr-

dungen nach ProdSG und als Energieanlage nach EnWG möglich. In diesem Fall muss die PtG-Anlage

also sowohl die Anforderungen der BetrSichV bzgl. Explosionsgefährdungen erfüllen als auch die Anfor-

derungen des DVGW-Regelwerks. Bzgl. Explosionsschutz bezieht sich das DVGW-Regelwerk auf die Be-

trSichV und stellt keine eigenen Anforderungen. Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Teile der PtG-

Anlage, die zur Energieanlage bzw. zur überwachungsbedürftigen Anlage zählen, weder deckungsgleich

sein müssen noch die gesamte PtG-Anlage ausmachen müssen.

Seitens DVGW wird aktuell eine neue technische Regel erarbeitet, welche Komponenten über die Gas-

netzeinspeiseanlage hinaus beinhaltet. Diese trägt den Titel „G 220, Power-to-Gas Energieanlagen: Pla-

nung, Fertigung, Errichtung, Prüfung, Inbetriebnahme und Betrieb“. Ihr Anwendungsbereich beinhaltet die

Elektrolyseanlage, die Methanisierungsanlage, eine mögliche Wärmeauskopplung und Medienversorgung

(Wasser, Strom, ggf. Wärme, etc.), die eichpflichtige Messung und die Verdichtung inkl. Regelstrecke. Die

Einspeiseanlage inkl. Odorierung fällt in den Anwendungsbereich der G 265-367. Darüberhinausgehende

Anlagenteile (z. B. Speichertanks, Trailerbefüllung, Anschluss an Industrieanlage, Tankstellen/Gasfüllan-

lagen) fallen nicht in den Anwendungsbereich der G 220. Da jedoch bisher nur einzelne PtG-Anlagen als

Energieanlagen eingestuft wurden, hat sich auch in Bezug auf den tatsächlichen Anwendungsbereich noch

keine Praxis etabliert. Um diese Frage zu klären, wäre zunächst zu diskutieren, welche Teile der PtG-

Anlage notwendig sind, um die Schutzziele des EnWG zu erfüllen und basierend darauf der aus Sicht des

EnWG relevante Anwendungsbereich für PtG-Anlagen, die als Energieanlagen eingestuft werden können,

festzulegen. Die G 220 eignet sich ungeachtet der Einstufung der Anlage bzw. Anlagenteile als Energie-

anlage in jedem Fall als Orientierungshilfe, insbesondere bei fehlenden Vorgaben durch vergleichbare

Regelwerke.

Für Energieanlagen über 16 bar ist der Vorhabenträger verpflichtet, das Vorhaben anzuzeigen (Anzeige-

pflicht), § 5 GasHDrLtgV (siehe hierzu auch Kap. 6.6.1). Für Anlagen mit geringerem Druck bedarf es

keiner Anzeige bei der Energieaufsicht.

6.4 Stromnetzanschluss

Der Energiebezug von PtG-Anlagen erfolgt in der Regel durch einen Anschluss an das Stromnetz der

allgemeinen Versorgung. Alternativ können PtG-Anlagen direkt von Stromerzeugungsanlagen gespeist

werden, z. B. durch Windenergieanlagen oder Anlagen der thermischen Abfallverwertung. Vorteile dieser

67 DVGW Merkblatt G 265-3, Anlagen für die Einspeisung von Wasserstoff in Gasversorgungsnetze; Planung, Fertigung, Errichtung,

Prüfung, Inbetriebnahme und Betrieb
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Konzepte können beispielsweise die Vermeidung von Netzentgelten, die ausschließliche Nutzung Erneu-

erbarer Energien oder die Reduzierung des erforderlichen Stromnetzausbaus sein. Im Folgenden werden

die Regelwerke und Bedingungen für den Anschluss an das Netz der allgemeinen Versorgung dargestellt.

Die übergeordneten Regelwerke zum Stromnetzzugang sind

 die EU-Richtlinie für den Elektrizitätsbinnenmarkt 2009/72/EG68 (insb. Artikel 5)

 das EnWG (insb. §§ 19 und 49)

 die Verordnung (EU) 2016/138869

Die übergeordneten Regelwerke werden durch Richtlinien und Anwendungsregeln von Fachverbänden

(VDE, FNN, BDEW) sowie durch Normen konkretisiert. Durch die Regelwerke wird gewährleistet, dass die

Anforderungen an die Spannungsqualität in normalen Betriebsbedingungen gemäß DIN EN 50160 (Merk-

male der Spannung in öffentlichen Elektrizitätsversorgungsnetzen) eingehalten werden. In den Techni-

schen Anschlussregeln (TAR) des VDE werden die wesentlichen technischen Anforderungen für Kunden-

anlagen gestellt. Diese sind nach Spannungsstufen aufgeteilt und im April 2019 neu erschienen. Sie lösen

einige bisher gültige Regelwerke wie den TransmissionCode ab und gelten (bis auf die Niederspannung)

für Lasten und Erzeuger. Die aktuell gültigen TAR sind:

 TAR Höchstspannung (VDE-AR-N 4130)

 TAR Hochspannung (VDE-AR-N 4120)

 TAR Mittelspannung (VDE-AR-N 4110)

 TAR Niederspannung (Lasten: VDE-AR-N 4100, Erzeuger: VDE-AR-N 4105)

Weitere technische Anforderungen sowie die Handlungspflichten von Anschlussnehmern stellen letztend-

lich die Netzbetreiber, was in Form von Technischen Anschlussbedingungen (TAB) auf Basis der TAR

umgesetzt ist. Die anzuwendenden TAB sind in der Regel auf der Internetseite des zuständigen Netzbe-

treibers zu finden.

In den TAR und TAB werden vielfältige technische Anforderungen an die Kundenanlage gestellt. Diese

betreffen bspw. die Betriebsspannung, Kurzschlussströme, die Schutzauslegung, das Blindleistungsver-

halten sowie Netzrückwirkungen wie schnelle Spannungsänderungen, Flicker, Oberschwingungen und

Kommutierungseinbrüche. Außerdem sind die zu prüfenden Inhalte und die erforderlichen Teilnehmer der

Abnahme und Inbetriebnahme des Netzanschlusses bzw. der Übergabestation definiert und die Inbetrieb-

setzung des Netzanschlusses bzw. der Übergabestation geregelt. Gemäß Kapitel 4.2.5 der TAR Mit-

telspannung müssen folgende netzvertriebliche Voraussetzungen für die Inbetriebnahme des Netzan-

schlusses erfüllt sein:

68 Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den

Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG

69 Verordnung (EG) 2016/1388 der Kommission vom 17. August 2016 zur Festlegung eines Netzkodex für den Lastanschluss
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 Netzanschlussvertrag zwischen Anschlussnehmer und Netzbetreiber

 Netznutzungs- und Anschlussnutzungsvertrag (ANV) zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber

 Anmeldung der Entnahmestelle beim Netzbetreiber durch den Stromlieferanten

Inhalte des Netzanschlussvertrags sind der Anschlusspunkt und die Spannungsebene, die Übergabestelle

und Eigentumsgrenze, die Anschlussleistung, Lieferspannung und Messspannung sowie die Aufteilung

Kosten. Von Niederspannungsanlagen sind, statt den Bedingungen eines ANV, die Regelungen der Nie-

derspannungsanschlussverordnung70 zu erfüllen.

Die Festlegung des Netzverknüpfungspunkts – und damit auch der Spannungsebene des Netzanschlusses

– ist in den TAB des zuständigen Netzbetreibers beschrieben. Sie erfolgt primär auf Basis der aufsum-

mierten Anschlussleistung und der am Anlagenstandort vorhandenen Netzinfrastruktur. So kann der Leis-

tungsbezug einer modular aufgebauten PtG-Anlage mit einer Vielzahl von Niederspannungsgleichrichtern

und Niederspannungselektrolyseuren aufsummiert ggf. einen Anschluss an die Mittelspannungsebene er-

fordern. Die Kosten des MS/NS-Transformators sind in dem Fall vom Anschlussnehmer zu tragen.

Von den Maßnahmen die notwendig sind, um die technischen Anforderungen für den Netzanschluss ein-

zuhalten, sind für PtG-Anlagen mit der für die Elektrolyse notwendigen Gleichrichtung insbesondere die

Blindleistungskompensation und die Filterung der Oberwellen hervorzuheben. Insgesamt ist dafür ein ge-

wisser technischer Aufwand einzuplanen, jedoch können nach Ansicht des PORTAL GREEN Konsortiums

die Anforderungen mit am Markt erhältlichen und bewährten Technologien eingehalten werden. Ist die

PtG-Anlage nicht am Netz der allgemeinen Versorgung angeschlossen, sondern wird direkt von Stromer-

zeugungsanlagen versorgt, ist ggf. eine stärkere Blindleistungskompensation erforderlich (Farkas, 2020).

Gleichzeitig können die Anforderungen an die Filterung ggf. geringer sein.

6.5 Eintragung im Marktstammdatenregister

PtG-Anlagen müssen, abhängig vom Strom- und Gasnetzanschluss, ggf. als Gaserzeugungseinheiten o-

der Stromverbrauchseinheiten im Marktstammdatenregister eingetragen werden. Das Marktstammdaten-

register erfasst die Stammdaten der Marktakteure und Anlagen der leitungsgebundenen Energieversor-

gung im Strom- und Gasmarkt. Zu den Stammdaten zählen Standortdaten, Kontaktinformationen, techni-

sche Anlagendaten, Unternehmensform, technische Zuordnung, etc. (BNetzA, 2018)

Damit soll eine Vereinfachung von behördlichen und privatwirtschaftlichen Meldungen, eine Reduzierung

der Zahl der Register, in denen Akteure und Anlagen gemeldet werden müssen und eine Steigerung der

Datenqualität und Transparenz erreicht werden. (BNetzA, 2018)

Die Registrierung erfolgt über die Internetseite der Bundesnetzagentur zum Markstammdatenregister:

 www.marktstammdatenregister.de

70 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Nieder-

spannung Niederspannungsanschlussverordnung - NAV, Stand: 14. März 2019
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Gesetzliche Grundlagen des Registers sind § 111 EnWG und die Marktstammdatenregisterverordnung

(MaStRV)71. Nach § 5 MaStRV sind unter anderem folgende Gaserzeuger und Stromverbraucher und Gas-

verbraucher von der Pflicht zur Registrierung ausgenommen:

 Gaserzeugungseinheiten […], wenn sie weder unmittelbar noch mittelbar an ein Gasnetz ange-

schlossen sind oder an ein Gasnetz angeschlossen werden sollen

 Gasverbrauchseinheiten, die nicht an das Fernleitungsnetz angeschlossen sind

 Stromverbrauchseinheiten, die nicht an das Hoch- oder Höchstspannungsnetz angeschlossen sind

6.6 Bau von Leitungen außerhalb des Anlagengeländes

Beim Bau von Leitungen außerhalb des Anlagengeländes finden vorrangig die Gashochdruckleitungsver-

ordnung72 (GasHDrLtgV) oder die Rohrfernleitungsverordnung Anwendung. Erstere gilt für Hochdrucklei-

tungen mit einem Auslegungsdruck von mehr als 16 bar, die als Energieanlagen im Sinne des EnWG

eingestuft sind, und zweitere für Fernleitungen (auch bei < 16 bar), wie zum Beispiel Wasserstoffpipelines,

§ 1 Abs. 1 GasHDrLtgV. Die Kernpunkte zu den beiden Verordnungen werden in den nachfolgenden Ka-

piteln beschrieben. Die folgende Übersicht stellt eine Abgrenzung verschiedener Gasleitungen und der

anzuwendenden Gesetze, Verordnungen, Regelwerke und Normen dar.

Abb. 6.1 – Abgrenzung verschiedener Gasleitungen. Urheberin: DBI angelehnt an (TÜV Süd, 2018)

6.6.1 Gashochdruckleitungsverordnung

Die GasHDrLtgV regelt die Errichtung und den Betrieb von Gashochdruckleitungen, die als Energieanlagen

im Sinne des EnWG der Versorgung mit Gas dienen und für einen maximal zulässigen Betriebsdruck von

71 Verordnung über das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten (Marktstammdatenregisterverordnung -

MaStRV), Stand: 8.8.2020

72 Verordnung über Gashochdruckleitungen (Gashochdruckleitungsverordnung – GasHDrLtgV), Stand 13.05.2019
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mehr als 16 bar ausgelegt sind. Mit eingeschlossen sind auch alle dem Leitungsbetrieb dienenden Ein-

richtungen wie Verdichteranlagen, Gasexpansionsanlagen, Gasdruckregel- und Messanlagen, (Biogas-

)Einspeiseanlagen, Erdgastankstellen und Leitungen oder Leitungssysteme zur Optimierung des Gasbe-

zuges und der Gasdarbietung, § 1 Abs. 1, 2 GasHDrLtgV.

Diese Verordnung gilt nicht für Gashochdruckleitungen, die dem bergrechtlichen Betriebsplanverfahren

unterliegen, § 1 Abs. 3 Satz 1 GasHDrLtgV. Sie gilt ferner nicht für Rohrfernleitungsanlagen zum Befördern

von Stoffen im Sinne der Rohrfernleitungsverordnung, § 1 Abs. 3 Satz 2 GasHDrLtgV.

Im Rahmen dieses Leitfadens ist diese Verordnung besonders für die angeschlossenen Nutzungszweige

„Einspeisung in das Erdgasnetz“ (siehe Kap. 7.1) und „Nutzung an der Tankstelle“ (siehe Kap. 7.3) inte-

ressant, da diese zu den dem Leitungsbetrieb dienenden Einrichtungen zählen.

Die Zielgruppe dieser Verordnung sind vor allem Errichter und Betreiber von Gashochdruckleitungen, das

sind in der Regel die Netzbetreiber. Aber auch Errichter und Betreiber von Erdgastankstellen, das können

Stadtwerke, Energieversorgungsunternehmen (E.ON Mobil betreibt 150 Erdgastankstellen), Mineralölun-

ternehmen und Verbände (z. B. Zukunft Erdgas) sein. Des Weiteren werden Sachverständige von akkre-

ditierten Inspektionsstellen/Konformitätsbewertungsstellen durch die GasHDrLtgV adressiert.

Die Verordnung beschreibt die Anforderungen an Errichtung und Betrieb von Gashochdruckleitungen, das

Verfahren zur Prüfung von Leitungsvorhaben, die Pflichten für Betreiber und Bestimmungen zur Anerken-

nung und Voraussetzungen für Sachverständige.

Die GasHDrLtgV sieht für die Errichtung der Leitung über 16 bar und ab 1.000 m Länge ein Anzeigever-

fahren vor, § 1 Abs. 1, § 5 Abs. 1, 5 GasHDrLtgV. Für Leitungen über 16 bar und unter 1.000 m Länge,

sind dem Sachverständigen die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 1 vor Beginn der Inbetriebnahmeprü-

fung zu überlassen. Der Sachverständige fügt die Unterlagen der Vorabbescheinigung bei und übersendet

sie der zuständigen Behörde zusammen mit der Vorabbescheinigung.

Anders verläuft das Verfahren für Leitungen ab 1.000 m Länge, das Anzeigeverfahren erfolgt vor der Er-

richtung der Leitung (und nicht erst vor der Inbetriebnahme). Das Anzeigeverfahren beginnt mit Anzeige

des Vorhabens bei der zuständigen Behörde. Die Frist dafür beträgt acht Wochen vor Errichtung. Anschlie-

ßend hat die Behörde acht Wochen Zeit für Beanstandungen (ggf. vier Wochen Verlängerung). Bis zur

Schlussbescheinigung dürfen maximal 12 Monate vergehen. Zu den Antragsunterlagen gehören allge-

meine Angaben mit Verweis auf die zutreffenden technischen Regelwerke, eine gutachterliche Äußerung

durch Sachverständige (Vorprüfung) und Angaben zu:

 Genaue Bezeichnung, Planunterlagen und Daten der Leitung

 Sicherheitseinrichtungen gegen Drucküberschreitungen

 Sicherheitstechnische Besonderheiten

 Erklärung, dass Leitung den Anforderungen der GasHDrLtgV entspricht

 Nachweis der Einhaltung der Anforderungen an den Betrieb.

Laut GasHDrLtgV muss eine regelmäßige Überprüfung der Trasse durchgeführt werden. Die Mindestzeit-

räume sind im DVGW Arbeitsblatt G 466-1 festgelegt. Die Druckprüfung erfolgt nach VdTÜV 1060 und

DVGW-AB G 469.
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Die Anzeige der Errichtung einer Gashochdruckleitung nach § 18 GasHDrLtgV bei der Energieaufsicht

wird im genehmigungsrechtlichen Leitfaden in Kap. 9.2 „Gashochdruckleitungsverordnung“ detaillierter

beschrieben.

6.6.2 Rohrfernleitungsverordnung

Der Zweck der Rohrfernleitungsverordnung73 (RohrFLtgV) ist es, die Menschen und die Umwelt vor schäd-

lichen Einwirkungen durch die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb von Rohrfernleitungsanlagen

zu schützen.

Die Verordnung findet Anwendung bei Rohrfernleitungsanlagen zur Beförderung von

 brennbaren Flüssigkeiten deren Flammpunkt kleiner als 100 °C ist / Beförderungstemperatur ist

gleich oder größer als der Flammpunkt der brennbaren Flüssigkeit,

 verflüssigten oder gasförmigen Stoffen mit dem Gefahrenmerkmal F, F+, O, T, T+ oder C,

 Stoffen mit den R-Sätzen R 14, R 14/15, R 29, R 50, R 50/53 oder R 51/53.

Die Verordnung findet Anwendung bei der Errichtung und dem Betrieb von Rohrfernleitungsanlagen, die

einer Planfeststellung/-genehmigung nach UVPG bedürfen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 RohrFLtgV) und bei Rohrfern-

leitungsanlagen, die nicht der öffentlichen Gasversorgung dienen (z. B. verfahrenstechnische Nutzung,

Verbindungsleitungen, Fernleitungen, NATO-Leitungen). Zu dem Anlagenbegriff gehören alle dem Lei-

tungsbetrieb dienenden Einrichtungen, insbesondere Rohrleitungen, Pump-, Abzweig-, Übergabe-, Ab-

sperr- und Entlastungsstationen sowie Verdichter-, Regel- und Messanlagen. Die Verordnung gilt nicht für

Rohrfernleitungsanlagen, die bergrechtlichen Betriebsplanverfahren unterliegen, § 2 Abs. 3 RohrFLtgV.

Die Verordnung beinhaltet grundsätzliche und sonstige Anforderungen an Rohrfernleitungsanlagen, An-

gaben zur Anzeigepflicht, Regelungen im Schadensfall und zur Schadensfallvorsorge, Vorgaben zur Über-

wachung und Ordnungswidrigkeiten sowie zum Ausschuss für Rohrfernleitungen.

Die Errichtung einer Rohrfernleitung ist mindestens acht Wochen vor Beginn der Errichtung anzuzeigen.

Anschließend hat die zuständige Behörde ab Eingang der Antragsunterlagen acht Wochen Zeit das Vor-

haben zu beanstanden.

Zu den Antragsunterlagen gehören gemäß Anhang I der TRFL Angaben zu allgemeinen Aspekten, dem

Trassenverlauf, der Bauart, Bauweise und Berechnung, dem Bau und der Verlegung, den Prüfungen wäh-

rend der Bauphase, den Sicherheitseinrichtungen sowie Betriebsorganisation und Überwachung.

Gemäß § 5 Absatz 1 Punkt 1 RohrFLtgV finden während des Betriebs der Leitung mindestens alle zwei

Jahre wiederkehrende Prüfungen statt. Auf Antrag des Betreibers kann wegen geringer Gefährdung von

der zuständigen Behörde der Abstand auf bis zu drei Jahre verlängert werden.

Es sind folgende Sachverständigenprüfungen durchzuführen:

 Vorprüfung (gemäß Anhang A TRFL)

73 Verordnung über Rohrfernleitungen (Rohrfernleitungsverordnung), Stand 19.06.2020
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 Bauprüfung (Übereinstimmung mit Bauunterlagen)

 Druckprüfung VdTÜV 1600 (Stresstest) und VdTÜV 1051

 Abnahmeprüfung (gibt es sicherheitstechnische Bedenken?)

 Wiederkehrende Prüfungen zu Dichtheit und Korrosion

6.7 Anforderungen aufgrund unterschiedlicher Betriebsweisen

Grundsätzlich können Elektrolyseure von PtG-Anlagen kontinuierlich, d. h. mit konstanter Wasserstoffpro-

duktion, oder flexibel, d. h. mit veränderlicher Produktionsmenge, betrieben werden. Entsprechend verläuft

der Bezug elektrischer Energie, der aus dem Stromnetz oder direkt von Stromerzeugern wie Windkraftan-

lagen oder Müllverbrennungsanlagen erfolgen kann, kontinuierlich oder flexibel. Die ggf. vorhandene Me-

thanisierungsanlage kann wiederum mit einem Zwischenspeicher entkoppelt von der Elektrolyse betrieben

werden. Die vorgesehene Betriebsweise ist elementarer Bestandteil der Auslegung der PtG-Anlage. Im

Folgenden werden die beiden genannten Betriebsweisen charakterisiert. Danach werden Aspekte des für

die Betriebsweisen relevanten regulatorischen Rahmens dargestellt und technische Aspekte zur Ausle-

gung von PtG-Anlage für die Betriebsweisen diskutiert.

6.7.1 Diskussion der Betriebsweisen

Der kontinuierliche Betrieb ist die historisch übliche Betriebsweise von Elektrolyseuren. Auf diese Weise

können sie dauerhaft im technisch optimalen Betriebspunkt gefahren werden. Sind die Rahmenbedingun-

gen wie Strombezugspreise und weitere Abgaben konstant bzw. wird eine konstante Erzeugung von Was-

serstoff erwartet (z. B. bei der Versorgung von Industrieanlagen), kann mit der maximalen Auslastung der

Anlage auch der größte Deckungsbeitrag erwirtschaftet werden.

Für den Einsatz von Elektrolyseuren im Energiesystem kann aus volkswirtschaftlichen, ökologischen und

energiesystemischen Überlegungen der flexible Betrieb sinnvoll sein. Ein Beweggrund für einen flexiblen

Elektrolyseurbetrieb ist die bereits in PtG-Projekten praktizierte Teilnahme am Regelleistungsmarkt und

die Vermeidung von lokalen Netzengpässen, die durch temporär nicht transportierbare EE-Strommengen

entstehen. Solche stromsystem- bzw. netzorientierten Betriebsweisen können die Integration von Erneu-

erbaren Energien verbessern (Möhrke, et al., 2019). Darüber hinaus können mit PtG-Anlagen Erneuerbare

Energien, die mengenmäßig vor allem im Stromsektor als schwankende Stromerzeugung aus Photovol-

taik- oder Windkraftanlagen nutzbar sind, den diversen energetischen und stofflichen Gasanwendungen

verfügbar gemacht werden, die auf diesem Weg defossilisiert werden können. Dabei ist zu beachten, dass

elektrische Energie als reine Exergie vollständig vom Verbraucher nutzbar ist, während Umwandlungen

und ggf. Speicherung, wie es z. B. mit Hilfe von PtG-Anlagen möglich ist, mit Verlusten einhergehen. Am

effizientesten ist es demnach, nur die elektrische Energie aus Erneuerbaren Quellen zu nutzen, die zum

Zeitpunkt der Erzeugung nicht im Stromsystem genutzt werden kann. Hinzu kommt, dass die direkte Nut-

zung fossilen Gases effizienter ist, als beispielsweise fossiles Gas in Kraftwerken zu verstromen, daraus

in PtG-Anlagen synthetisches Gas herzustellen, um dieses dann als ein „Synthesegas“ anstelle von fossi-

lem Erdgas zu nutzen. Nach dieser grundsätzlichen Überlegung wäre der Elektrolysebetrieb dem Dargebot

der überschüssigen elektrischen Energie flexibel anzupassen.

Zudem sind Mischformen zwischen kontinuierlichem und flexiblem Betrieb denkbar, wie z. B. ein kontinu-

ierlicher, auf viele Volllaststunden und hohe Wasserstoffproduktion ausgelegter Betrieb mit Eingriffsmög-

lichkeiten Dritter, um die Energieherkunft in einem abgesteckten Rahmen zu steuern oder um die Strom-

netzstabilität zu gewährleisten.

116  



DVGW-Information Gas Nr. 27 117

6.7.2 Regulatorischer Rahmen der Betriebsweisen

Der regulatorische Rahmen kann Anreize und Vorgaben für einen energiewendedienlichen Betrieb von

PtG-Anlagen setzen. Gleichzeitig müssen für einen schnellen Markthochlauf der Wasserstofftechnologien

und den schnellen Aufbau eines nationalen Power-to-Gas-Anlagenparks wirtschaftliche Rahmenbedingun-

gen für die hohen und langfristigen Investitionen in PtG-Anlagen geschaffen werden (BMWi, 2020). Im

derzeit existierenden regulatorischen Rahmen ist der Betrieb von PtG-Anlagen nicht oder kaum wirtschaft-

lich möglich, was sowohl für den kontinuierlichen als auch für den flexiblen Strombezug gilt (Wirt, 2019).

Die Teilnahme am Regelleistungsmarkt bietet über den Gasabsatz hinaus die Möglichkeit zusätzlicher

Erlöse. Weitere Anreize für einen flexiblen Anlagenbetrieb, insbesondere einen der Energieherkunft ange-

passten Betrieb, werden derzeit kaum gesetzt (DENA, 2017). Eine Anpassung des regulatorischen Rah-

mens ist Inhalt aktueller politischer Diskussionen und Prozesse. So folgert der Nationale Wasserstoffrat in

seiner EEG-Stellungnahme vom 13.10.2020 (BMWi, 2020b), dass „durch geeignete Rahmenbedingungen

ein flexibler und systemdienlicher Betrieb der Elektrolyseanlagen angereizt werden [sollte], sodass eine

Befreiung von der EEG-Umlage nicht zu höheren Kosten an anderer Stelle führt und die angestrebten

Emissionsminderungen effektiv erreicht werden können.“ In welchem Umfang und auf welche Weise An-

reize für den wirtschaftlichen PtG-Anlagenbetrieb und auch für einzelne Betriebsweisen gesetzt werden,

ist zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Leitfadens noch nicht abzusehen. Ein rein auf Energieherkunft

(Überschussstrom) orientierter Betrieb wird auch in Zukunft keine hohen Volllaststundenzahlen zulassen

(Schimek, Nauhauser, Robinius, Stolten, & Hille, 2020). Diese sind allerdings für eine schnelle Amortisa-

tion der hohen Investitionskosten von PtG-Anlagen erforderlich.

Der regulatorische Rahmen (Stand 2018) zum Strombezug von PtG-Anlagen wird in (DENA, 2018) zusam-

mengefasst. Darin werden die Strombezugsoptionen, die Weitergabe der „grünen“ Eigenschaft des Stroms

auf das Gas (Biogas) sowie die Aufschlüsslung der Strombezugskosten (Netzentgelte, Stromsteuer, EEG-

Umlage) für PtG-Anlagen dargestellt. Strombezugsoptionen mit der Möglichkeit zur Reduzierung von Tei-

len dieser Kostenbestandteile bzw. mit der Möglichkeit zur Erfüllung des Biogasbegriffs sind:

 Strom aus einer Direktleitung, ggf. zur Eigenversorgung / zum Selbstverbrauch

 Netzstrom mit Herkunftsnachweisen

 Nicht-integrierbarer EE-Strom

Zur Umlage- und Entgeltbelastung im Kontext der Eigenversorgung mit und des Selbstverbrauchs von EE-

Strom hat die BNetzA eine Orientierungshilfe (BNetzA, 2016) herausgegeben, in der die technischen und

eigentumsrechtlichen Voraussetzungen erläutert sind. In (Lietz, 2017) werden die regulatorischen Rah-

menbedingungen zur Stromspeicherung mit PtG-Anlagen, also PtG-Anlagen inklusive Rückverstromung,

detailliert dargestellt. Ausführlich diskutiert werden z. B. die Anforderungen an die Stromherkunft für die

Erfüllung des Biogasbegriffs gemäß EnWG und EEG sowie die finanzielle Belastung der PtG-Anlage (als

Stromspeicher) hinsichtlich Strombezug, Gasspeicherung und Durchleitung durchs Gasnetz. Neben die-

sen Optionen zur Reduzierung der regulatorischen Kostenbestandteile können Power Purchase Agree-

ments mit Windenergieanlagen, die aus der EEG-Förderung herausfallen und nach neuen Absatzmöglich-

keiten für ihren erneuerbaren Strom suchen, einen die Wirtschaftlichkeit erhöhenden Standortfaktor für

PtG-Anlagen darstellen (Wirt, 2019) und Anforderungen an einen flexiblen PtG-Anlagenbetrieb stellen.

In der Nationalen Wasserstoffstrategie des BMWi (BMWi, 2020) wird eine grundlegende Prüfung und Über-

arbeitung der staatlich induzierten Preisbestandteile des PtG-Anlagenbetriebs angekündigt, was voraus-

sichtlich starken Einfluss auf die Betriebsweise von PtG-Anlagen haben wird.
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„Verbesserte Rahmenbedingungen für den effizienten Einsatz von Strom aus erneuerbaren Ener-

gien (bspw. Sektorkopplung) und eine faire, an den Klimazielen und den Zielen der Energiewende

(bspw. Netzdienlichkeit) ausgerichtete Ausgestaltung der staatlich induzierten Preisbestandteile

von Energieträgern stärken die Möglichkeiten zur Erzeugung von grünem Wasserstoff. […] Wir wer-

den daher, über die im Klimapaket beschlossenen Maßnahmen hinaus, weitere Reformen der staat-

lich induzierten Preisbestandteile prüfen und gleichzeitig die CO2-Bepreisung weiter als zentrales

Leitinstrument etablieren. Diese Prüfung wird auch die Frage umfassen, ob zur Herstellung von

grünem Wasserstoff verwendeter Strom weitgehend von Steuern, Abgaben und Umlagen befreit

werden kann. Insbesondere streben wir die Befreiung der Produktion von grünem Wasserstoff von

der EEG-Umlage an. Wir werden dabei sicherstellen, dass dadurch die EEG-Umlage nicht steigt.“

(Maßnahme 1, (BMWi, 2020)

Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU (RED II)74 von 2018, deren Umsetzung in deutsches Recht ist

bis Juni 2021 befristet ist, quantifiziert die Ziele für Anteile Erneuerbarer Energien in den verschiedenen

Energiesektoren. Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen erhält in dieser Richtlinie eine explizite Rolle.

Insbesondere im Verkehrssektor wird ein großes Augenmerk auf die Nutzung „flüssiger oder gasförmiger

erneuerbarer Kraftstoffe […] nicht biogenen Ursprungs“ (L 328/95) gelegt. Herkunftsnachweise sollen die

Energieherkunft von „grünem Wasserstoff“ sicherstellen. Die Umsetzung dieser Herkunftsnachweise ob-

liegt den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten. In welcher Form die Energieherkunft nachgewiesen werden wird,

ob und in welcher Form daraus Signale für einen flexiblen oder kontinuierlichen Betrieb gesetzt werden

und welche Auswirkungen dies auf die Anzahl der möglichen Volllaststunden der Elektrolyse haben wird,

ist bis zur Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht offen.

Die Bereitstellung von Regelleistung ist im Gegensatz dazu technisch und regulatorisch etabliert. Sie wird

im § 22 des Energiewirtschaftsgesetzes, in Abschnitt 2 der Stromnetzzugangsverordnung und in den Be-

schlüssen BK6-10-097 (BNetzA, 2011), BK6-10-098 (BNetzA, 2011b) und BK6-10-099 (BNetzA, 2011c)

der Bundesnetzagentur definiert. Anlagen, die Regelleistung bereitstellen wollen, müssen ein Präqualifi-

kationsverfahren durchlaufen, um nachzuweisen, dass sie die Regelleistung in der geforderten Qualität

erbringen können. Die technischen Anforderungen sind im folgenden Kapitel beschrieben. Regelleistung

kann auch über Drittanbieter und mit kleineren, zu einem Pool aggregierten Anlagen angeboten werden.

Die Ausschreibung der Regelleistung erfolgt über eine Internetplattform (www.regelleistung.net).

6.7.3 Technische Parameter von PtG-Anlagen für verschiedene Betriebsweisen

Durch die Wahl des Betriebskonzeptes werden Anforderungen an die Anlagenflexibilität gesetzt, z. B. um

Regelleistung anbieten zu können. Das Betriebskonzept hat Auswirkungen auf die Technologieauswahl

und auf die Auslegung der Anlage. Es macht bestimmte Komponenten notwendig und beeinflusst Emissi-

onen und Effizienzkennwerte.

PtG-Anlagen können als Stromverbraucher negative Regelleistung erbringen, wenn sie ihren Verbrauch

erhöhen, und positive Regelleistung erbringen, wenn sie ihren Verbrauch drosseln. Um sich bei einem der

vier Übertragungsnetzbetreiber zur Teilnahme am Regelleistungsmarkt zu präqualifizieren, muss die An-

lage deren Präqualifikationsbedingungen erfüllen. Sie beinhalten neben organisatorischen, leittechnischen

und IT-Anforderungen auch solche hinsichtlich der Produktcharakteristika (bspw. der geforderten Dyna-

74 Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, Stand: 11.12.2018.
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mik). Diese werden durch die vermarktbare Leistung, die Reaktionszeit und die Zeit, in der der neue Leis-

tungswert erreicht wird, charakterisiert und unterscheiden sich zwischen Primär-, Sekundär- und Minuten-

regelleistung.

Je nach gewähltem Betriebskonzept werden bestimmte Betriebszustände häufiger erforderlich oder sollen

möglichst vermieden werden, dazu gehören:

 Schnelle und häufige Lastwechsel

 Kaltstart, Start aus dem Standby, Warmstart

 Unterschreitung der minimalen Dauerleistung

 Überschreitung der maximalen Dauerleistung

Für einen flexiblen Betrieb muss die Anlage also auf eine schnelle Startfähigkeit mit geringen Anfahrtszei-

ten und auf variable Lastzustände ausgelegt werden. Dabei ist die Lastflexibilität der Anlage nicht unbe-

dingt von der Elektrolyse, sondern von der Peripherie, wie z. B. Laugenpumpe, Druckregler oder Produkt-

gasseparator, begrenzt (DENA, 2015). Um den Elektrolysebetrieb von nachgelagerten Prozessen wie Gas-

netzeinspeisung, Methanisierung, Trailerbefüllung, Wärmeauskopplung oder Wasseraufbereitung zu ent-

koppeln, ist ggf. ein entsprechender Pufferspeicher einzusetzen. Die Flexibilitätskennzahlen der Elektro-

lysesysteme inklusive ihrer Peripherie unterscheiden sich zwischen AEL-, PEMEL- und HTEL-Systemen.

In Tab. sind Richtwerte dazu gegeben. Insgesamt wird derzeit große Forschungs- und Entwicklungsarbeit

in die genannten Arten sowie in gänzlich neue Arten von Elektrolyseuren investiert, wodurch sich diese

Werte stark entwickeln könnten. Laut einer Branchenumfrage in (Smolinka, et al., 2018) wird bis 2050

insgesamt eine deutliche Reduktion der Anfahrzeiten erwartet.

Tab. 6.1 – Flexibilitätskennwerte von Elektrolysesystemen

AEL PEMEL HTEL

Minimaler Teillastbereich
(Smolinka, et al., 2018)

12-22% (c) 3-7% (c) 20% (c)

Lastgradient (Milanzi, et al.,
2018)

Median:
17,5%/s (b)

Maximum:
33%/s (a)

Median:
10%/s (a), 50%/s (b)

Maximum:
100%/s, (a), 90%/s (b)

Anfahrtszeit aus warmem
Standby auf Nennlast heute
(Smolinka, et al., 2018)

< 6 Minuten (c) < 2 Minuten (c) < 10 Minuten (c)

Anfahrtszeit aus warmem
Standby auf Nennlast 2050
(Smolinka, et al., 2018)

< 0,5-1 Minuten. (c) < 24-40 Sek. (c) < 1 Minute (c)

a: Literaturangaben
b: Werte aus Demonstrationsprojekten
c: Durchschnittswerte aus Branchenumfrage

Die flexible Betriebsweise zugunsten wirtschaftlicher Überlegungen, der Integration Erneuerbarer Ener-

gien oder der Stromnetzstabilität hat Auswirkungen auf bestimmte Anlagen- und Produktkennwerte. Im

flexiblen Betrieb wird die Anlage ggf. nicht im optimalen Anlagenbetriebspunkt gefahren, wodurch Wir-

kungsgrad und Gesamteffizienz sinken. Die Lebensdauer einzelner Komponenten wird durch häufige und
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starke Lastwechsel beeinträchtigt, was zu höherer Instandhaltungsintensität und geringerer Anlagenver-

fügbarkeit führt. So führen die Lastwechsel zu belastenden Temperaturschwankungen der Komponenten

und Elektroden degradieren durch schwankende Eingangsleistungen stärker. Insgesamt können PEM ei-

nen intermittierenden Betrieb besser tolerieren als AEL. Zudem sinkt die Reinheit des produzierten Was-

serstoffs bei schwankendem Anlagenbetrieb. Werden hohe Anforderungen an die Reinheit gestellt werden,

was bei einzelnen Wasserstoffanwendungen der Fall ist, würde dies ggf. die verfügbare Flexibilität der

Anlage einschränken. (Milanzi, et al., 2018), (DENA, 2015), (VKU, 2015), (Gahleitner, 2013)

Die Auswirkungen eines flexiblen PtG-Anlagenbetriebs werden derzeit in Demonstrationsprojekten unter-

sucht und erprobt, wie z. B. in H2ORIZON (H2ORIZON). Der Elektrolyseur bezieht darin seine Energie

direkt aus einem Windpark und besitzt keinen eigenen Stromnetzanschluss, was die Strombezugskosten

senkt. Betriebserfahrungen und Erfahrungen zu Auswirkungen auf die Komponenten der PtG-Anlage lagen

jedoch auch in diesem Projekt bei Erstellung des Leitfadens noch nicht vor. (ZEAG, 2020)

6.8 Eichpflichtige Messtechnik

Geltende Technische Regeln und Gesetze zur eichpflichtigen Messtechnik sind die DVGW-Regel G 220,

die technische Richtlinie der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) TR-G 19, die Messgeräte-

richtlinie, das Mess- und Eichgesetz, das Messstellenbetriebsgesetz und die Mess- und Eichverordnung.

Die TR-G 19 gilt für Anlagen mit einem Wasserstoffanteil von 5 bis 10 Vol.-%. Derzeit läuft ein DVGW-

Projekt für die Messung der Messrichtigkeit von Balgengaszählern unter der Verwendung von Wasser-

stoffzumischungen bis 30 % und von reinem Wasserstoff an. Die PTB erwartet bis 20 Vol.-% Wasserstoff-

zumischung keine größeren Einflüsse; bei 100 Vol.-% Wasserstoff ist die Auswirkung noch nicht klar (Dr.

Kramer (PTB), 2020). Elektronische Zähler dürfen nur eingesetzt werden, wenn in der Baumusterprüfbe-

scheinigung der vorgesehene Wasserstoffanteil ausdrücklich freigegeben ist.

Für reinen Wasserstoff sind nur (konformitätsbewertete) Coriolisgaszähler zugelassen, die bei hohen Dich-

ten und Drücken (>30 bar) geeignet sind. Bei den üblichen Einspeisedrücken (bis 12 bar) empfiehlt die

PTB (pulsationsarme) Drehkolbengaszähler, deren Messrichtigkeit aber noch zu prüfen ist (Projekt in Vor-

bereitung) (Dr. Kramer (PTB), 2020). Hinsichtlich der Messbeständigkeit bei 100 Vol.-% Wasserstoff laufen

derzeit in einem europäischen Projekt75 Untersuchungen, die sowohl verschiedene Haushaltsgaszählerty-

pen als auch Mengenumwerter bis zu einem Druck von 6 bar betreffen.

Ferner ist bei den Mengenumwertern zu beachten, dass in den derzeit gültigen Regelungen zur Gasab-

rechnung (G 685 Teil 6, Ausgabe 2020) für das MKV-Parameter76 nur für maximal 3 % Wasserstoffzumi-

schung zum Erdgas vorgesehen sind. Eine Neuausgabe ist in Vorbereitung. Voraussichtlich werden ab-

weichende MKV-Parameter für höhere Wasserstoffanteile im Erdgas definiert, die allerdings nur bis zu

einem geringeren Maximaldruck verwendbar sind. Bei höherem Druck ist zu prüfen, ob eine Nachverrech-

nung notwendig ist. Mindestens für diese Prüfung ist ein angepasstes K-Zahl-Verfahren zu verwenden.

Ein solches Verfahren ist auch bei Messungen von nahezu reinem Wasserstoff erforderlich.

75 Titel: „NewGasMet“ - www.newgasmet.eu

76 mittleres Kompressibilitätsverhalten (MKV)
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Es gibt derzeit noch keine eichrechtlich zugelassenen „Gesamtkonzepte“, die für Messungen von bis zu

100% Wasserstoff geeignet sind. Die technischen Regeln und Gesetze geben hier Hinweise zum grund-

sätzlichen Aufbau und den Anforderungen, fordern aber nichts Konkretes. Deshalb ist jedes Messsystem

„individuell“ aufzubauen und der PTB vorzulegen. Diese prüft das Konzept und gibt es dann frei.

Wenn Wasserstoff in die öffentliche Gasversorgung eingespeist wird, ist die Bestimmung des Brennwerts

an den Ausspeisepunkten ein zentrales Thema, da die Einspeisemessung für die Abrechnung und Berech-

nung der Gasbeschaffenheitswerte eichpflichtig ist. Ebenfalls eichpflichtig ist die Abgabe von Wasserstoff

aus Trailern. Daher ist dieses Kapitel besonders für die Nutzungszweige ‚Einspeisung ins Gasnetz‘ und

‚Anschluss an eine Wasserstoff-Tankstelle‘ relevant, welche in Kap. 7.1 bis Kap. 7.3 näher beschrieben

sind. Bei einer Eispeisung in das Gasnetz ist der erste zu unternehmende Schritt die Informierung der

Eichbehörde. Der zweite Schritt, der dann von der Eichbehörde gefordert wird, ist die Prüfung der Eignung

der vorhandenen Zähler und Mengenumwerter. Für Niederdrucknetze können Gasverfolgungssysteme

verwendet werden, die mit den Eichbehörden im Vorhinein abgestimmt werden müssen. In einigen Fällen

kann auch die Mitwirkung der PTB notwendig sein.

7 Anforderungen an Nutzungszweige

In den nachfolgenden Abschnitten wird auf die Besonderheiten der verschiedenen Nutzungszweige einge-

gangen. Da eine Übersicht über alle anzuwendenden technischen Regeln für jeden Nutzungszweig den

Rahmen dieses Leitfadens sprengen würde, werden für jeden Nutzungszweig jeweils die technischen

Hauptregeln (DVGW, DIN, VDI, VDE, DGUV, etc.), die für diesen Nutzungszweig gelten, genannt. An-

schließend werden einige technische Themen genannt, die für diesen Leitfaden als relevant angesehen

wurden.

Wie bereits im letzten Kapitel gibt es auch in diesem Kapitel keine klare Trennung zwischen Anforderungen

an den Betrieb und Anforderungen an die Herstellung. Hier sind ebenfalls themenbezogen sowohl Anfor-

derungen für Hersteller als auch für Betreiber zu finden. Es werden sowohl technische Regeln (DIN, VDE,

DVGW, etc.) als auch rechtliche Gesetze und Verordnungen (national und EU) genannt, die sowohl für die

Herstellung als auch den Betrieb der Anlage relevant sein können.
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7.1 Einspeisung ins Gasnetz (Erdgas, Wasserstoff) der öffentlichen Versorgung

Abb. 7.1 – Übersicht relevanter Kapitel bei PtG-Anlagen zur Einspeisung ins Gasnetz.

Urheberin: GRS

Wie in Kap. 3.2.1.1 beschrieben, können PtG-Anlagen, die ins Netz der öffentlichen Gasversorgung ein-

speisen, als Energieanlage eingestuft werden und haben dann das Regelwerk des DVGW einzuhalten.

Für PtG-Anlagen ist hier insbesondere die G 220 zu beachten, die sinngemäß auch für die Einspeisung in

Wasserstoffnetze sowie Anlagen, die Industrie und Gewerbe versorgen, angewandt werden kann.

 DVGW G 220: Power-to-Gas-Energieanlagen: Planung, Fertigung, Errichtung, Prüfung, Inbetrieb-

nahme und Betrieb

Neben einigen Themen, die auch im Rahmen dieses Leitfadens behandelt werden, befasst sich die G 220

insbesondere mit technischen Aspekten. Dazu zählen unter anderem Materialauswahl sowie Anforderun-

gen an Baugruppen, Teil- und Grundprozesse und Rohrleitungen.

Darüber hinaus sind im Rahmen des DVGW-Regelwerks vor allem die Merkblätter zur Gasqualität bei der

Einspeisung sowie der Einspeiseanlage selbst zu beachten und einzuhalten, auf die im Rahmen der G 220

verwiesen wird:

 G 260: Gasbeschaffenheit (Entwurf), September 2020

 G 265-3: Anlagen für die Einspeisung von Wasserstoff in Gasversorgungsnetze; Planung, Fertigung,

Errichtung, Prüfung, Inbetriebnahme und Betrieb, Mai 2014

Darüber hinaus existieren die Normen

 DIN EN ISO 6976: Erdgas – Berechnung von Brenn- und Heizwert, Dichte, relativer Dichte und

Wobbe Index aus der Zusammensetzung

 DIN EN ISO 13686: Bestimmung der Beschaffenheit

Sie ergänzen die Anforderungen der entsprechenden DVGW-Regeln.
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Bei der Einspeisung von Gas (Wasserstoff oder Methan) ins Erdgasnetz der öffentlichen Versorgung ist

das einzuspeisende Gas zu odorieren. Eine PtG-Anlage muss also entsprechend über eine Odorieranlage

verfügen. Diese sowie das gewählte Odoriermittel müssen die Anforderungen der

 G 280: Gasodorierung

einhalten.

Bezüglich des Arbeitsschutzes gibt es über die bereits genannten Verordnungen hinaus folgende Unterla-

gen, die sich explizit mit den Arbeiten an Gasanlagen und -leitungen befassen:

 DGUV-Information 203-092 „Arbeitssicherheit beim Betrieb von Gasanlagen – Handlungshilfe zur

Erstellung der Gefährdungsbeurteilung“,

 DGUV-Regel 100-500, Kap. 2.31 „Arbeiten an Gasleitungen“.

Handelt es sich um eine Energieanlage ist der Vorhabenträger für Anlagen über 16 bar verpflichtet das

Vorhaben anzuzeigen (Anzeigepflicht), § 5 GasHDrLtgV. Für Anlagen mit geringeren Drücken bedarf es

keiner Anzeige bei der Energieaufsicht.

Im September 2019 wurde eine rechtwissenschaftliche Studie zum Thema „Rechtsrahmen für ein H2-Teil-

netz: Nukleus einer bundesweiten, öffentlichen Wasserstoffinfrastruktur“ veröffentlicht (Kalis, 2019). Aus-

gangspunkt der Studie ist die Beimischung von Wasserstoff in das Gasnetz und die Anwendbarkeit des

Energiewirtschaftsrechts. Anschließend werden die Anforderungen und Hemmnisse von Wasserstoffteil-

netzen im Gasnetz betrachtet und Lösungsansätze entwickelt.

Die Beantwortung der Frage, ob und inwieweit genehmigungsrechtliche Besonderheiten entstehen, wenn

PtG-Anlagen ins Gasnetz einspeisen, wird im genehmigungsrechtlichen Leitfaden in Kap. 3.2 „Einspei-

sung ins Erdgasnetz“ behandelt.

7.2 Einspeisung ins private Gasnetz (Wasserstoff)

Wird Wasserstoff aus PtG-Anlagen in ein privates Gasnetz eingespeist, kann die Anlage nicht als Ener-

gieanlage eingestuft werden. Ggf. wird sie als überwachungsbedürftige Anlage eingestuft (siehe Kap.

3.2.1). In diesem Fall sind die BetrSichV sowie die technischen Regeln von Ministeriumsausschüssen

(TRBS, TRGS, etc.) und die in Kap. 6 genannten allgemeinen technischen Normen zu berücksichtigen.

Nähere Ausführungen zu diesem Thema sind ebenfalls im genehmigungsrechtlichen Leitfaden in Kap.

3.2.3 „Wasserstoffnetze“ zu finden.

7.3 Anschluss an eine Wasserstoff-Tankstelle

Wie in Kap. 3.2.1.1 diskutiert, ist die Versorgung von LNG-Tankstellen mit Methan aus PtG-Anlagen aktuell

nicht möglich, da nach EnWG LNG-Tankstellen ausschließlich für die Behandlung von Erdgas bereitste-

hen. Eine Nutzung von Methan oder Wasserstoff aus PtGA in CNG-Tankstellen bzw. Erdgastankstellen ist

möglich, wenn das Methan auf die entsprechende Qualität aufbereitet wurde und im Falle von Wasserstoff

bis zu einer Grenze von 2 Vol.%, da CNG1-Tanks dort begrenzende Faktoren sind. Da der Bau und Betrieb

von CNG-Tankstellen bereits etabliert ist, wird in diesem Leitfaden nicht näher darauf eingegangen.

Der Fokus dieses Leitfadens liegt auf dem Anschluss an reinen H2-Tankstellen. Hierzu zählen Tankstellen

auf dem Betriebsgelände eines Unternehmens (z. B. öffentliche Verkehrsbetriebe) oder frei zugänglich im
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öffentlichen Straßenverkehr für Fahrzeuge (Pkw, Bus) und Tankstellen an Bahnschienen zur Versorgung

von Zügen mit Wasserstoffantrieb.

In der BetrSichV wird statt H2-Tankstelle der Begriff Gasfüllanlage im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 3 BetrSichV

genutzt. Hintergrund ist, dass in der BetrSichV eine Unterscheidung zwischen Tankstellen zur Abgabe von

flüssigen Kraft- oder Betriebsstoffen (§ 18 Abs. 1 Nr. 6 BetrSichV) und Gasfüllanlagen zur Abgabe von

gasförmigen Treib- oder Brennstoffen gemacht wird.

Die zusätzlichen Vorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen aus Abschnitt 3 der BetrSichV gelten

nicht für Energieanlagen (§ 3 Nr. 15 EnWG), die Druckanlagen (Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 2.1 b, c oder d

BetrSichV) sind, § 1 Absatz 4 Satz 1 BetrSichV. Das heißt ist eine Gasfüllanlage (H2-Tankstelle) eine

Druckanlage nach BetrSichV und eine Energieanlage nach EnWG, so ist sie keine überwachungsbedürf-

tige Druckanlage. Es gibt jedoch eine Ausnahme für Gasfüllanlagen (die auch Energieanlagen sind), die

nicht auf dem Betriebsgelände von Unternehmen der öffentlichen Gasversorgung von diesen errichtet oder

betrieben werden, § 1 Absatz 4 Satz 2 BetrSichV. Dies bedeutet, dass Gasfüllanlagen, sobald sie auf

einem öffentlichen Gelände errichtet und betrieben werden, die zusätzlichen Vorschriften für überwa-

chungsbedürftige Anlagen nach Abschnitt 3 der BetrSichV zu erfüllen haben. Beispielsweise sind Bereiche

auf dem Gelände einer Mineralöltankstelle kein Betriebsgelände eines Energieversorgers im Sinne der

BetrSichV und dort errichtete Gasfüllanlagen sind dementsprechend überwachungsbedürftige Anlagen

(LASI, 2018, S. 26).

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, welche technischen Regeln und Normen für den Bau und

Betrieb von Wasserstofftankstellen relevant und welche Themen zu berücksichtigen sind. Allgemein gelten

die in Kap 4.2 und 5.1 genannten Pflichten für Hersteller und Betreiber auch bei Tankstellen (siehe Abb.

7.2).

Abb. 7.2 – Übersicht relevanter Kapitel bei H2-Tankstellen. Urheberin: GRS
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7.3.1 Anschluss an H2-Tankstellen im Straßenverkehr

Im Anschluss an die Genehmigungsphase (siehe genehmigungsrechtlicher Leitfaden Kap. 3.5 „Mobilität

| Anschluss an eine Tankstelle“) schließt sich der Start der Errichtung der H2-Tankstelle an. NOW hat 2018

einen Genehmigungsleitfaden für Wasserstoff-Stationen entwickelt, der eine Übersicht über die Abläufe,

ab der Absicht eine Tankstelle zu eröffnen bis zur Eröffnung der Tankstelle, gibt. Folgende Schritte sind

anschließend an die Genehmigung durchzuführen (für nähere Informationen lesen Sie (NOW GmbH,

2013):

1) Start der Errichtung

2) Zusammenstellung der Dokumente für die Inbetriebnahme

3) Vorbesichtigung durch ZÜS-Gutachter

4) Vorlage eines Erlaubnisantrags nebst Prüfbericht der ZÜS nach § 18 Abs. 3 BetrSichV

5) ZÜS-Prüfung vor erstmaliger Inbetriebnahme

6) Weiterleitung des Abnahmeprotokolls an den ZÜS-Gutachter für die Behörde

7) Freigabe zur Aufnahme des Probe-/Regelbetriebs

8) Ermittlung der Prüffristen (Anlagenbetreiber & ZÜS)

9) Separate Prüfung durch Fahrzeughersteller

10) Eröffnung der H2-Tankstelle für die Öffentlichkeit

Für die Planung, die Errichtung, den Betrieb und die Instandhaltung von H2-Tankstellen sind die Geltungs-

bereiche von verschiedenen technischen Regelwerken und Normen in Abb. 7.3 eingezeichnet (Plank-

Wiedenbeck, et al., 2019, S. 20). Auf die Inhalte der jeweiligen Regelwerke und Normen wird in Tab. 7.1

(Straßenverkehr) und Tab. 7.2 (Bahnverkehr) kurz eingegangen.
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Abb. 7.3 – Geltungsbereich relevanter technischer Regelwerke und Normen für

Wasserstoff-Tankstellen (Plank-Wiedenbeck, et al., 2019, S. 20)

Weitere wichtige technische Regeln und Normen werden in Tab. 7.1 aufgelistet und der jeweilige Anwen-

dungsbereich, der Adressat und die wesentlichen Inhalte kurz beschrieben. Bisher gibt es vom DVGW

keine eigene Regel zu Wasserstofftankstellen, aber die vorhandenen Regeln zu Erdgastankstellen können

sinngemäß angewendet werden und sind hier mit aufgelistet.
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Tab. 7.1 – Relevante technische Regeln für Wasserstofftankstellen

Regel/ Norm Bezeichnung / Anwen-

dungsbereich

Inhalte Adressat

DVGW

G 656

Betrieb und Instandhaltung

von Erdgastankstellen und

deren Anlagenteilen, die

Erdgas nach DVGW G 260

(2. Gasfamilie) verdichten

und als Kraftstoff (CNG)

zum Betrieb eines Fahrzeu-

ges in Druckgasbehältern

abgeben; auch methani-

sierte Gase

Normative Verweisungen, beauf-

tragte Personen (ZÜS, …), Anfor-

derungen an den Betrieb, Unterla-

gen, Prüffristen, Kennzeichnun-

gen, Dokumentation

Betreiber,

sinngemäße

Anwendung

für H2-Tank-

stellen

DVGW

G 651

Planung, Bau, Ausrüstung,

Aufstellung, Prüfung, Inbe-

triebnahme und Betrieb von

Erdgastankstellen und de-

ren Anlageteilen, die Erd-

gas aus dem Netz der öf-

fentlichen Gasversorgung

entnehmen, verdichten und

als Kraftstoff (CNG) zum

Antrieb bzw. Betrieb eines

Fahrzeuges in Druckgasbe-

hälter abgeben

Normative Verweise, Begriffe, Auf-

bau von Erdgastankstellen, Anfor-

derungen, Prüfungen, Inbetrieb-

nahme, Betrieb und Instandhal-

tung

Betreiber,

sinngemäße

Anwendung

für H2-Tank-

stellen

DIN EN

17127

(09-2019)

Wasserstofftankstellen im

Außenbereich zur Abgabe

gasförmigen Wasserstoffs

und Betankungsprotokolle

umfassend

Merkmale und Eigenschaften von

H2-Tankstellen, Sicherheit (Ge-

nehmigungsprozess), Inspektion

und Bewertung von H2-Tankstel-

len, zulässige Durchflussge-

schwindigkeiten

Hersteller,

Betreiber

DIN EN

17124

(07-2019)

Wasserstoff als Kraftstoff –

Produktfestlegung und

Qualitätssicherung –

Protonenaustauschmemb-

ran – Brennstoffzellenan-

wendungen für Straßen-

fahrzeuge

Anforderungen, H2-Qualitätskon-

trolle, Qualitätssicherungsmetho-

dik, Auswirkungen von Unreinhei-

ten

Hersteller

(des H2-Pro-

dukts)

DIN EN ISO

17268

(03-2017)

Anschlussvorrichtungen für

die Betankung von Land-

fahrzeugen

Füllstutzen an Abgabevorrichtun-

gen; Druck- und Temperaturbedin-

gungen; Prüfungen

Hersteller,

Betreiber

VdTÜV M 514

(04-2009)

Planung, Bau, Ausrüstung,

Aufstellung, Prüfung, Inbe-

triebnahme und Betrieb von

H2-Tankstellen und deren

Anlagenteile

Anforderungen an Komponenten

von H2-Tankstellen, technische

Einrichtungen, Bau und Aufstel-

lung, elektrotechnische Anforde-

rungen, Pflichten nach BetrSichV,

Inbetriebnahme, Betrieb und In-

standhaltung, Regelwerke und

Normen

Betreiber,

Hersteller

VdTÜV MB

TANK 962,

Teil 1 und 2

Prüfungen an Tankstellen

nach BetrSichV

Teil 1: Prüfumfang

Teil 2: Prüfdurchführung
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Regel/ Norm Bezeichnung / Anwen-

dungsbereich

Inhalte Adressat

VdTÜV MB

TANK 965,

Teil 1-3

(11-2014)

Anfahrschutz oberirdischer

Lagerbehälter an Tankstel-

len und Füllanlagen zum

Befüllen von Landfahrzeu-

gen mit Druckgasen

Teil 1: Anforderungen

Teil 2: Muster-Konstruktion für

statische Ersatzlasten bis einschl.

64 kN

Teil 3: Anforderungen an nicht öf-

fentlich zugängliche Tankstellen

und Füllanlagen

Betreiber,

Hersteller

TRBS 3151 /

TRGS 751

(11-2019)

Vermeidung von Brand-,

Explosions- und Druckge-

fährdungen an Tankstellen

und Gasfüllanlagen zur Be-

füllung von Landfahrzeugen

Räumliche Grenzen, Aufbau und

Einsatzzweck der Komponenten,

notwendige Verkehrsflächen,

Wirkbereiche, Schutzabstände,

Schutzmaßnahmen

Betreiber

TRGS 727

(07-2016)

Vermeidung von Zündge-

fahren infolge elektrostati-

scher Aufladungen

Bereiche mit explosionsgefährli-

cher Atmosphäre (z. B. geschlos-

sene Räume)

Betreiber

TRGS 509

(06-2020)

Lagern von flüssigen und

festen Gefahrstoffen in

ortsfesten Behältern sowie

Füll- und Entleerstellen für

ortsbewegliche Behälter

Nur anzuwenden, wenn sich in der

Nähe zur H2-Tankstelle ein Lager-

behälter mit flüssigen oder festen

Gefahrstoffen / Brennstoffen befin-

det

Betreiber

SAE J2600

(10-2015)

Compressed Hydrogen

Surface Vehicle Fueling

Connection Devices

Vermeidung von Falschbetan-

kung; alle Betriebsdruckstufen

zwischen 11 und 70 MPa; Tests

des Füllstutzens

Hersteller

SAE J2799

(12-2019)

Hydrogen Surface Vehicle

to Station Communications

Hardware and Software

Bezieht sich auf alle wasserstoff-

betriebenen Landfahrzeuge (Bus,

Lkw, Flurförderfahrzeug, H2BZ-

Triebwagen); Infrarotdatenübertra-

gung

Hersteller

SAE TIR

J2601

(05-2020)

Fueling Protocols for Light

Duty Gaseous Hydrogen

Surface Vehicles

Betankung von Fahrzeugen; Be-

tankungsprotokolle; Vermeidung

von Brand- und Explosionsgefah-

ren während des Betankungsvor-

gangs; maximale Durchflussraten

Hersteller,

Betreiber

14. ProdSV Druckgeräteverordnung Sicherheit von Druckgeräten und

Baugruppen (Behälter, Rohrleitun-

gen, Ausrüstungsteile)

Hersteller

11. ProdSV Explosionsschutzverord-

nung

Geräte in explosionsgefährdeten

Bereichen

Hersteller

Nachfolgend ist eine Übersicht über bereits existierende Leitfäden und Studien zum Thema Errichtung von

Wasserstoff-Tankstellen aufgeführt. Dort finden Sie detailliertere Ausführungen zu dem Thema.
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Rechtlicher Leitfaden zur Errichtung von „Wasserstoff-Tankstellen“

 Veröffentlichung: RA Stefan Garche, Netzwerk Brennstoffzellen und Wasserstoff NRW, 08/2015

 Link: https://docplayer.org/27074805-Rechtlicher-leitfaden-zur-errichtung-von-wasserstoff-tankstel-

len.html

 Kernpunkt: Genehmigungsverfahren

 Inhalte: Zusammenfassung, Grundlagen, Verfahren nach BetrSichV, Erdgas-Füllanlage, Wasser-

stoff-Füllanlage, technische Regeln, BImSchG-Genehmigung, Baugenehmigung, Anforderungen an

die Antragsunterlagen, Checklisten für Gasfüllanlagen und Tankstellen, weitere Voraussetzungen für

den Betrieb einer H2-Füllanlage (Arbeitsschutz, umweltrechtliche Regelungen, …)

Auf dem Weg zu einer Wasserstoffinfrastruktur im Straßenverkehr – Eine Studie der rechtlichen

Rahmenbedingungen in der Gesetzgebung der Europäischen Union und in Deutschland

 Veröffentlichung: Roland Schwab, ifmo, 2006

 Link: https://www.ifmo.de/files/publications_content/2006/ifmo_2006_H2_Infrastruktur_de.pdf

 Kernpunkt: Wasserstoff-Tankstellen und -Fahrzeuge

 Inhalte: Überblick Kraftstoffe, Rechtsetzung durch die EU und rechtliche Rahmenbedingungen in

Deutschland (jeweils: Herstellung und Lagerung von H2, Transport und Verteilung, Tankstellen mit

und ohne lokale H2-Erzeugung, Herstellung, Wartung und Recycling von H2-Fahrzeugen, Nutzung

von H2-Fahrzeugen)

 Anhang: Tabellarische Übersicht Rechtsquellen mit Fundstellen

Wasserstoff-Tankstellen – Ein Leitfaden für Anwender und Entscheider

 Veröffentlichung: Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz, 12/2013

 Link: https://www.h2bz-hessen.de/mm/Wasserstofftankstellen_web.pdf

 Kernpunkt: Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Technologie

 Inhalte: Wasserstoff und Brennstoffzellen, Perspektiven für mobile H2BZ-Anwendungen, Wasser-

stoff-Erzeugung und Verteilung, Wasserstoff-Tankstellen (Übersicht Normen, Verordnungen und

Richtlinien; Checkliste zur Projektierung und zum Betrieb), Wirtschaftlichkeit

 Anhang: die 10 häufigsten Fragen, Datenblatt und Umrechnungstabellen

Leitfaden für die Errichtung von öffentlich zugänglichen Wasserstoff-Tankstellen im Land Meck-

lenburg-Vorpommern

 Veröffentlichung: Landesenergie- und Klimaschutzagentur, 06/2019

 Link: https://www.lekamv.de/wp-content/uploads/2019/10/LEKA-LF-Wasserstoff-web.pdf

 Kernpunkt: Errichtung von H2-Tankstellen, Verweise auf andere Quellen

 Inhalte: Kurzeinführung zu H2-Tankstellen, Entwicklung und Status Quo in Deutschland, Errichtung

von H2-Tankstellen

 Anhang: Brennstoffzellenfahrzeuge
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Genehmigungsleitfaden für Wasserstoff-Stationen

 Veröffentlichung: NOW, 2018

 Link: https://www.h2-genehmigung.de/

 Kernpunkt: Ablauf Genehmigungsprozess und kurze Beschreibungen

HyLAW: Nationales Strategiepapier – Deutschland

 Veröffentlichung: Deutscher Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Verband und Hydrogen Europe,

12/2018

 Link: https://www.hylaw.eu/sites/default/files/2018-12/20181217%20National%20Policy%20Pa-

per%20DE%20de%20Final.pdf

 Inhalte: Wasserstoff als Kraftstoff, Wasserstoff Transport und Verteilung, Tankstellen, Fahrzeuge,

Schiffe, Rechtslage für PtG, H2-Einspeisung in das öffentliche Gasnetz

Ausführungen zum Genehmigungsverfahren für Tankstellen im Straßenverkehr sind im genehmigungs-

rechtlichen Leitfaden in Kap. 3.5.1 „Anschluss an Tankstellen im Straßenverkehr“ zu finden.

7.3.2 Anschluss an H2-Tankstellen im Schienenverkehr

Die wichtigsten technischen Regeln und Normen werden in Tab. 7.2 aufgelistet und der jeweilige Anwen-

dungsbereich, der Adressat und die wesentlichen Inhalte kurz beschrieben.

Tab. 7.2 – Übersicht über technische Regelwerke und Normen mit Bezug auf Wasserstoff-

Tankstellen im Schienenverkehr

Regel/Norm Bezeichnung Inhalte

VdTÜV MB TANK

965

Anfahrschutz oberirdischer Lagerbe-

hälter an Tankstellen sowie Füllanla-

gen von Landfahrzeugen mit Druckga-

sen zur Abgabe an Dritte

Kombinierte H2-Tankstellen für eine

eisenbahn- und straßenverkehrssei-

tige Betankung (Standort, Höchst-

geschwindigkeiten, Anprallschutz)

DIN EN 50122-1 /

VDE 0115-3

Bahnanwendungen - Ortsfeste Anla-

gen - Elektrische Sicherheit, Erdung

und Rückleitung - Teil 1: Schutzmaß-

nahmen gegen elektrischen Schlag

Nur elektrifizierte Eisenbahnstre-

cken mit Strom-Oberleitung oder

schienenseitiger Stromversorgung

DIN EN 50125-3 /

VDE 0115-108-3

Bahnanwendungen – Umweltbedin-

gungen für Betriebsmittel - Teil 3: Um-

weltbedingungen für Signal- und Tele-

kommunikationseinrichtungen

Kommunikationseinrichtungen z. B.

für die Fernfreigabe / Fernfreischal-

tung von Wasserstofftankstellen zur

Betankung von Zügen

TRBS 3151 / TRGS

751

(11-2019)

Vermeidung von Brand-, Explosions-

und Druckgefährdungen an Tankstel-

len und Gasfüllanlagen zur Befüllung

von Landfahrzeugen

Räumliche Grenzen, Aufbau und

Einsatzzweck der Komponenten,

notwendige Verkehrsflächen, Wirk-

bereiche, Schutzabstände, Schutz-

maßnahmen

Nachfolgend ist eine Übersicht über bereits existierende Leitfäden und Studien zum Thema Errichtung von

Wasserstoff-Tankstellen im Schienenverkehr aufgeführt. Dort finden Sie detailliertere Ausführungen zu

dem Thema.
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Ergebnisbericht: Studie – Wasserstoff-Infrastruktur für die Schiene

 Veröffentlichung: NOW, 2016

 Link: https://www.now-gmbh.de/content/1-aktuelles/1-presse/20160701-bmvi-studie-untersucht-

wirtschaftliche-rechtliche-und-technische-voraussetzungen-fuer-den-einsatz-von-brennstoffzellen-

triebwagen-im-zugverkehr/h2-schiene_ergebnisbericht_online.pdf

 Inhalte: Infrastruktur, technische Voraussetzungen, Betrieb, rechtliche Rahmenbedingungen, Akzep-

tanz und Synergien, Fallstudie Bremervörde

Schlussbericht Machbarkeitsstudie – Pilotprojekt Einsatz von H2BZ-Triebwagen in Thüringen

 Veröffentlichung: Bauhaus-Universität Weimar, 01/2019

 Link: https://umwelt.thueringen.de/fileadmin/001_TMUEN/Unsere_Themen/Energie/Elektromobili-

taet/schlussbericht_machbarkeitsstudie_pilotprojekt_h2bz-triebwagen.pdf

 Inhalte: Hintergrundanalyse H2BZ-Antriebe im Eisenbahnverkehr, Potentiale in Thüringen, Dimensio-

nierung von mit erneuerbaren Energien versorgten H2-Tankstellen für den Eisenbahnbetrieb, Kon-

zeption für den Einsatz von H2BZ-Triebwagen in einem Pilotprojekt in Thüringen

 Anhang: Eisenbahnstrecken in Thüringen, Anforderungen an H2-Tankstellen entsprechend den rele-

vanten technischen Regeln und Normen, Dimensionierung, Ablaufschema Ermittlung Gestehungs-

kosten

7.3.3 Sonstige Besonderheiten

Manche PtG-Anlagen verfügen über eine Trailerabfüllstation und/oder die Möglichkeit zur Flaschenabfül-

lung. Hierfür existieren aktuell zwei DIN-Normen im Entwurf:

 DIN EN ISO 19884:2018-04: Gasförmiger Wasserstoff – Flaschen und Großflaschen zur Ortsfesten

Lagerung

 DIN EN 17339:2018-12: Ortsbewegliche Gasflaschen – Vollumwickelte Flaschen und Großflaschen

aus Kohlenstoff-Verbundwerkstoffen für Wasserstoff

Ausführungen zum Genehmigungsverfahren für Tankstellen im Schienenverkehr sind im genehmigungs-

rechtlichen Leitfaden in Kap. 3.5.2 „Anschluss an Tankstellen im Schienenverkehr“ zu finden.

7.4 Industrieanlagen

Im Industriesektor besteht ein hohes Einsparpotential an Treibhausgasemissionen, das zu einem beträcht-

lichen Teil durch die Verwendung von grünem Wasserstoff genutzt werden kann. Industriezweige mit ho-

hem Wasserstoffbedarf bzw. Potential zur Nutzung von grünem Wasserstoff als Ersatz für fossile Ressour-

cen sind unter anderem die chemische Industrie, die Stahl- und Eisenindustrie sowie die petrochemische

Industrie (Raffinerien). Diesen Wasserstoffbedarf kann man mittels Erzeugung in einer PtG-Anlage de-

cken, die auf dem Gelände der Industrieanlage errichtet wird. In diesem Fall wird die PtG-Anlage als über-

wachungsbedürftige Anlage eingestuft und unterliegt damit dem Anwendungsbereich der technischen Re-

geln. In Abb. 7.4 dargestellt, welche der nachfolgenden Kapitel sowohl für Betreiber als auch für Betreiber,

die gleichzeitig Herstellerpflichten zu erfüllen haben, in diesem Fall relevant sind.
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Abb. 7.4 – Übersicht relevanter Kapitel bei PtG-Anlagen, die zur Wasserstoffversorgung von In-

dustrieanlagen, stahlerzeugenden Anlagen oder Raffinerien eingesetzt werden. Urheberin: GRS

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist die Industrieanlage einzubeziehen. Auch ist zu prüfen, welche neuen

Gefährdungen durch die PtG-Anlage für die Industrieanlage entstehen. Entsprechend muss die Gefähr-

dungsbeurteilung für die Industrieanlage ebenfalls angepasst werden.

Grundsätzlich gelten für die o.g. Industrieanlagen die üblichen und in diesem Leitfaden beschriebenen

Anforderungen für Arbeitsschutz, Betriebssicherheit und Umweltschutz. Zusätzlich ist die Lagerung von

Gefahrstoffen als wichtiger Aspekt hervorzuheben. Ob die Lagerung von Gefahrstoffen für eine auf dem

Anlagengelände zu errichtende PtG-Anlage von Bedeutung ist, hängt von den örtlichen Gegebenheiten

ab. Befindet sich die PtG-Anlage nahe an einer oder mehreren Lagerstellen entzündlicher Stoffe, ist dies

in der Gefährdungsbeurteilung und den Brand- und Explosionsschutzkonzepten zu beachten. Zur Lage-

rung von Gefahrstoffen sind die folgenden Technischen Regeln zu beachten:

 TRGS 407: Tätigkeiten mit Gasen - Gefährdungsbeurteilung

 TRGS 510: Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behältern

 TRGS 3145/TRGS 745: Ortsbewegliche Druckgasbehälter – Füllen, Bereithalten, innerbetriebliche

Beförderung, Entleeren

 TRBS 3146/TRGS 746: Ortsfeste Druckanlagen für Gase

Zusätzlich zu den allgemeinen Anforderungen stellt jede Industrieanlage, stahlerzeugende Anlage und

Raffinerie typischerweise eigene, hausinterne Anforderungen an den Bau neuer Anlagenteile im Rahmen

einer Werksnorm. Diese Werksnormen sind nicht öffentlich zugänglich. Sie sind beim Betreiber der Indust-

rieanlage, stahlerzeugenden Anlage oder Raffinerie zu erfragen und bei Planung, Errichtung, Inbetrieb-

nahme und Betrieb der PtG-Anlage zu berücksichtigen.

Der Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) bietet seinen Mitgliedern eine Service-Plattform mit dem

Namen „Technische Regelwerke“ an. Dort werden neben einer umfassenden Datenbank des Vorschriften-

und Regelwerks der chemischen Industrie Informationen über aktuelle Entwicklungen zum Thema veröf-
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fentlicht, zudem wird auf Leitfäden und Infoblätter des VCI verwiesen (VCI1, 2020). Das Infoblatt „Chemie-

relevante Normung“ des VCI weist beispielsweise auf Normenausschüsse des DIN hin, die für Anlagen

der chemischen Industrie relevant sein können (VCI, 2014). Eine Gesamtübersicht der Normenausschüsse

des DIN ist unter (DIN, 2020) zu finden. Der VCI ist in verschiedenen Normungsgremien als Interessen-

vertretung seiner Mitgliedsunternehmen beteiligt. (VCI, 2016, S. 9 f.).

Der VCI bietet zudem unter (VCI2, 2020) eine Sammlung von Leitfäden zu verschiedenen Themen an, die

für Anlagen der chemischen Industrie relevant sein können. Für PtG-Anlagenbetreiber oder Hersteller

könnten folgende Leitfäden interessant sein:

 Umgang mit Fremdfirmen und Kontraktoren (VCI1, 2016)

 Montage von Flanschverbindungen in verfahrenstechnischen Anlagen (VCI2, 2016)

 Anwendung der Maschinenrichtlinie in verfahrenstechnischen Anlagen (VCI1, 2012)

 Notfallmanagement – Gefahrenabwehr (VCI, 2018)

 Notfall- und Krisenkonzept Blackout (VCI1, 2019)

 Lastfall Erdbeben im Anlagenbau (VCI2, 2019)

 Gefahrstoffinformation bei Wartung/Instandhaltung kontaminierter Anlagenteile (VCI2, 2012)

 Beherrschung der umgebungsbedingten Gefahrenquelle Starkwind (VCI3, 2019)

Im Bereich Arbeitsschutz erstellt die Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie (BGRCI)

Regeln, Vorschriften und Merkblätter. In den meisten Fällen haben diese auch eine Kennung der Deut-

schen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), die der Dachverband für verschiedene Berufsgenossen-

schaften und Unfallkassen ist. Hilfreiche BGRCI-Dokumente sind u. a.

 BG RCI A 016 „Gefährdungsbeurteilung – Sieben Schritte zum Ziel“, Oktober 2016 (BGRCI, 2016)

- Darstellung der wesentlichen Schritte bei der Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung

- Hinweise zur Dokumentation und Fortschreibung

 BG RCI A 017: „Gefährdungsbeurteilung – Gefährdungskatalog“, Oktober 2017 (BGRCI, 2017)

Auf der Webseite „Chemical Parks“ wird darüber hinaus eine Übersicht mit Chemieparks angeboten, die

Anlagenbetreiber bei der Suche nach einem geeigneten Ort für ihre PtG-Anlage unterstützen kann (CP,

2020).

Darüber hinaus erstellt der Fachverband Dampfkessel-, Behälter- und Rohrleitungsbau e.V. (FDBR) tech-

nische Regeln. Sie unterscheiden

 FDBR-Merkblätter, die in kurzer Form Positionen zu spezifischen technischen Aspekten oder zu

übergreifenden Fragestellungen vorrangig des Technikrechts beschreiben

 FDBR-Normen, die konkrete Handlungsempfehlungen zu technischen Fragen enthalten, die in Re-

gelwerken der Normungsinstitute nicht oder unzureichend berücksichtigt werden, und

 FDBR-Richtlinien, die im inhaltlichen Charakter den FDBR-Normen entsprechen, aber zusätzliche

Erläuterungen enthalten und damit eine umfassendere Darstellung bieten
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Eine Liste verfügbarer FDBR-Dokumente findet sich unter

 https://www.fdbr.de/fileadmin/files/pdf/Publikationen/FDBR-Fachpublikationen.pdf

Hierzu zählen z. B.

 FDBR-MB 1 „Begriffsdefinition Hersteller/Lieferant zur Druckgeräterichtlinie

 FDBR-MB 9 „CE-Kennzeichnung im Kraftwerksbau“

 FDBR-MB 10 „Inbetriebsetzung von Anlagen vor dem Hintergrund der BetrSichV“

 FDBR-MB 11 „Druckgeräteverordnung, BetrSichV – Schnittstellenproblematik

 FDBR-MB 12 „Gefährdungsbeurteilung der Inbetriebsetzung“

 FDBR-MB 15 „Hinweise zum Erstellen einer Betriebsanleitung“

 FDBR-MB 27 „Risikoanalyse und Risikobewertung von Druckgeräten und Baugruppen gemäß Richt-

linie 2014/68/EU“

 FDBR-MB 28 „Risikoeinschätzung von druckbedingten Gefährdungen“

Für die petrochemische Industrie und Raffinerien existieren zahlreiche spezifische Normen, die auf der

Seite des DIN zu finden sind (www.din.de). Hierzu zählen u. a.

 DIN 28000 – Chemischer Apparatebau - Dokumentation im Lebensweg von Prozessanlagen

 DIN EN ISO 10628 - Schemata für die chemische und petrochemische Industrie

Ausführungen zur genehmigungsrechtlichen Situation des Anschlusses einer PtG-Anlage an Industriean-

lagen sind im genehmigungsrechtlichen Leitfaden in Kap. 3.4 „Anschluss an Industrieanlagen“ zu fin-

den.

7.5 Rückverstromung

Als Rückverstromung ist im Rahmen dieses Leitfadens die Stromerzeugung aus Gasen definiert, die voll-

ständig oder anteilig in einer PtG-Anlage auf Basis elektrischer Energie erzeugt wurden. Solche Stromer-

zeugungseinheiten müssen, wie auch Gaserzeugungseinheiten, im Marktstammdatenregister (siehe Kap.

6.5) registriert werden. Stromerzeugungseinheiten und KWK-Anlagen, wenn sie weder unmittelbar noch

mittelbar an ein Stromnetz angeschlossen sind oder an ein Stromnetz angeschlossen werden sollen, sind

von der Pflicht zur Registrierung ausgenommen.

7.5.1 Stromerzeuger in EnWG und BetrSichV

Anlagen zur Stromerzeugung für die allgemeine Stromversorgung sind Energieanlagen gemäß § 3 Nr. 15

EnWG. Damit gelten die Anforderungen an Energieanlagen nach § 49 EnWG, wonach sie so zu errichten

und zu betreiben sind, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Vorbehaltlich sonstiger Rechtsvor-

schriften sind dazu die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten, deren Einhaltung für An-
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lagen zur Erzeugung von Elektrizität vermutet wird, wenn die technischen Regeln des VDE e. V. eingehal-

ten werden (§ 49 Nr. 1 und Nr. 2 EnWG). Weitere Aspekte, die aus der Einstufung als Energieanlage

folgen, sind in Kap. 6.3 beschrieben.

Wie in Kap. 3.2.1 beschrieben, hat die Einstufung als Energieanlage gemäß EnWG Auswirkungen auf die

Anwendung der BetrSichV hinsichtlich Überwachungsbedürftigkeit und Erlaubnispflicht von Druckanlagen.

Bestimmte Stromerzeuger, z. B. Gas- und Dampfkraftwerke, können demnach sowohl eine Energieanlage

sein als auch mit dem Dampfkessel einen überwachungsbedürftigen und erlaubnispflichtigen Bestandteil

gemäß BetrSichV beinhalten. Zudem kann eine Überwachungsbedürftigkeit und Erlaubnispflicht für Berei-

che mit Explosionsgefährdungen bestehen.

7.5.2 Lärm- und Schadstoffemissionen

Für eine Beschreibung der Regelwerke zu Lärm- und Schadstoffemissionen von Stromerzeugern wird auf

das Kapitel 3.6 „Anschluss an eine Rückverstromungseinheit“ im genehmigungsrechtlichen Leitfaden

verwiesen.

7.5.3 Stromnetzanschluss von Erzeugungsanlagen

Das Regelwerk und die Anforderungen zum Netzanschluss von PtG-Anlagen werden in Kap. 6.3 erläutert.

Bis auf die Anschlussbedingungen für die Niederspannung beinhalten die dort genannten VDE-Regel-

werke neben den Anforderungen für Lasten auch die Anforderungen für Erzeugungsanlagen. Für Erzeu-

gungsanlagen in der Niederspannung gibt die VDE-AR-N 4105. In den TAR und TAB werden vielfältige

technische Anforderungen an Stromerzeuger gestellt, unter anderem

 die Wirk- und Blindleistungsabgabe,

 erforderliche Mess- und Schutzeinrichtungen,

 zu installierende Fernwirktechnik und

 die mögliche bzw. verpflichtende Fähigkeit zur Erbringung von Systemdienstleistungen.

Netzanschlüsse im Übertragungsnetz unterliegen zusätzlich der KraftNAV77, in die organisatorischen Rah-

menbedingungen für den Netzanschluss von Erzeugungsanlagen mit einer Nennleistung ab 100 MW an

Stromnetze mit einer Nennspannung von mindestens 110 kV festgelegt sind.

Für den Netzanschluss von Erzeugungsanlagen ist nach den genannten VDE-Anschlussbedingungen eine

EZA-Konformitätserklärung erforderlich, mit der bestätigt wird, dass die errichtete und Betrieb genom-

mene Erzeugungsanlage den Anforderungen der Netzanschlussbedingungen entspricht und zudem ge-

mäß Anlagenzertifikat errichtet und in Betrieb gesetzt wurde (für Mittelspannung in der VDE-AR-N 4110,

Abschnitt 11). Die Konformitätserklärung muss spätestens sechs Monate nach der Inbetriebnahme vorlie-

77 Verordnung zur Regelung des Netzanschlusses von Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie (Kraftwerks-Netzanschluss-

verordnung - KraftNAV), Stand: 26. Juni 2007

135DVGW-Information Gas  Nr. 27       



136 DVGW-Information Gas Nr. 27

gen. Grundlage für die Konformitätserklärung sind u. a. ein Anlagenzertifikat, eine Inbetriebnahmebestäti-

gung und Prüfprotokolle. Grundlage dieses Nachweises für Erzeugungsanlagen ist die Verordnung

NELEV78, wo auch die Anforderungen an die Zertifizierungsstelle gestellt werden.

7.5.4 Weiterführende Schriften und Leitfäden

Nachfolgend ist eine Übersicht über bereits existierende Leitfäden zu in diesem Leitfaden nicht behandel-

ten Themen für Stromerzeugungsanlagen gegeben:

Übersicht zu Explosionsschutzregelwerken, -konzepten und -prüfungen von Blockheizkraftwerken

 Auf die Größe kommt es an. Explosionsschutz für mit Erdgas betriebene Blockheizkraftwerke. Maga-

zin für Prävention, Rehabilitation und Entschädigung, BG ETEM, Ausgabe 4 2016. (Pachurka &

Seemann, 2016).

Rechtlicher Rahmen für die Power-to-Gas-Stromspeicherung

 Kernpunkt: Verortung von PtG zur Stromspeicherung im regulatorischen und rechtlichen Regelwerk

 Inhalte: Eine ausführliche Übersicht rechtlicher und regulatorischer Themen im Kontext der Nutzung

von PtG zur Stromspeicherung, also eines Systems aus PtG-Anlage, Speicherung im Gasnetz oder

vor Ort in einem Gasspeicher mit zeitlich versetzter Rückverstromung. Es wird z. B. die Definition

dieser Technologiekombination als (Strom-) Speicher in verschiedenen Regelwerken und Gesetzen

diskutiert (S.36, f.) und Kosten wie Netzentgelte und die EEG-Umlage in diesem Kontext tiefgehend

erläutert.

 Veröffentlichung: Lietz, Franziska: Rechtlicher Rahmen für die Power-to-Gas-Stromspeicherung. In

Schriften zum Umweltenergierecht, Band25, Herausgegeben von Schulze-Fielitz, Helmuth; Müller,

Thorsten; Schlacke Sabine in Zusammenarbeit mit der Stiftung Umweltenergierecht. Nomos Verlags-

gesellschaft, Baden-Baden 2017. https://doi.org/10.5771/9783845285306

VDI 3985 - Grundsätze für Planung, Ausführung und Abnahme von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen

mit Verbrennungskraftmaschinen

 Inhalte: Leitfaden für die Planung, Ausführung und Abnahme von Blockheizkraftwerken (BHKW) mit

Verbrennungsmotoren oder Gasturbinen

 Veröffentlichung: VDI 3985 des VDI-Fachbereich Energietechnik, herausgegeben durch die VDI-Ge-

sellschaft Energie und Umwelt, Stand: August 2018.

Planungsleitfaden: Brennstoffzellen für unterbrechungsfreie Stromversorgung (USV) und Netzer-

satzanlagen (NEA)

 Inhalte: Leitfaden für die Planung, Ausführung und Sicherheitsbewertung (GBU, Risikoanalyse) von

Brennstoffzellen zur Ersatzstromversorgung

78 Verordnung zum Nachweis von elektrotechnischen Eigenschaften von Energieanlagen (NELEV), Stand: 12. Juni 2017
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 Veröffentlichung: Clean Power Net (CPN) (Hrsg.): Planungsleitfaden – Brennstoffzellen für Unterbre-

chungsfreie Stromversorgung (USV) und Netzersatzanlagen (NEA). 2018

Ausführungen zur genehmigungsrechtlichen Situation des Anschlusses einer PtG-Anlage an eine Rück-

verstromungseinheit sind im genehmigungsrechtlichen Leitfaden in Kap. 3.6 „Anschluss an eine Rück-

verstromungseinheit“ zu finden.

8 Gesamtübersicht über Aufgaben und Pflichten

In diesem Kapitel werden zunächst im Rahmen eines zeitlichen Ablaufs die in den letzten Kapiteln be-

schriebenen Aufgaben und Pflichten von Betreibern und Herstellern dargestellt. Anschließend wird auf die

durchzuführenden Prüfungen eingegangen.

8.1 Zeitlicher Ablauf für Hersteller und Betreiber von der Planung zum Betrieb von PtG-Anlagen

Abb. 8.1 zeigt den zeitlichen Ablauf von der Planung bis zum Betrieb einer PtG-Anlage sowie die entspre-

chenden Aufgaben der Betreibers und des Herstellers in der jeweiligen Phase. Darüber hinaus ist darge-

stellt, welche der in den letzten Kapiteln genannten Gesetze und Verordnungen zu welchem Zeitpunkt zu

berücksichtigen sind. Die Graphik stellt damit eine Zusammenfassung der in Kap. 4.2 und Kap. 5.1 ge-

nannten Aufgaben für Betreiber und Hersteller (bzw. Betreiber mit und ohne Herstellerpflichten) dar.

Aufgaben und Pflichten, die mit der Genehmigung der PtG-Anlage in Zusammenhang stehen, werden im

genehmigungsrechtlichen Leitfaden ausführlich beschrieben. Angaben, die im Zusammenhang mit der

Störfallverordnung (12. BImSchV) getroffen wurden, gelten nur, wenn bestimmte Mengenschwellen über-

schritten werden. Dies wird ebenfalls im genehmigungsrechtlichen Leitfaden erläutert und dargestellt.
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Abb. 8.1 – Zeitlicher Ablauf von der Planung bis zum Betrieb der PtG-Anlage. Urheberin: GRS

8.2 Prüfungen durch den Betreiber

Im folgenden Kapitel sind die für PtG-Anlagen durchzuführenden Prüfungen aus Sicht des Betreibers dar-

gestellt. Es handelt sich dabei um Prüfungen von Arbeitsmitteln nach § 14 BetrSichV und zusätzlich dazu

Prüfungen für überwachungsbedürftige Anlagen nach §§ 15 bis 17 BetrSichV, erlaubnispflichtige Anlagen

nach § 18 BetrSichV oder Energieanlagen im Sinne des EnWG. Eine Entscheidungshilfe zur Einstufung

von PtG-Anlagen in diese Kategorien ist in Kap. 3.2.1 gegeben.
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Die durchzuführenden Prüfungen sind allgemein im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung (GBU) festzule-

gen. Hierbei ist insbesondere auf die Maßgaben der BetrSichV, die Informationen des Herstellers des

Arbeitsmittels, zusätzliche Anforderungen für überwachungsbedürftige und Energieanlagen sowie Regeln

und Empfehlungen des Ausschusses für Betriebssicherheit (TRBS und EmpfBS) zu beachten. Als weitere

Erkenntnisquellen können außerdem andere Regelwerke und Erkenntnisse der gesetzlichen Unfallversi-

cherungsträger der Länder sowie der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin sowie Maßnah-

men, die sich in der Praxis bewährt haben, dienen (Veröffentlichungen von z. B. Industrieverbänden und

Branchenstandards). Auf die Durchführung der GBU wird außerdem detailliert in Kap. 4.5 eingegangen.

Eine Liste zur Übersicht über die durchzuführenden Prüfungen ist in Anhang I dargestellt.

8.2.1 Prüfung von Arbeitsmitteln

Die Verpflichtung zu Prüfungen für Arbeitsmittel nach § 14 BetrSichV richtet sich grundsätzlich an den

Arbeitgeber (vgl. Kap. 4.1 „PtG-Anlagenbetreiber als Arbeitgeber“). Dabei ist eine PtG-Anlage immer als

Arbeitsmittel im Sinne der BetrSichV zu verstehen. Prüfungen von Arbeitsmitteln sind vor jeder Inbetrieb-

nahme nach einer Montage (sofern die Sicherheit von den Montagebedingungen abhängt), nach prüfpflich-

tigen Änderungen und bei Arbeitsmitteln die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind wieder-

kehrend durchzuführen. Darüber hinaus sind ggf. für überwachungsbedürftige Anlagen, erlaubnispflichtige

Anlagen und Energieanlagen zusätzliche Prüfanforderungen zu beachten, auf die im weiteren Laufe dieses

Kapitels näher eingegangen wird. Da die Prüfung vor Inbetriebnahme auf der Konformitätsbewertung der

Hersteller aufsetzt, müssen Prüfinhalte, die im Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens bereits

geprüft und dokumentiert wurden, nicht erneut geprüft werden.

Nach der TRBS 1201 sind Prüfungen, die nach Maßgaben der BetrSichV durchgeführt werden, in eine

Ordnungsprüfung und eine technische Prüfung unterteilt. Im Zuge der Ordnungsprüfung ist zu prüfen:

 Sind erforderliche Unterlagen vorhanden

- für Arbeitsmittel nach Maßgaben der Gefährdungsbeurteilung

- für überwachungsbedürftige und erlaubnispflichtige Anlagen zusätzlich Maßgaben nach TRBS

1201 Teil 1-4

 Wird das Arbeitsmittel gemäß des Ergebnissees der GBU eingesetzt und verwendet

 Sind Prüfumfang- und Fristen definiert

 Stimmen die technischen Unterlagen und Ausführungen überein

 Sind die Beschaffenheit des Arbeitsmittels oder Betriebsbedingungen seit der letzten Prüfung geän-

dert worden

 Sind die von der Behörde entsprechend des Genehmigungsbescheids erteilten Auflagen eingehalten

worden

Bei der technischen Prüfung werden mit dazu geeigneten Verfahren sicherheitstechnisch relevante Merk-

male eines Arbeitsmittels auf Zustand, Vorhandensein und ggf. Funktionsfähigkeit am Objekt selbst ge-

prüft. Dazu zählen beispielsweise:

 Äußere oder innere Sichtprüfung

 Prüfung der Funktionsfähigkeit der Schutz- und Sicherheitseinrichtungen
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 Prüfung mit Mess- und Prüfmitteln

 Labortechnische Untersuchung

 Zerstörungsfreie Prüfung

 Prüfung mit datentechnisch verknüpften Messsystemen (z. B. Online-Überwachung)

Ermittlung der Prüfpflicht bei Änderung

Aufgrund der Vielzahl möglicher Arbeitsmittel und Änderungen kann nicht pauschal festgelegt werden,

wann eine prüfpflichtige Änderung oder eine Änderung, aus der sich Herstellerpflichten ergeben, vorliegt.

Die TRBS 1201 beinhaltet allerdings eine Hilfestellung zur Bestimmung, ob eine Änderung prüfpflichtig ist

oder nicht.

Zur Prüfung befähigte Personen

Prüfungen von Arbeitsmitteln im Sinne der BetrSichV sind von einer dazu befähigten Person durchzufüh-

ren. Die Anforderungen an die „zur Prüfung befähigten Personen“ werden in der TRBS 1203 näher erörtert.

Wiederkehrende Prüfungen

Arbeitsmittel, die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind, die zu Gefährdungen von Beschäf-

tigten führen können, sind wiederkehrend zu prüfen. Art, Umfang sowie Fristen der wiederkehrenden Prü-

fungen nach § 3 Absatz 6 BetrSichV sind im Rahmen der GBU zu ermitteln.

Prüfungen an nicht überwachungsbedürftigen, druckbeaufschlagten Arbeitsmitteln (§14 BetrSichV

– TRBS 1202 Teil 2)

Für Druck beaufschlagte Arbeitsmittel sind in der TRBS 1202 Teil 2 auch für den Fall, dass diese nicht als

überwachungsbedürftig eingestuft werden, konkrete Anforderungen festgeschrieben.

Vor erstmaliger Verwendung sind demnach für druckbeaufschlagte Arbeitsmittel, deren Sicherheit von den

Montagebedingungen abhängt, im Wesentlichen

 der ordnungsgemäße Zusammenbau einschließlich der Kompatibilität der einzelnen Anlagenteile

 das Vorhandensein der erforderlichen sicherheitstechnischen Ausrüstungsteile

 die Aufstellung, Halterung und der Schutz gegen mechanische Beschädigungen

zu prüfen.

Vorausgesetzt mögliche Druckgefährdungen können nicht durch einen periodischen Austausch von Ar-

beitsmitteln, Teilen davon oder anderen Maßnahmen ausgeschlossen werden, sind im Rahmen der GBU

Fristen für wiederkehrende Prüfungen durch den Arbeitgeber festzulegen. Als Grundlage können hierbei

neben Herstellerangaben die Erfahrungen des Arbeitgebers dienen. Die Prüfinhalte sind abhängig von den

jeweils möglichen Schädigungsmechanismen und können zum Beispiel umfassen:

 eine Festigkeitsprüfung

 eine Sichtprüfung
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 Oberflächenrissprüfungen

 Gefügeuntersuchungen

 Wanddickenmessungen

Wie für andere Arbeitsmittel sind auch bei druckbeaufschlagten, nicht überwachungsbedürftigen Arbeits-

mitteln nach Änderungen mitunter Prüfungen durchzuführen. Auf die Beurteilung, wann eine Änderung der

Prüfpflichtigkeit unterliegt, wurde zu Beginn dieses Kapitels bereits eingegangen. Die Inhalte der Prüfung

stehen in Abhängigkeit zur jeweiligen Änderung und können zum Beispiel umfassen:

 Ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten bei Umbauten/Reparaturen an Druckgeräten

 Bewertung der konstruktiven Ausführung

 Druck- oder Dichtheitsprüfungen

 Prüfung der Auslegungsparameter aller Druck beaufschlagten Komponenten sowie Eignung und

Funktionsfähigkeit der sicherheitsrelevanten Ausrüstung

Des Weiteren sind druckbeaufschlagte Arbeitsmittel nach außergewöhnlichen Ereignissen, die schädi-

gende Auswirkungen auf die Sicherheit haben können, vor Wiederinbetriebnahme in Abhängigkeit des

jeweiligen Ereignisses zu prüfen. Diese können zum Beispiel umfassen:

 Sichtprüfung auf mechanische Beschädigungen

 Gefügeuntersuchungen nach thermischer Überbeanspruchung

 Zerstörungsfreie Prüfungen an stellen mit erhöhten Beanspruchungen durch mechanische Beschädi-

gung oder nach Überschreitung der zulässigen Betriebsparameter

 Funktionsfähigkeit von Ausrüstungsteilen mit Sicherheitsfunktion

Sind Instandsetzungsarbeiten an Geräten, Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtun-

gen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU (ATEX-Richtlinie) erforderlich, ist die TRBS 1201 Teil 3 zu beach-

ten.

8.2.1.1 Überwachungsbedürftige und Erlaubnispflichtige Anlagen

Für Anlagen, die als überwachungsbedürftig eingestuft werden und ggf zusätzlich der Erlaubnispflicht un-

terliegen, sind nach §§ 15 bis 17 (überwachungsbedürftig) bzw. § 18 (erlaubnispflichtig) BetrSichV zusätz-

liche Vorschriften für die Prüfung vor Inbetriebnahme, vor Wiederinbetriebnahme, nach prüfpflichtigen Än-

derungen sowie für wiederkehrende Prüfungen zu beachten.

Prüfungen an überwachungsbedürftigen und erlaubnispflichtigen Anlagen sind von zugelassenen Überwa-

chungsstellen (ZÜS) nach Anhang 2 Abschnitt 1 BetrSichV oder zur Prüfung befähigten Personen durch-

zuführen (siehe hierzu auch Kap. 8.4).

Wie für die generelle Prüfung von Arbeitsmitteln werden Art, Umfang und einzuhaltende Prüffristen der

erforderlichen Prüfungen von überwachungsbedürftigen und erlaubnispflichtigen Anlagen im Rahmen der

GBU nach den Maßgaben von Anhang 2 Abschnitte 2-4 der BetrSichV festgelegt. Auf die Prüfungen selbst
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wird in der TRBS 1201 Teil 1-4 näher eingegangen. Im Zusammenhang mit PtG-Anlagen sind hierbei

entsprechend Anhang 2 Abschnitt 3 und 4 BetrSichV im wesentlichen TRBS 1201 Teil 1 „Prüfungen von

Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen“ und TRBS 1201 Teil 2 „Prüfungen und Kontrollen bei Ge-

fährdungen durch Dampf und Druck“ zu berücksichtigen, welche im Folgenden näher beschrieben werden.

8.2.1.1.1 Prüfung von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen

Nach BetrSichV Anhang 2 Abschnitt 3 sind Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen vor erstmaliger

Inbetriebnahme sowie vor der Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen auf die Explosions-

sicherheit hin zu prüfen. Dies betrifft auch Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen sowie beispielsweise

Gaswarngeräte und Lüftungsanlagen, die dem sicheren Betrieb der Anlage dienen. Für Energieanlagen

wird gleichermaßen die Durchführung von Prüfungen für den Explosionsschutz im Sinne der BetrSichV

gefordert.

Dabei ist das im Explosionsschutzdokument festgehaltene Explosionsschutzkonzept und die Zoneneintei-

lung zu berücksichtigen. Beides ist ausführlich in Kap. 4.7 beschrieben. Der Umfang der durchzuführenden

Prüfungen ist grundsätzlich in TRBS 1201 Teil 1 beschrieben, kann aber in Abhängigkeit der Anlagenkom-

plexität in Umfang und Tiefe variieren. Es wird empfohlen, zusätzlich den Beschluss des EK ZÜS „Inhalte

der Prüfung der Explosionssicherheit durch eine ZÜS“ zu Rate zu ziehen (VdTÜV, 2016). Das Dokument

basiert auf den TRBS 1201 Teil 1 und konkretisiert die dort genannten Anforderungen entsprechend der

Vorgaben aus BetrSichV und GefStoffV.

Die grundlegenden Anforderungen an die durchzuführenden Prüfungen für Explosionsgefährdungen sind

in Anhang 2 Abschnitt 3 BetrSichV aufgeführt. Dies beinhaltet:

 Anforderungen an zur Prüfung befähigte Personen: zusätzlich zu den in § 2 Absatz 6 BetrSichV ge-

nannten Anforderungen sind die Anforderungen nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nr. 3 BetrSichV zu erfül-

len

 Prüfungen vor Inbetriebnahme (Anhang 2 Abschnitt 3 Nr. 4 BetrSichV):

- Prüfung der Explosionssicherheit vor Inbetriebnahme (beinhaltet: Ordnungsprüfung der Doku-

mentation, Einhaltung der im Rahmen der Konformitätsbewertung von der notifizierten Stelle

festgelegten Bedingungen, Erdung, Blitzschutz, Kennzeichnung, Absperrung)

- Prüfung der Explosionssicherheit vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen

(beinhaltet: Ordnungsprüfung der Dokumentation, Einhaltung der im Rahmen der Konformitäts-

bewertung von der notifizierten Stelle festgelegten Bedingungen, Erdung, Blitzschutz, Kenn-

zeichnung, Absperrung)

 Prüfpflichtige Änderungen: Zur Bewertung von prüfpflichtigen Änderungen in explosionsgefährdeten

Bereichen kann die TRBS 1123 zur Hilfe genommen werden.

 Wiederkehrende Prüfungen (nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nr. 5 BetrSichV):

- wiederkehrende Prüfungen der Ex-Anlage mindestens alle 6 Jahre,

- wiederkehrende Prüfungen von Geräten, Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvor-

richtungen, die unter die ATEX-PRL fallen, mindestens alle 3 Jahre,

- wiederkehrende Prüfungen von Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungsein-

richtungen mindestens jährlich
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Hat der Anlagenbetreiber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ein Instandhaltungskonzept entwickelt,

das gleichwertig sicherstellt, dass ein sicherer Zustand der Anlagen aufrechterhalten wird und die Explo-

sionssicherheit dauerhaft gewährleistet ist, können die wiederkehrenden Prüfungen von Geräten,

Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen sowie Lüftungsanlagen, Gaswarneinrich-

tungen und Inertisierungseinrichtungen entfallen. Das Instandhaltungskonzept ist vor Inbetriebnahme auf

seine Eignung hin zu überprüfen. TRBS 1201 Teil 1 (Abschnitte 3, 4 und 5) bietet ergänzend zur BetrSichV

Orientierungshilfen für Prüfungen vor Inbetriebnahme und wiederkehrende Prüfungen des Explosions-

schutzes. Die Ergebnisse der Prüfungen sind gemäß § 17 BetrSichV zu dokumentieren. Nützliche Hilfe-

stellungen hierzu sind im Beschluss der EK ZÜS „Mindestinhalt des Prüfberichts einer ZÜS im Erlaubnis-

verfahren bzgl. des Brand- und Explosionsschutzes“ gegeben (VdTÜV, 2018).

Zum Thema „Blitz- und Überspannungsschutz für Ex-Bereiche“ wird auf den Leitfaden der OBO Better-

mann verwiesen (OBO, 2016).

8.2.1.1.2 Anforderungen an die Prüfung von Druckanlagen

Für die Prüfungen von überwachungsbedürftigen Druckanlagen gelten die Vorschriften von §§ 15 bis 17

BetrSichV zu Prüfungen vor Inbetriebnahme, wiederkehrenden Prüfungen und Prüfaufzeichnungen und -

bescheinigungen. Die grundlegenden Anforderungen an die durchzuführenden Prüfungen für Druckanla-

gen sind in Anhang II Abschnitt 4 BetrSichV aufgeführt. Dies beinhaltet:

 Anforderungen an zur Prüfung befähigte Personen (Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 3 BetrSichV)

- Prüfungen vor Inbetriebnahme, nach prüfpflichtigen Änderungen und Wiederkehrende Prüfun-

gen sind grundsätzlich von einer ZÜS durchzuführen

- Ausnahmen, in denen eine Prüfung durch eine zur Prüfung befähigten Person nach Anhang 2

Abschnitt 4 Nr. 3 BetrSichV möglich ist, sind Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. Tabelle 2 bis 11 und Nr. 7

Tabelle 12 BetrSichV dargestellt

 Prüfungen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen (Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 4 Be-

trSichV):

- Prüfung der benötigten technischen Unterlagen auf Vollständigkeit und Plausibilität

- Vorschriftsmäßige Errichtung und sicherer Zustand der Druckanlage einschließlich ihrer Anla-

genteile

- Eignung und Funktionsfähigkeit der festgelegten organisatorischen und technischen Schutzmaß-

nahmen

 Die Prüfung vor Wiederinbetriebnahme darf sich auf das geänderte Anlagenteil beschränken, sofern

ausschließlich die Sicherheit dieses Teils und nicht der Druckanlage beeinflusst wird (TRBS 1201

Teil 2 Nr. 6.3.1 Abs. 2)

 Wiederkehrende Prüfungen (Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 5 BetrSichV):

- erfolgt mindestens alle 10 Jahre (Prüffristen sind im Rahmen der GBU festzulegen). Höchstfris-

ten für die Teilprüfungen verschiedener Anlagenteile sind Tabelle Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 5

BetrSichV zu entnehmen

- Die Herstellerempfehlungen sind zu berücksichtigen

- wiederkehrende Prüfungen setzen sich primär zusammen aus äußerer Prüfung, innerer Prüfung

und Festigkeitsprüfung. Die zuhörigen Fristen sind nachfolgend in Tab. 8.1 dargestellt
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Tab. 8.1 – Höchstfristen für die wiederkehrenden Prüfungen von Anlagenteilen durch eine

ZÜS nach BetrSichV Anhang 2

Anlagenteil Äußere Prüfung Innere Prü-
fung

Festigkeits-
prüfung

Dampfkessel

nach Nr. 6 Tab. 2 BetrSichV
1 Jahr 3 Jahre 9 Jahre

Druckbehälter

nach Nr 6 Tab. 3,4,5 und 6 Be-

trSichV

2 Jahre
(Ausnahmen nach Anhang 2
Nr.5.6 Satz 1 BetrSichV)

5 Jahre 10 Jahre

Einfache Druckbehälter

nach Nr. 6 Tab. 7 BetrSichV
Entfällt 5 Jahre 10 Jahre

Rohrleitungen

nach Nr. 6 Tab. 8,9,19 und 11

BetrSichV

5 Jahre Entfällt 5 Jahre

Für die Ermittlung der Prüffristen im Rahmen der GBU wird der „Leitfaden zur Ermittlung von Prüffristen

für Druckgeräte gemäß §§ 15 und 16 BetrSichV“ des VdTÜV (VdTÜV, 2015) empfohlen. Hat der Anlagen-

betreiber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ein Instandhaltungskonzept entwickelt, das gleichwertig

sicherstellt, dass ein sicherer Zustand der Anlagen aufrechterhalten wird und die Anlagensicherheit dau-

erhaft gewährleistet ist, können die wiederkehrenden Prüfungen entfallen.

Die Anforderungen der BetrSichV werden in der TRBS 1201 Teil 2 „Prüfungen und Kontrollen bei Gefähr-

dungen durch Dampf und Druck“ konkretisiert. Weiterhin ist das Dokument „Erläuterungen zu Prüfinhalten

der Prüfungen von überwachungsbedürftigen Druckanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 4 BetrSichV durch

ZÜS“ (VdTÜV, 2019) als weitere Erkenntnisquelle zu empfehlen.

Es ist ggf. möglich, Prüfergebnisse aus anderen Rechtsbereichen zu übernehmen (TRBS 2101 Nr. 1 Ab-

satz 4). Beispiele hierfür sind:

 Einzelne Prüfungen nach Anforderungen der 12. BImSchV (StörfallVO) i.V. mit § 29 BImSchG z. B.

nach TRAS 110

 Festigkeits- oder Dichtheitsprüfungen im Rahmen von wasserrechtlichen Prüfungen oder Prüfungen

nach GefStoffV

 Einzelne Prüfungen nach Anforderungen der 1.,13. und 17. BImSchV

 Standsicherheitsnachweise nach Baurecht

Prinzipiell ist es auch möglich ein Prüfkonzept nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 5.7 zu erstellen und dieses

von einer ZÜS bestätigen zu lassen. Einzelheiten hierzu können der TRBS 1201 Teil 2 Nr. 12 entnommen

werden.

8.2.1.2 Energieanlagen

Wie in Kap. 3.1 beschrieben, kann bei Energieanlagen der Stand der Technik nach § 49 Abs. 2 EnWG

angenommen werden, wenn die Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Gas nach dem Re-

gelwerk des Deutschen Verbands für Gas und Wasser (DVGW) und die Anlagen zur Erzeugung, Fortlei-

tung und Abgabe von Elektrizität nach dem Regelwerk des Verbandes der Elektrotechnik, Elektronik und
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Informationstechnik (VDE) errichtet wurden. Da dies selbstverständlich auch für die Prüfungen von Ener-

gieanlagen gilt, wird im Folgenden auf das DVGW-Regelwerk Bezug genommen. Für PtG-Anlagen sind

alle zu beachtenden, prüfungsrelevanten in der technischen DVGW-Regel G 220 „Power-to-Gas Energie-

anlagen: Planung, Fertigung, Errichtung, Prüfung, Inbetriebnahme und Betrieb“ ausführlich dargestellt,

welche zum Veröffentlichungszeitpunkt dieses Leitfadens in Entwurfsversion vorliegt. Äquivalent zu den

Prüfungen nach BetrSichV werden auch für Energieanlagen die Prüfinhalte und Fristen im Rahmen der

GBU festgelegt. Dies beinhaltet:

 Prüfungen vor Inbetriebnahme, einschl. wesentlichen Prüfungen…

- der Dichtheit und Festigkeit

- des Vorhandenseins aller notwendigen Sicherheitseinrichtungen

- der Wechselwirkung mit verbundenen Anlagen und Leitungen

- der Erfüllung der in dem DVGW Arbeitsblatt G 220 genannten Anforderungen und Schutzziele

- das Prüfschema Anhang E des DVGW Arbeitsblattes G 491 oder ein Prüfschema vergleichbarer

Normen kann sinngemäß angewandt werden

- für die Prüfungen zur Explosionssicherheit sind die Vorgaben ach BetrSichV Anhang 2 Abschnitt

3 zu beachten (siehe auch Kap. 8.2.1.1.1)

 Wesentliche Änderungen

- eine wesentliche Änderung liegt vor, wenn eine Veränderung der Anlage zu einer neuen Gefähr-

dung oder zu einer Erhöhung vorhandener Risiken führt und die vorhandenen Schutzmaßnah-

men bzw. Schutzfunktionen hierfür nicht ausreichend oder ungeeignet sind

- Anlagenteile, die nicht von wesentlichen Änderungen betroffen sind, müssen nicht erneut ge-

prüft werden. Die Prüfgrenze ist vor wesentlichen Änderungen in Abstimmung mit dafür befähig-

ten Personen und/oder Sachverständigen festzulegen.

- Nach wesentlichen Änderungen ist die Übereinstimmung der Maßnahmen mit den Vorgaben der

DVGW G 220 durch dafür befähigte Personen und/oder Sachverständige zu bescheinigen

 Wiederkehrende Prüfungen

- Für die Festlegung der Prüffristen aller Arten von Druckbehältern sind min. die Prüffristen der

BetrSichV und des DVGW Arbeitsblattes G 498 einzuhalten

- Die Prüffristen sind vom Betreiber in einem Prüfplan zur Inbetriebnahme festzulegen

- Die Herstellerempfehlungen sind zu berücksichtigen

 Anforderungen an zur Prüfung befähigte Personen

- Prüfungen über die Einhaltung der sicherheits-, funktions- und bautechnischen Anforderungen

an die PtG-Anlage, Bauteile und Baugruppen sowie an die Ausrüstung und der Aufbau sind

durch dafür befähigte Personen und/oder Sachverständige festzustellen und zu bescheinigen

- Sachverständige müssen in diesem Zusammenhang einer nach G 220 anerkannten Inspektions-

stelle angehören oder durch eine Zertifizierungsstelle als Sachverständige im Sinne der G 220

zertifiziert sein. Es gelten darüber hinaus die Anforderungen des DVGW-Arbeitsblattes G 100

- Prüfungen zum Schutz vor Explosionsgefährdungen sind durch zur Prüfung befähigte Personen

gemäß Anhang 2 Abschnitt 3 BetrSichV durchzuführen

- Prüfungen zum Schutz vor Druckgefährdungen sind von zur Prüfung befähigten Personen oder

von einer ZÜS durchzuführen (Abschnitt 2 BetrSichV ist zu beachten)
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8.3 Prüfungen durch den Hersteller

Unabhängig davon, ob es sich um eine erlaubnispflichtige, überwachungsbedürftige oder Energieanlage

handelt, hat ein Hersteller in erster Linie den Nachweis der Erfüllung der EU-Richtlinien oder EU-Verord-

nungen z. B. durch Nachweis der Normkonformität und der Eignung des Produktes für den vorgesehenen

Zweck zu erbringen. Grundsätzlich erfordert die Konformitätsbewertung vom Hersteller die Prüfung, ob

das Produkt / die Produkte mit den anzuwendenden Anforderungen aus den entsprechenden EU-Richtli-

nien/EU-Verordnungen übereinstimmen. Auf die Durchführung des Konformitätsverfahrens, die zu beach-

tenden Richtlinien und Module wird ausführlich in Kap. 5.1.2 ff. eingegangen. Für Energieanlagen ist dar-

über hinaus ein Nachweis über die Befähigung des Herstellers nach DVGW Arbeitsblatt G 493-1 und G

265-3 oder ein gleichwertiger Nachweis zu erbringen.

8.4 Ansprechpartner

Je nachdem, wie die PtG-Anlage eingestuft ist, sind unterschiedliche Behörden und unabhängige Stellen

zuständig. Eine Übersicht ist in Abb. 8.2 dargestellt.

Abb. 8.2 – Übersicht über Ansprechpartner für Betreiber und Hersteller von PtG-Anlagen.

Urheberin: GRS

Ist die Anlage als Energieanlage eingestuft, so ist die nach EnWG benannte Energieaufsichtsbehörde die

für die PtG-Anlage zuständige Behörde. Wird die PtG-Anlage als überwachungsbedürftige Anlage einge-

stuft, so fällt sie in den Zuständigkeitsbereich des ProdSG. Die hiernach zuständige Behörde ist die Ge-

werbeaufsichtsbehörde. In beiden Fällen handelt es sich um Länderbehörden. Eine Liste der Energieauf-

sichtsbehörden der Bundesländer ist in Anhang H zu finden. Die in den verschiedenen Bundesländern

zuständigen Gewerbeaufsichtsbehörden finden sich unter:

 https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellen-

verordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile&v=24

Der Fall, dass eine PtG-Anlage sowohl als überwachungsbedürftige Anlage als auch als Energieanlage

eingestuft wurde, ist bisher bei PtG-Anlagen noch nicht vorgekommen. Welche Behörde in einem solchen

Fall zuständig wäre, ist demnach nach Kenntnis des PORTAL GREEN Konsortiums für PtG-Anlagen noch
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ungeklärt. Erfahrungen mit dieser Situation bestehen jedoch bereits beispielsweise bei Gas- und Dampf-

kraftwerken (GuD), wo oftmals sowohl Gewerbeaufsicht (im Zuständigkeitsbereich Explosionsgefährdung)

als auch Energieaufsicht (im Zuständigkeitsbereich Energieanlage) zuständig sind (Farkas, 2020).

Erhält die PtG-Anlage eine CE-Kennzeichnung, ist nach ProdSG die Marktüberwachungsbehörde für die

Überprüfung zuständig, dass die Anforderungen der jeweiligen Verordnungen und Richtlinien tatsächlich

erfüllt sind. Es besteht jedoch keine grundsätzliche Meldepflicht. Der Hersteller erklärt die CE-Konformität

ohne das Einbeziehen der Behörden. Besteht jedoch der Verdacht, dass Anforderungen nicht erfüllt wer-

den, kann die Marktüberwachungsbehörde aktiv werden (Wooning, 2020). In diesem Fall sind sie befugt,

die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt solange zu verbieten, bis die Anforderungen erfüllt sind.

Darüber hinaus können sie die Rücknahme oder den Rückruf von Produkten anordnen und verlangen,

dass die Öffentlichkeit vor Risiken gewarnt wird. Eine Liste der in den verschiedenen Bundesländern zu-

ständigen Marktüberwachungsbehörden ist in Anhang H zu finden. Alternativ kann folgende Seite ggf.

weiterhelfen:

 https://webgate.ec.europa.eu/icsms/public/authoritySearch.jsp?locale=de

Neben Behörden sind auch unabhängige Prüfstellen nach EnWG, BetrSichV und ProdSG für verschiedene

Aufgaben einzubeziehen.

 Zugelassene Überwachungsstellen führen in der BetrSichV geforderte Prüfungen an überwachungs-

bedürftigen Anlagen durch. Eine Liste von zugelassenen Überwachungsstellen findet sich hier:

- https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Gesetzliche-und-hoheitliche-Aufgaben/Produktsicherheitsge-

setz/Zugelassene-Ueberwachungsstellen.html

 Notifizierte Stellen werden nach ProdSG als neutrale und unabhängige Organisationen in Konformi-

tätsbewertungsverfahren einbezogen. Sie bescheinigen dem Hersteller die Einhaltung der Anforde-

rungen der anzuwendenden Richtlinien und Verordnungen. Eine Liste der notifizierten Stellen findet

sich hier:

- https://ec.europa.eu/growth/tools-databases/nando/index.cfm?fuseaction=country.notified-

body&cou_id=276

Zu den einzelnen notifizierten Stellen ist dort angegeben, nach welchen EU-Richtlinien / Verordnungen

der EU diese berechtigt sind, das Konformitätsbewertungsverfahren abzunehmen. Es ist zu beachten,

welche notifizierte Stelle im Einzelfall die passende ist.

 Nach EnWG sind „behördlich zugelassene Sachverständige“ bei Prüfungen und Überprüfungen von

Energieanlagen einzubinden. Eine Liste ist zu finden unter

- https://www.dakks.de/content/akkreditierte-stellen-dakks

Bei den Sachverständigen ist jeweils zu prüfen, für welche Verordnungen, Themen, etc sie über eine ent-

sprechende Berechtigung verfügen. Oftmals sind mehrere Sachverständige einzubinden, die auch über

die hier genannten Stellen hinausgehen können. Manche Sachverständigenorganisationen können dar-

über hinaus unterschiedliche Rollen einnehmen (z. B. kann der TÜV als notifizierte Stelle oder als Zuge-

lassene Überwachungsstelle fungieren). Dies ist bei der Auswahl entsprechend zu beachten.
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Anhang A – Begriffe

Für die Anwendung dieses Dokuments gelten die folgenden Begriffe.

Abnahme(prü-

fung)

Die Abnahme von Druckgeräten umfasst die Druckprüfung,

Schlussprüfung und die Prüfung der Sicherheitseinrichtungen.

Die Abnahme wird vom Hersteller und/oder von der benannten

Stelle durchgeführt.

Druckgerätericht-

linie

Arbeitgeber Natürliche und juristische Personen und rechtsfähige Personen-

gesellschaften, die folgende Personen beschäftigen

- Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

- Die zur Berufsbildung Beschäftigten

- Arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne des §5 Abs. 1 des

Arbeitsgerichtsgesetzes, ausgenommen die in Heimarbeit

Beschäftigten und die ihnen gleichgestellten

- Beamte und Beamtinnen

- Richter und Richterinnen

- Soldaten und Soldatinnen

- die in Werkstätten für Behinderte Beschäftigten.

ArbSchG

Arbeitgeber Arbeitgeber ist, wer nach § 2 Abs. 3 des ArbSchG als solcher

bestimmt ist. Dem Arbeitgeber steht gleich,

1. Wer, ohne Arbeitgeber zu sein, zu gewerblichen oder wirt-

schaftlichen Zwecken eine überwachungsbedürftige Anlage

verwendet

2. der Arbeitgeber und der Zwischenmeister im Sinne des

Heimarbeitsgesetzes.

BetrSichV

Auf Dauer tech-

nisch dicht

Bei Anlagenteilen, die auf Dauer technisch dicht sind, sind keine

Freisetzungen zu erwarten. Anlagenteile gelten als auf Dauer

technisch dicht, wenn

a) sie so ausgeführt sind, dass sie aufgrund ihrer Konstruktion

technisch dicht bleiben oder

b) ihre technische Dichtheit durch Wartung und Überwachung

ständig gewährleistet wird.

TRGS 722, Kap.

4.5.2

Arbeitsmittel Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit

verwendet werden, sowie überwachungsbedürftige Anlagen.

BetrSichV

Baugruppe Mehrere Druckgeräte, die von einem Hersteller zu einer zusam-

menhängenden funktionalen Einheit verbunden werden.

14. ProdSV

Bereitstellung

auf dem Markt

Jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts

zum Vertrieb, Verbrauch oder zur Verwendung auf dem Gemein-

schaftsmarkt im Rahmen einer Geschäftstätigkeit.

Verordnung (EG)

Nr. 765/2008

Biogas Biomethan, Gas aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Gru-

bengas sowie Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt

worden ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur

Elektrolyse eingesetzte Strom und das zur Methanisierung ein-

gesetzte CO2 oder CO jeweils nachweislich weit überwiegend

aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne der Richtlinie

2009/28/EG79 stammen.

EnWG §3 Nr. 10c

79 Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie

aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG
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CE-Kennzeich-

nung

Kennzeichnung, durch die der Hersteller erklärt, dass das Pro-

dukt den geltenden Anforderungen genügt, die in den Harmoni-

sierungsvorschriften der EU festgelegt sind.

ProdSG

Verordnung (EG)

Nr. 765/2008

Direktleitung Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem ein-

zelnen Kunden verbindet, oder eine Leitung, die einen Elektrizi-

tätserzeuger und ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen zum

Zwecke der direkten Versorgung mit ihrer eigenen Betriebs-

stätte, Tochterunternehmen oder Kunden verbindet, oder eine

zusätzlich zum Verbundnetz errichtete Gasleitung zur Versor-

gung einzelner Kunden.

EnWG §3 Nr. 12

Druckanlagen Druckanlagen schließen alle druckbeaufschlagten Anlagenteile

sowie die für den sicheren Betrieb erforderlichen Austrüstungs-

teile (z. B. Sicherheitsventile, Begrenzungseinrichtungen, Ab-

sperrarmaturen) ein. Der Umfang der Druckanlage ist durch den

Arbeitgeber festzulegen.

TRBS 1201-2

Druckgerät Behälter, Rohrleitungen, Ausrüstungsteile mit Sicherheitsfunk-

tion und druckhaltende Ausrüstungsteile, ggf. einschließlich an

drucktragenden Teilen angebrachter Elemente wie Flansche,

Stutzen, Kupplungen, Trageelemente, Hebeösen

14. ProdSV

Energie Elektrizität und Gas, soweit sie zur leitungsgebundenen Ener-

gieversorgung verwendet werden

EnWG § 3, Nr. 14

Energieanlagen Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe

von Energie, soweit sie nicht lediglich der Übertragung von Sig-

nalen dienen, dies schließt die Verteileranlagen der Letztver-

braucher sowie bei der Gasversorgung auch die letzte Absper-

reinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein

EnWG § 3, Nr. 15

Energieanlagen

der Gasversor-

gung

Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe

von Gas, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung

verwendet werden. Dies schließt Verteileranlagen der Letztver-

braucher sowie die letzte Absperreinrichtung vor der Ver-

brauchsanlage mit ein.

DVGW G 100

Energieversor-

gungsnetze der

allgemeinen

Versorgung

Energieversorgungsnetze, die der Verteilung von Energie an

Dritte dienen und von ihrer Dimensionierung nicht von vorneher-

ein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzer-

richtung feststehender oder bestimmbarer Letztverbraucher

ausgelegt sind, sondern grundsätzlich für die Versorgung jedes

Letztverbrauchers offen stehen

EnWG § 3, Nr. 17

Errichtung Umfasst Montage und Installation am Verwendungsort BetrSichV

Fernleitung Transport von Erdgas durch ein Hochdruckfernleitungsnetz, mit

Ausnahme von vorgelagerten Rohrleitungsnetzen, um die Ver-

sorgung von Kunden zu ermöglichen, jedoch nicht die Versor-

gung der Kunden selbst

EnWG § 3, Nr. 19

Gas Erdgas, Biogas, Flüssiggas im Rahmen der §§ 4 und 49 sowie,

wenn sie in ein Gasversorgungsnetz eingespeist werden, Was-

serstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und

synthetisch erzeugtes Methan, das durch wasserelektrolytisch

erzeugen Wasserstoff und anschließende Methanisierung her-

gestellt worden ist

EnWG § 3, Nr.

19a

Gasversor-

gungsnetz

Alle Fernleitungsnetze, Gasverteilernetze, LNG-Anlagen oder

Speicheranlagen, die für den Zugang zur Fernleitung, zur Ver-

teilung und zu LNG-Anlagen erforderlich sind und die einem o-

der mehreren Energieversorgungsunternehmen gehören und

von ihm oder von ihnen betrieben werden, […]

EnWG § 3, Nr. 20
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Gefahrenana-

lyse (Druckge-

räterichtlinie)

Die Gefahrenanalyse gemäß Druckgeräterichtlinie muss der

Hersteller durchführen, um die mit seinem Gerät verbundenen

druckbedingten Gefahren zu ermitteln. Die Art und Weise der

Durchführung und Dokumentation ist nicht vorgeschrieben. Die

Gefahrenanalyse gehört nicht zu den obligatorisch beizufügen-

den Herstellerinformationen.

FDBR Merkblatt

MB 11

Gefährdungs-

beurteilung

(BetrSichV)

Die Gefährdungsbeurteilung muss der Betreiber vornehmen, um

die notwendigen Maßnahmen für die sichere Bereitstellung und

Benutzung der Anlage zu ermitteln.

FDBR Merkblatt

MB 11

Hersteller Jede natürliche oder juristische Person, die ein Produkt herstellt

oder entwickeln oder herstellen lässt und dieses Produkt unter

ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Marke vermarktet; als

Hersteller gilt auch jeder, der

a) Geschäftsmäßig seinen Namen, seine Marke oder ein ande-

res unterscheidungskräftiges Kennzeichen an einem Produkt

anbringt und sich dadurch als Hersteller ausgibt oder

b) Ein Produkt wiederaufbereitet oder die Sicherheitseigen-

schaften eines Verbraucherprodukts beeinflusst und dieses

anschließend auf dem Markt bereitstellt

ProdSG

Verordnung (EG)

Nr. 765/2008

Hersteller Jede natürliche oder juristische Person, die ein Druckgerät oder

eine Baugruppe herstellt oder entwickeln oder herstellen lässt

und dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eige-

nen Marke vermarktet oder für eigene Zwecke verwendet

14. ProdSV

Hersteller Jede natürliche oder juristische Person, die eine von dieser

Richtlinie erfasste Maschine oder eine unvollständige Maschine

konstruiert und/oder baut und für die Übereinstimmung der Ma-

schine oder unvollständigen Maschine mit dieser Richtlinie im

Hinblick auf ihr Inverkehrbringen unter ihrem eigenen Namen o-

der Warenzeichen oder für den Eigengebrauch verantwortlich

ist. Wenn kein Hersteller im Sinne der vorstehenden Begriffsbe-

stimmung existiert, wird jede natürliche oder juristische Person,

die eine von dieser Richtlinie erfasste Maschine oder unvollstän-

dige Maschine in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, als Her-

steller betrachtet

2006/42/EG, Art.

2i)

Inbetriebnahme Erstmalige Verwendung eines Druckgeräts oder einer Bau-

gruppe durch seinen oder ihren Nutzer

14. ProdSV

Inbetriebnahme Erstmalige bestimmungsgemäße Verwendung einer von dieser

Richtlinie erfassten Maschine in der Gemeinschaft

2006/42/EG, Art.

2a)

Instandhaltung Gesamtheit aller Maßnahmen zur Erhaltung des sicheren Zu-

stands oder der Rückführung in diesen. Instandhaltung umfasst

insbesondere Inspektion, Wartung und Instandsetzung.

BetrSichV

Konformitätsbe-

wertung

Verfahren zur Bewertung, ob spezifische Anforderungen an ein

Produkt, ein Verfahren, eine Dienstleistung, ein System, eine

Person oder eine Stelle erfüllt worden sind

ProdSG

Verordnung (EG)

Nr. 765/2008,

Art. 2

Konformitätsbe-

wertungsstelle

Eine Stelle, die Konformitätsbewertungstätigkeiten einschließ-

lich Kalibrierungen, Prüfungen, Zertifizierungen und Inspektio-

nen durchführt.

Der Begriff kann synonym mit den Begriffen „notifizierte Stelle“

und „benannte Stelle“ verwendet werden.

Verordnung (EG)

Nr. 765/2008,

Art. 2

LNG-Anlage Kopfstation zur Verflüssigung von Erdgas oder zur Einfuhr, Ent-

ladung und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas; […]

EnWG § 3, Nr. 26
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Maschine Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet „Maschine“ die in Artikel

1 Absatz 1 a bis f aufgelisteten Erzeugnisse:

a) Maschinen;

b) auswechselbare Ausrüstungen;

c) Sicherheitsbauteile;

d) Lastaufnahmemittel;

e) Ketten, Seile und Gurte;

f) abnehmbare Gelenkwellen;

Ferner bezeichnet der Ausdruck

- eine mit einem anderen Antriebssystem als der unmittelbar

eingesetzten menschlichen oder tierischen Kraft ausgestat-

tete oder dafür vorgesehene Gesamtheit miteinander ver-

bundener Teile oder Vorrichtungen, von denen mindestens

eines bzw. eine beweglich ist und die für eine bestimmte

Anwendung zusammengefügt sind;

- eine Gesamtheit im Sinne des ersten Gedankenstrichs, der

lediglich die Teile fehlen, die sie mit ihrem Einsatzort oder

mit ihren Energie- und Antriebsquellen verbinden;

- eine einbaufertige Gesamtheit im Sinne des ersten und

zweiten Gedankenstrichs, die erst nach Anbringung auf ei-

nem Beförderungsmittel oder Installation in einem Gebäude

oder Bauwerk funktionsfähig ist;

- eine Gesamtheit von Maschinen im Sinne des ersten, zwei-

ten und dritten Gedankenstrichs oder von unvollständigen

Maschinen im Sinne des Buchstabens g, die, damit sie zu-

sammenwirken, so angeordnet sind und betätigt werden,

dass sie als Gesamtheit funktionieren;

eine Gesamtheit miteinander verbundener Teile oder Vorrichtun-

gen, von denen mindestens eines bzw. eine beweglich ist und

die für Hebevorgänge zusammengefügt sind und deren einzige

Antriebsquelle die unmittelbar eingesetzte menschliche Kraft ist;

Gesamtheit von Maschinen (2006/42/EG, Anhang 1 Nr. 1.2.4.4):

Sind Maschinen oder Maschinenteile dazu bestimmt zusammen-

zuwirken, so müssen sie so konstruiert und gebaut sein, dass

die Einrichtungen zum Stillsetzen, einschließlich der NOT-

HALT-Befehlsgeräte, nicht nur die Maschine selbst stillsetzen

können, sondern auch alle damit verbundenen Einrichtungen,

wenn von deren weiterem Betrieb eine Gefahr ausgehen kann.

2006/42/EG, Art.

2a)

Norm Eine von einer anerkannten Normungsorganisation angenom-

mene technische Spezifikation zur wiederholten und ständigen

Anwendung, deren Einhaltung nicht zwingend ist und die unter

eine der nachstehenden Kategorien fällt:

a) internationale Norm: eine Norm, die von einer internationa-

len Normungsorganisation angenommen wurde,

b) europäische Norm: Norm, die von einer europäischen Nor-

mungsorganisation angenommen wurde

c) harmonisierte Norm: europäische Norm, die auf der Grund-

lage eines Auftrags der Kommission zur Durchführung von

Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union angenommen

wurde

d) nationale Norm: Norm, die von einer nationalen Normungs-

organisation angenommen wurde

Verordnung (EU)

Nr. 1025/2012,

Art. 2 Nr. 1

Prüfung Ermittlung des Istzustands, der Vergleich des Istzustands mit

dem Sollzustand sowie die Bewertung der Abweichung des Ist-

zustands vom Sollzustand.

BetrSichV
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Prüfpflichtige

Änderung

Ist jede Maßnahme, durch welche die Sicherheit eines Arbeits-

mittels beeinflusst wird. Auch Instandsetzungsmaßnahmen kön-

nen solche Maßnahmen sein

BetrSichV

Technisch dicht Bei Anlagenteilen, die technisch dicht sind, können seltene Frei-

setzungen auftreten.

Geläufiger, aber nicht verbindlich definierter Begriff, der eine re-

lativ hohe Dichtheitsanforderung an Anlagenteile beschreibt.

Gleichzeitig wird jedoch eine gewisse Undichtigkeit oder Le-

ckage zugebilligt. Im Hinblick auf den Explosionsschutz oder die

Emission von Treibhausgasen kann dieser Begriff von Bedeu-

tung bei der Auswahl von Komponenten und Bauteilen sein.

TRGS 722 Nr.

7.5.3

(CE-Engineering,

2010)

Überwachungs-

bedürftige An-

lage

a) Dampfkesselanlagen mit Ausnahme von Dampfkesselanla-

gen auf Seeschiffen

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesseln

c) Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, verflüssigten oder

unter Druck gelösten Gasen

d) Leitungen unter innerem Überdruck für brennbare, ätzende

oder giftige Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten

e) Aufzugsanlagen

f) Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen

g) Getränkeschankanlagen und Anlagen zur Herstellung koh-

lensaurer Getränke

h) Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager

i) Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung von

brennbaren Flüssigkeiten

Zu den überwachungsbedürftigen Anlagen gehören auch Mess-

, Steuer- und Regeleinrichtungen, die dem sicheren Betrieb die-

ser überwachungsbedürftigen Anlagen dienen; zu den in den

Buchstaben b, c und d bezeichneten überwachungsbedürf-

tigen Anlagen gehören nicht die Energieanlagen im Sinne

des EnWG. Überwachungsbedürftige Anlagen stehen den Pro-

dukten im Sinne von Nr. 22 gleich, soweit sie nicht schon von

Nr. 22 erfasst werden.

Produkte im Sinne Nr. 22 sind Waren, Stoffe und Zubereitungen,

die durch einen Fertigungsprozess hergestellt worden sind.

ProdSG

Unvollständige

Maschine

Eine Gesamtheit, die fast eine Maschine bildet, für sich genom-

men aber keine bestimmte Funktion erfüllen kann. Ein An-

triebssystem stellt eine unvollständige Maschine dar. Eine un-

vollständige Maschine ist nur dazu bestimmt, in andere Maschi-

nen oder in andere unvollständige Maschinen oder Ausrüstun-

gen eingebaut oder mit ihnen zusammengefügt zu werden, um

zusammen mit ihnen eine Maschine im Sinne der Maschinen-

richtlinie (2006/42/EG) zu bilden.

Für unvollständige Maschinen gelten spezielle Vorschriften, die

in Art. 13 der Maschinenverordnung festgelegt sind.

RL 2006/42/EG

Art. 2 g)

Verteilung […] Transport von Gas über örtliche oder regionale Leitungs-

netze, um die Versorgung von Kunden zu ermöglichen, jedoch

nicht die Belieferung der Kunden selbst […]

EnWG § 3, Nr. 37
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Zugelassene

Überwachungs-

stelle

Sind die in Anhang 2 Abschnitt 1 genannten Stellen.

1. Zulassung von Überwachungsstellen

Zugelassene Überwachungsstellen für die Prüfungen, die nach

diesem Anhang vorgeschrieben oder angeordnet sind, sind

Stellen nach § 37 Abs. 1 und 2 des ProdSG. Über die Anforde-

rungen des § 37 Abs. 5 des ProdSG hinaus sind folgende Vo-

raussetzungen für die Erteilung der Befugnis zu erfüllen:

Die zugelassene Überwachungsstelle muss

a) eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von

mindestens 2,5 Millionen Euro besitzen,

b) mindestens die Prüfung aller überwachungsbedürftigen An-

lagen jeweils nach Abschnitt 2, 3 oder 4 vornehmen können,

c) eine Leitung haben, welche die Gesamtverantwortung dafür

trägt, dass die Prüftätigkeiten in Übereinstimmung mit den

Bestimmungen dieser Verordnung durchgeführt werden,

d) ein angemessenes, wirksames Qualitätssicherungssystem

mit regelmäßiger interner Auditierung anwenden,

e) gewährleisten, dass die mit Prüfungen beschäftigten Perso-

nen nur mit solchen Aufgaben betraut werden, bei deren Erledi-

gung die Unparteilichkeit der Personen gewahrt bleibt, und

f) über ein Vergütungssystem verfügen, bei dem die Vergütung

der mit den Prüfungen beschäftigten Personen weder unmittel-

bar von der Anzahl der durchgeführten Prüfungen noch von de-

ren

Ergebnissen abhängt.

2. Zulassung von Prüfstellen von Unternehmen und Unter-

nehmensgruppen

Als zugelassene Überwachungsstellen dürfen Prüfstellen von

Unternehmen und Unternehmensgruppen im Sinne von § 37

Absatz 5 Satz 3 des ProdSG benannt werden, wenn dies

sicherheitstechnisch angezeigt ist, die Voraussetzungen der

Nummer 1 Satz 3 Buchstabe c bis f erfüllt sind und die Prüfstel-

len

a) organisatorisch abgrenzbar sind,

b) innerhalb des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe

über Berichtsverfahren verfügen, die ihre Unparteilichkeit si-

cherstellen und belegen,

c) nicht für die Planung, die Herstellung, den Vertrieb, den Be-

trieb oder die Instandhaltung der überwachungsbedürftigen An-

lage verantwortlich sind,

d) keinen Tätigkeiten nachgehen, die mit der Unabhängigkeit

ihrer Beurteilung und ihrer Zuverlässigkeit im Rahmen ihrer

Prüftätigkeiten in Konflikt kommen können, und

e) ausschließlich für das Unternehmen oder die Unterneh-

mensgruppe arbeiten.

Die Prüfstellen dürfen nur für Prüfungen an überwachungsbe-

dürftigen Anlagen im Sinne der Abschnitte 3 und 4 benannt wer-

den. Zu einer Unternehmensgruppe im Sinne von Satz 1 gehö-

ren Unternehmen nach den §§ 16 und 17 des Aktiengesetzes

sowie Gemeinschaftsunternehmen, an denen das Unterneh-

men, welchem die Prüfstelle angehört, eine Beteiligung von über

50 Prozent hält

BetrSichV

Zur Prüfung be-

fähigte Person

Person, die durch ihre Berufsbildung, ihre Berufserfahrung und

ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit über die erforderlichen Kennt-

nisse zur Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit hinsichtlich

der Prüfung von Arbeitsmitteln in den Anhängen 2 und 3 weiter-

gehende Anforderungen festgelegt sind, sind diese zu erfüllen.

BetrSichV
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Anhang B – Normen und technische Regeln zum Explosionsschutz

DIN-Normen

 DIN EN 1127-1: Explosionsfähige Atmosphären - Explosionsschutz - Teil 1: Grundlagen und Metho-

dik

 DIN EN 1839: Bestimmung der Explosionsgrenzen von Gasen und Dämpfen

 DIN EN 14756: Bestimmung der Sauerstoff-Grenzkonzentration (LOC) für Gase und Dämpfe

 DIN EN 14986: Konstruktion von Ventilatoren für den Einsatz in explosionsgefährdeten Bereichen

 CEN/TR 15281: Leitsätze für die Inertisierung zum Explosionsschutz

 DIN EN 13237: Explosionsgefährdete Bereiche - Begriffe für Geräte und Schutzsysteme zur Verwen-

dung in explosionsgefährdeten Bereichen

 DIN EN ISO 80079-36: Nicht-elektrische Geräte für den Einsatz in explosionsgefährdeten Bereichen

- Grundlagen und Anforderungen

 DIN EN ISO 80079-37: Nicht-elektrische Geräte für den Einsatz in explosionsgefährdeten Bereichen

- Schutz durch Konstruktive Sicherheit "c“, Schutz durch Zündquellenüberwachung "b“, Schutz durch

Flüssigkeitskapselung ‚k‘

 DIN EN 14522: Bestimmung der Zündtemperatur von Gasen und Dämpfen

 DIN EN 15198: Methoden zur Bewertung der Zündgefahren für nicht-elektrische Geräte und Kompo-

nenten zur Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen

 DIN EN 15233: Methode zur Bewertung der funktionalen Sicherheit von Schutzsystemen für explosi-

onsgefährdete Bereiche

 DIN EN 15967: Verfahren zur Bestimmung des maximalen Explosionsdruckes und des maximalen

zeitlichen Druckanstieges für Gase und Dämpfe

 DIN EN ISO 16852: Flammendurchschlagsicherungen - Leistungsanforderungen, Prüfverfahren und

Einsatzgrenzen

 DIN EN 1839: Bestimmung der Explosionsgrenzen von Gasen und Dämpfen und Bestimmung der

Sauerstoffgrenzkonzentration (SGK) für brennbare Gase und Dämpfe

 DIN EN 50014: Elektrische Betriebsmittel für explosionsgefährdete Bereiche - Allgemeine Bestim-

mungen

 DIN EN 50020: Elektrische Betriebsmittel für explosionsgefährdete Bereiche - Eigensicherheit "i“

 DIN EN 50039: Elektrische Betriebsmittel für explosionsgefährdete Bereiche - Eigensichere elektri-

sche Systeme "i" - Gruppe-II-Systeme für Gasatmosphären

 DIN EN 50495: Sicherheitseinrichtungen für den sicheren Betrieb von Geräten im Hinblick auf Explo-

sionsgefahren
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 DIN EN 60079-0: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 0: Betriebsmittel - Allgemeine Anforderungen

 DIN EN 60079-1: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 1: Geräteschutz durch druckfeste Kapselung

"d“

 DIN EN 60079-2: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 2: Geräteschutz durch Überdruckkapselung

"p"

 DIN EN 60079-29-3: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 29-3: Gasmessgeräte - Leitfaden zur funk-

tionalen Sicherheit von ortsfesten Gaswarnsystemen

 DIN EN 60079-29-4: Gasmessgeräte – Anforderungen an das Betriebsverhalten von Geräten mit of-

fener Messstrecke für die Messung brennbarer Gase

 DIN EN 60079-5: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 5: Geräteschutz durch Sandkapselung "q“

 DIN EN 60079-6: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 6: Geräteschutz durch Flüssigkeitskapselung

"o“

 DIN EN 60079-7: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 7: Geräteschutz durch erhöhte Sicherheit "e“

 DIN EN 60079-10-1: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 10-1: Einteilung der Bereiche - Gasexplo-

sionsgefährdete Bereiche

 DIN EN 60079-10-2: Explosionsgefährdete Bereiche Teil 10-2: Einteilung der Bereiche – Staubex-

plosionsgefährdete Bereiche

 DIN EN 60079-11: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 11: Geräteschutz durch Eigensicherheit "i“

 DIN EN 60079-13: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 13: Schutz von Einrichtungen durch einen

überdruckgekapselten Raum "p" und fremdbelüfteten Raum "v“

 DIN EN 60079-14: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 14: Projektierung, Auswahl und Errichtung

elektrischer Anlagen

 DIN EN 60079-15: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 15: Geräteschutz durch Zündschutzart "n"

 DIN EN 60079-18: Explosionsgefährdete Bereiche – Teil 18: Geräteschutz durch Vergusskapselung

„m“

 DIN EN 60079-19: Explosionsgefährdete Bereiche Teil 19: Gerätereparatur, Überholung und Rege-

nerierung

 DIN EN 60079-20-1: Explosionsfähige Atmosphären - Teil 20-1: Stoffliche Eigenschaften zur Klassi-

fizierung von Gasen und Dämpfen - Prüfmethoden und Daten

 DIN IEC 60079-20-2: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 20-2: Untersuchungsverfahren - Verfahren

zur Bestimmung der Mindestzündtemperatur von Staub

 DIN EN 60079-25: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 25: Eigensichere Systeme

 DIN EN 60079-26: Explosionsgefährdete Bereiche Teil 26: Betriebsmittel mit Geräteschutzniveau

(EPL) Ga
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 DIN EN 60079-27: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 27: Konzept für eigensichere Feldbussys-

teme (FISCO)

 DIN EN 60079-28: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 28: Schutz von Geräten und Übertragungs-

systemen, die mit optischer Strahlung arbeiten

 DIN EN 60079-30-1: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 30-1: Elektrische Widerstands-Begleithei-

zungen - Allgemeine Anforderungen und Prüfanforderungen

 DIN EN 60079-30-2: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 30-2: Elektrische Widerstands-Begleithei-

zungen - Anwendungsleitfaden für Entwurf, Installation und Instandhaltung

 DIN EN 60079-31: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 31: Geräte-Staubexplosionsschutz durch

Gehäuse "t"

 DIN EN 60079-32-2: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 32-2: Elektrostatische Gefährdungen –

Prüfverfahren

 DIN EN 60079-35-1: Kopfleuchten für die Verwendung in schlagwettergefährdeten Grubenbauen -

Teil 35-1: Allgemeine Anforderungen - Konstruktion und Prüfung in Relation zum Explosionsrisiko

 DIN EN 60079-35-2: Explosionsfähige Atmosphäre - Teil 35-2: Kopfleuchten für die Verwendung in

schlagwettergefährdeten Grubenbauen - Gebrauchstauglichkeit und andere sicherheitsrelevante

Themen

 IEC 60079-32-1: Explosionsgefährdete Atmosphäre – Teil 32-1: Elektrostatische Gefährdungen –

Leitfaden

 IEC TS 60079-39: Explosionsgefährdete Bereiche - Teil 39: Eigensichere Systeme mit elektronisch

gesteuerter Begrenzung der Funkendauer

 DIN VDE 0848-5: Sicherheit in elektrischen, magnetischen und elektromagnetischen Feldern

 DIN EN 14373: Explosions-Unterdrückungssysteme

 DIN EN 14460: Explosionsfeste Geräte

 DIN EN 14797: Einrichtungen zur Explosionsdruckentlastung

 DIN EN 14994: Systeme zur Druckentlastung bei Gasexplosionen

 DIN EN 15089: Explosions-Entkopplungssysteme

 DIN EN 16009: Einrichtungen zur flammenlosen Explosionsdruckentlastung

 DIN EN 16020: Explosionsschlote

 DIN 14095: Feuerwehrplan

Technische Regeln

 TRBS 1112 Teil I: Explosionsgefährdungen bei und durch Instandhaltungsarbeiten – Beurteilungen

und Schutzmaßnahmen
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 TRBS 1122: Änderungen von Gasfüllanlagen, Lageranlagen, Füllstellen, Tankstellen und Flugfeld-

betankungsanlagen - Ermittlung der Prüfpflicht nach Anhang 2 Abschnitt 3 BetrSichV und der Er-

laubnispflicht gemäß § 18 BetrSichV

 TRBS 1123: Prüfpflichtige Änderungen von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen - Ermitt-

lung der Prüfnotwendigkeit gemäß § 15 Absatz 1 BetrSichV

 TRBS 1201 Teil I: Prüfung von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen

 TRBS 1201 Teil 2: Prüfungen und Kontrollen bei Gefährdungen durch Dampf und Druck

 TRBS 1201 Teil 3: Instandsetzungen an Geräten, Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Re-

gelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU

 TRBS 1203: Zur Prüfung befähigte Personen

 TRBS 2141: Gefährdungen durch Dampf und Druck

 TRBS 2153: Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladung

 TRGS 507: Oberflächenbehandlung in Räumen und Behältern

 TRGS 529: Tätigkeiten bei der Herstellung von BiogasTRGS 723: Gefährliche explosionsfähige Ge-

mische – Vermeidung der Entzündung gefährlicher explosionsfähiger Gemische

 TRGS 720: Gefährliche explosionsfähige Gemische - Allgemeines

 TRGS 721: Gefährliche explosionsfähige Gemische – Beurteilung der Explosionsgefährdung

 TRGS 722: Vermeidung oder Einschränkung gefährlicher explosionsfähiger Gemische

 TRGS 723: Gefährliche explosionsfähige Gemische – Vermeidung der Entzündung gefährlicher ex-

plosionsfähiger Gemische

 TRGS 724: Gefährliche explosionsfähige Gemische - Maßnahmen des konstruktiven Explosions-

schutzes, welche die Auswirkung einer Explosion auf ein unbedenkliches Maß beschränken

 TRGS 725: Gefährliche explosionsfähige Atmosphäre - Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen im

Rahmen von Explosionsschutzmaßnahmen

 TRGS 727: Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen

 TRGS 800: Brandschutzmaßnahmen

 TRBS 3151/TRGS 751: Vermeidung von Brand-, Explosions- und Druckgefährdungen an Tankstel-

len und Gasfüllanlagen zur Befüllung von Landfahrzeugen

Weitere Regeln, Merkblätter und Informationen

 BG RCI Merkblatt T 023: Gaswarneinrichtungen und -geräte für den Explosionsschutz: Einsatz und

Betrieb

 BG RCI Merkblatt T 033: Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen
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 DVGW-Merkblatt 440: Explosionsschutzdokument für Anlagen zur leitungsgebundenen Versorgung

der Allgemeinheit mit Gas

 DVGW-Merkblatt 442: Explosionsgefährdete Bereiche an Ausblaseöffnungen von Leitungen zur At-

mosphäre an Gasanlagen

 DGUV Regel 113-001: Explosionsschutz-Regeln (Sammlung technischer Regeln für das Vermeiden

der Gefahren durch explosionsfähige Atmosphäre mit Beispielsammlung zur Einteilung explosions-

gefährdeter Bereiche in Zonen)

 DGUV Information 213-057: Gaswarneinrichtungen für den Explosionsschutz – Einsatz und Betrieb

(Merkblatt T 023 der Reihe „Sichere Technik“)

 DGUV Information 213-106: Explosionsschutzdokument

 DGUV Vorschrift 3: Elektrische Anlagen und Betriebsmittel

 DGUV Vorschrift 4: Elektrische Anlagen und Betriebsmittel
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Anhang D – Erläuterung zu sonstigen für die Konformitätsbewertung relevanten

EU-Richtlinien sowie nationalen Gesetzen und Verordnungen

Grundsätzlich kann für die im Folgenden kurz beschriebenen EU-Richtlinien angenommen werden, dass

sie für die Konstellation, in der der Betreiber einer PtG-Anlage bei deren Errichtung zum Hersteller wird

(siehe Kap. 3.2.1.1) und somit eine Konformitätsbewertung für die Anlage oder Anlagenteile durchzuführen

hat (siehe Kap. 5.2), keine übergeordnete Bedeutung haben. Nach den bisherigen Erkenntnissen des

PORTAL GREEN Konsortiums aus Umfragen bei PtG-Anlagenbetreibern (Umfrage, 2020) und detaillierten

Einblicken in Genehmigungsunterlagen ist in vielen Fällen (bei druckbehafteten PtG-Anlagenteilen) u. a.

die DGRL für die Durchführung des Konformitätsbewertungsverfahrens anzuwenden. Je nach PtG-Anla-

genkonstellation können auch die Maschinenrichtlinie, die Niederspannungsrichtlinie und in Hinblick auf

den Explosionsschutz die ATEX-Richtlinien eine wesentliche Rolle spielen.

Die unten aufgeführten Richtlinien können weitere Anforderungen beinhalten, die seitens der Hersteller

unter Umständen zu berücksichtigen sind, die aber für Betreiber, die eine PtG-Anlage unter eigener Ver-

antwortung zusammenbauen und damit zum Hersteller der Gesamtanlage werden, ggf. eine untergeord-

nete Rolle spielen. Daher sieht das PORTAL GREEN Konsortium es für Betreiber, die gleichzeitig Herstel-

ler der Gesamtanlage sind, als sinnvoll an, bereits beim Einkauf von Komponenten darauf zu achten, dass

diese die CE-Kennzeichnung tragen und somit von deren Konformität mit den entsprechenden EU-Richt-

linien ausgegangen werden kann.

Die RoHS-Richtlinie 2011/65/EU ist insofern zu beachten, dass der Betreiber/Hersteller Elektrogeräte mit

entsprechender CE-Kennzeichnung verwenden sollte, um sicher zu sein, dass diese und damit auch die

Anlage, in die diese verbaut werden sollen, keine größeren Mengen gefährlicher Stoffe enthält.

Die EMV-Richtlinie 2014/30/EU bzw. das EMVG gibt vor, in welcher Weise die elektromagnetische Ver-

träglichkeit von Betriebsmitteln (Der Begriff „Betriebsmittel“ ist in Art. 13 der EMV-RL definiert als ein Gerät

oder eine ortsfeste Anlage) beschaffen sein soll. Sie besagen, dass Betriebsmittel derart hergestellt wer-

den müssen, dass die von ihnen verursachten elektromagnetischen Störungen den bestimmungsgemäßen

Betrieb von Funk- und Telekommunikationsgeräten nicht stören und sie außerdem selbst gegen zu erwar-

tende elektromagnetische Störungen hinreichend unempfindlich sind (wesentliche Anforderungen sind in

Anhang I der EMV-RL zu finden). Für ortsfeste Anlagen (Begriffsdefinition siehe Artikel 3 Nr. 3 der EMV-

RL) sind laut Absatz 36 der Präambel der EMV-RL keine EU-Konformitätserklärung und keine Anbringung

der CE-Kennzeichnung erforderlich. Besondere Anforderungen an ortsfeste Anlagen sind in Anhang I der

EMV-RL festgelegt. Als Hilfestellung bei der Anwendung der EMV-Richtlinie hat die Europäische Kommis-

sion einen Leitfaden herausgegeben (EU-KOMM, 2018).

Mit der Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG wurde in der EU - und mit ihrer nationalen Umsetzung im

Rahmen des EVPG und der EVPGV auch in Deutschland - das Konzept der umweltgerechten Gestaltung

von Produkten eingeführt. Ziel ist es, die Umweltverträglichkeit und Energieeffizienz von bestimmten Pro-

dukten über deren gesamten Lebenszyklus hinweg zu verbessern. Dafür werden verbindliche Mindestan-

forderungen an die Produktgestaltung festgelegt, deren Einhaltung mit der CE-Kennzeichnung nachgewie-

sen werden muss. Spezifische Anforderungen enthält die Ökodesign-Richtlinie nicht, diese sind stattdes-

sen in einzelnen, auf bestimmte Produktgruppen zugeschnittenen Durchführungsmaßnahmen enthalten.

Die Richtlinie über Messgeräte 2004/22/EG legt grundlegende Anforderungen an Messgeräte jeglicher

Art fest. Sie wurde durch das Mess- und Eichgesetz (MessEG) sowie die Mess- und Eich-Verordnung

(MessEV) in deutsches Recht umgesetzt. Aufgrund der teils besonderen Empfindlichkeit von Messgeräten

gegenüber elektromagnetischen Störungen finden die Anforderungen der EMV-RL für elektromagnetische
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Störfestigkeit keine Anwendung auf diese. Die Anforderungen der EMV-RL über elektromagnetische Emis-

sionen gelten weiterhin (Art. 2 Abs. 2 der RL über Messgeräte). Die Erfüllung der Anforderungen an Mess-

geräte wird durch die CE-Kennzeichnung signalisiert.

Die Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über umweltbelastende Ge-

räuschemissionen von zur Verwendung im Freien vorgesehenen Geräten und Maschinen (Outdoor-RL,

2000/14/EG) stellt Anforderungen an Geräte und Maschinen, die zur Aufstellung im Freien vorgesehen

sind und Geräuschemissionen verursachen. Ihre Umsetzung in deutsches Recht stellt die 32. BImSchV

dar. Zu einem Großteil handelt es sich um Geräte und Maschinen, die im Bauwesen und Bergbau zum

Einsatz kommen. Als prominentes Beispiel im PtG-Kontext sind Kompressoren mit einer Leistung unter

350 kW zu nennen. Auch hier wird die Konformität mit den in der Outdoor-RL definierten Anforderungen

durch das Anbringen der CE-Kennzeichnung signalisiert.

Die Funkanlagen-RL (2014/53/EU) bzw. das deutsche Funkanlagengesetz (FuAG) legen Anforderungen

an Funkanlagen fest. Dabei handelt es sich um elektrische oder elektronische Erzeugnisse, die Funkwellen

zum Zweck der Funkkommunikation ausstrahlen oder empfangen oder Zubehör wie Antennen benötigen,

um dies zu tun. Da auch beispielsweise WLAN-Anlagen in den Anwendungsbereich fallen, können die

Anforderungen für PtG-Anlagenteile, die funkgesteuert sind, anzuwenden sein.

Die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur

Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der

Richtlinie 89/106/EWG des Rates (Bauproduktenverordnung, BauPVO) löste am 01.07.2013 die bis da-

hin geltende Bauprodukte-Richtlinie 89/106/EWG vollständig ab. Als europäische Verordnung gilt die Bau-

PVO direkt in allen EU-Mitgliedsstaaten und bedarf keiner Umsetzung in nationales Recht. Es existiert in

Deutschland dennoch das Bauproduktengesetz (BauPG), das der Umsetzung der alten Bauprodukte-

Richtlinie diente und nach deren Ablösung durch die Bauprodukteverordnung angepasst wurde.

Die Bauproduktenverordnung legt Bedingungen für das Inverkehrbringen von Bauprodukten oder ihre Be-

reitstellung auf dem Markt durch die Aufstellung von harmonisierten Regeln über die Angabe der Leistung

von Bauprodukten in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale sowie über die Verwendung der CE-Kenn-

zeichnung für diese Produkte fest. In Anhang I der BauPVO werden Grundanforderungen an Bauwerke

definiert. Dies betrifft Aspekte wie mechanische Festigkeit und Standsicherheit, Brandschutz, Sicherheit

für Personen, Schallschutz, Energieeinsparung und die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen.
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Anhang G – Musterbeispiel einer Konformitätserklärung nach der Druckgeräte-

richtlinie (2014/68/EU)

EU-KONFORMITÄTSERKLÄRUNG (Nr. XXXX) [Der Hersteller kann der Konformitätserklärung freiwillig

eine Nummer zuteilen]

1. Druckgerät oder Baugruppe (Produkt-, Typen-, Chargen- oder Seriennummer):

2. Name und Anschrift des Herstellers und ggf. seines Bevollmächtigten:

3. Die alleinige Verantwortung für die Ausstellung dieser Konformitätserklärung trägt der Hersteller:

4. Gegenstand der Erklärung (Bezeichnung des Druckgeräts oder der Baugruppe zwecks Rückverfolg-

barkeit; sie kann, falls zur Identifizierung des Druckgeräts oder der Baugruppe notwendig, ein Bild

enthalten):

 Beschreibung des Druckgerätes oder der Baugruppe;

 angewandte Konformitätsbewertungsverfahren;

 bei Baugruppen Beschreibung der Druckgeräte, aus denen die Baugruppe besteht, sowie die an-

gewandten Konformitätsbewertungsverfahren.

5. Der oben beschriebene Gegenstand der Erklärung erfüllt die einschlägigen Harmonisierungsrechts-

vorschriften der Europäischen Union:

6. Angabe der einschlägigen harmonisierten Normen, die zugrunde gelegt wurden, oder Angabe der

sonstigen technischen Spezifikationen, für die die Konformität erklärt wird:

7. Gegebenenfalls Name, Anschrift und Nummer der notifizierten Stelle, die die Konformitätsbewertung

vorgenommen hat, Nummer der ausgestellten Bescheinigung und Verweis auf die EU-Baumuster-

prüfbescheinigung (Baumuster), die EU-Baumusterprüfbescheinigung (Entwurfsmuster), die EU-Ent-

wurfsprüfbescheinigung oder die Konformitätsbescheinigung.

8. Zusatzangaben:

 Unterzeichnet für und im Namen von: (Ort und Datum der Ausstellung) (Name, Funktion) (Unter-

schrift)

(Gegebenenfalls: Angaben zum Unterzeichner, der bevollmächtigt ist, die Erklärung für den Hersteller oder

seinen Bevollmächtigten rechtsverbindlich zu unterzeichnen)
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Anhang H – Energieaufsichts- und Marktüberwachungsbehörden der Bundes-

länder

Bundesland Energieaufsicht Marktüberwachung

Baden-Württem-
berg

Regierungspräsidium Freiburg,

Referat 97 „Landesbergdirektion“

Technische Aufsichtsbehörde für die Si-
cherheit von Gashochdruckleitungen (>
16 bar) und technische Energieaufsicht
bei leitungsgebundener öffentlicher Ver-
sorgung mit Strom und Gas (< 16 bar)

Regierungspräsidium Tübingen

Abteilung 11 „Marktüberwachung“

Konrad-Adrenauer-Straße 20, Tü-
bingen

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie

Prinzregentenstraße 28, München

Marktüberwachung wird von den
Gewerbeaufsichtsämtern wahrge-
nommen, für den Vollzug des
ProdSG sind für Bayern-Süd das
Gewerbeaufsichtsamt Oberbayern
und für Bayern-Nord das Gewer-
beaufsichtsamt Mittelfranken zu-
ständig

Berlin Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie
und Betriebe

Abteilung Energie, Digitalisierung, Inno-
vation, Referat IIIA

Martin-Luther-Str. 105, Berlin

Landesamt für Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz und technische
Sicherheit

Turmstraße 21, Berlin

Senatsverwaltung für Integration,
Arbeit und Soziales

Oranienstraße 106, Berlin

Brandenburg Energieerzeugung: Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Energie (MWAE)

Referat 31 „Grundsatz, Energierecht,
Netze, Energieaufsicht“

Heinrich-Mann-Allee 107, Potsdam

Strom- und Gasleitungen: Landesamt für
Bergbau, Geologie und Rohstoffe
(LBGR): Enteignungen im Rahmen des
EnWG und Vollzug der GasHDrLtgV

Landesamt für Arbeitsschutz, Ver-
braucherschutz und Gesundheit

Horstweg 57, Potsdam

Bremen Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr

Contrescarpe 72, Bremen

Gewerbeaufsicht Bremen

Referat „technische Sicherheit“

Parkstraße 58/60, Bremen

Hamburg Behörde für Umwelt und Energie der
Stadt Hamburg

Neuenfelder Straße 19, Hamburg

Behörde für Justiz und Verbrau-
cherschutz

Billstraße 80, Hamburg

Hessen Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Landesentwicklung

Kaiser-Friedrich-Ring 75, Wiesbaden

Regierungspräsidium Kassel

Am alten Stadtschloss 1, Kassel

Mecklenburg-
Vorpommern

Bergamt Stralsund

Frankendamm 17, Stralsund

Ministerium für Verkehr, Bau und
Landentwicklung - Oberste Bau-
aufsichtsbehörde
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Ausführung der GasHDrLtgV Schloßstraße 6-8, Schwerin

Niedersachsen Niedersächsiches Ministerium für Um-
welt, Energie und Klimaschutz, Referat
51 „Grundsatzangelegenheiten, Energie-
wirtschafts- und Klimaschutzrecht,
Strom- und Gasnetze, technische Ener-
gieaufsicht

Archivstraße 2, Hannover

Niedersächsisches Landesamt für
Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit

Röverskamp 5, Wardenburg

NRW Ministerium für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk des
Landes NRW

Referat VB 4

Berger Allee 25, Düsseldorf

Bezirksregierungen Arnsberg, Det-
mold, Düsseldorf, Köln und Müns-
ter

Rheinland-Pfalz Ministerium für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-
Pfalz

Referat 8203 „Energieaufsicht, Recht der
Energieregulierung, Öffentliches Auf-
tragswesen“

Stiftstraße 9, Mainz

Ministerium für Umwelt, Energie,
Ernährung und Forsten

Referat 67

Kaiser-Friedrich-Straße 1, Mainz

Saarland Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ener-
gie und Verkehr

Referat F/2 „Energieaufsicht, Energiekar-
tellbehörde“

Franz-Josef-Röder-Str. 17, 66119 Saar-
brücken

Landesamt für Umwelt und Ar-
beitsschutz (LUA)

Fachbereich 4.3 „Mess- und Eich-
wesen/Produktsicherheit“

Am Tummelplatz 5, Saarbrücken

Sachsen Sächsisches Staatsministerium für Ener-
gie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirt-
schaft

Wilhelm-Buck-Straße 2, Dresden

Sächsisches Staatsministerium für
Energie, Klimaschutz, Umwelt und
Landwirtschaft

Wilhelm-Buck-Straße 2, Dresden

Sachsen-Anhalt Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft
und Energie

Abteilung 3 „Energie, Klimaschutz, Nach-
haltigkeit“, Referat 33 „Energieaufsicht,
Energieregulierung“

Leipziger Straße 58, Magdeburg

Landesamt für Arbeitsschutz

Fachbereich Arbeitsschutz

FreiimFelder Straße 68, Halle

Thüringen Thüringer Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz

Referat 34 „Energieaufsicht, Landeskar-
tellbehörde Energie“

Beethovenstr. 3, Erfurt

Landesamt für Verbraucherschutz

Abteilung „Gesundheitlicher und
technischer Verbraucherschutz“,
Dezernat „Marktüberwachung“

Tennstedter Str. 8/9, Bad Langen-
salza
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